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Einleitung

Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr zahlreiche gesetzliche Anpassungen im Sinne einer
Beschleunigung des Ausbaus der Windenergie vorgenommen. Das Ausbauziel von 115 Gigawatt (GW)
bis 2030 unterstreicht die Ambition der Ampel, Wind an Land zum Massetrager der Energiewende zu
machen: fur Klimaschutz, Energiesouveranitat, und glnstige Energiepreise. Trotzdem stockt der
erhoffte Hochlauf des Ausbaus der ,Freiheitsenergien” an vielen Stellen, da zentrale Herausforderungen
noch nicht adressiert wurden. Die Ausbauzahlen sind mir 2,4 GW im Jahr 2022 deutlich zu niedrig und
die Aussichten fiur 2023 und 2024 sind mit Blick auf die aktuelle Genehmigungssituation nur
unwesentlich besser. Die Erwartungen der Windenergie-Branche an die von Bundesminister Robert
Habeck angekindigten zwei Windgipfel sind deshalb grof: Der Bundesverband WindEnergie (BWE) sieht
in den angekiindigten Treffen eine echte Chance, insbesondere bei den Ausbau-Hemmnissen Losungen
zu finden, die ein ressortlbergreifendes Zusammenwirken erfordern. Denn flr eine zeitnahe
Beschleunigung des Windenergie-Ausbaus muss die gesamte Bundesregierung gemeinsam an einem
Strang ziehen. Der erste Windgipfel, auf dem am 22. Marz ein Windkabinett zusammentritt, soll nun in
strukturierten Handlungsfeldern und auf der Grundlage eines Eckpunktepapiers die vielfaltigen
Hemmnisse im Bereich der Windenergie diskutieren und erste Ldsungsvorschlége erarbeiten. Ein
zweiter Windgipfel wird die Stellungnahmen der Branche und der Lander bericksichtigen.

Die Bundesregierung darf sich dabei kein Beispiel am erfolglosen Windgipfel der Vorgangerregierung im
Jahr 2019 nehmen. Die dort beschlossenen Malinahmen wurden in der Mehrzahl nicht umgesetzt,
waren wirkungslos oder haben - wie die Abstandsregelung - den Ausbau zusatzlich gehemmt. Heute
sieht die Branche den klaren Willen der Bundesregierung, die Probleme mit grofRer Ernsthaftigkeit
anzugehen und erwartet auch mit Blick auf die Aussagen des Koalitionsvertrags konstruktive Beitrdage
aus allen Ministerien.

Der BWE hat auf Grundlage der Erfahrungen seiner Mitgliedsunternehmen ein klares Bild der
Herausforderungen und unterbereitet mit dem vorliegenden Forderungskatalog detaillierte Ansatze
und Vorschldge zu deren Bewadltigung insbesondere auf Bundesebene. Unsere Ideen zur
Flachenmobilisierung, Genehmigungserleichterung, Entlastung der Genehmigungsbehdrden, zum
Bundesnaturschutzgesetz, den Belangen der Bundeswehr, Transportgenehmigungen, Teilhabe- und
WertschépfungsmalRnahmen sowie vielen weiteren Themen dienen als umfassende Ubersicht (iber
Probleme und entsprechende Lésungsansatze fir den Windgipfel.! Wenngleich wir hier einen groRen
Umfang an MalBnahmen vorschlagen, so ist der vorliegende Katalog dennoch nicht als abschlieRend
anzusehen. Alle vorgeschlagenen MalRnahmen zielen auf eine kurz- bis mittelfristige Wirkung ab und
werden in ihrer Gesamtheit dazu beitragen, noch vor Ablauf dieser Legislatur deutlich mehr
Windenergieprojekte zu realisieren und die Bundesregierung den eigenen Ausbau- und Klimazielen
deutlich ndher zu bringen. Aber nicht nur die Entscheidungen auf Bundesebene sollten aus einem Guss
sein. Auch die Bundeslander missen sich beim Windgipfel und der Windstrategie konstruktiv beteiligen.
Nur mit der notwendigen Entschlossenheit und Abstimmung auf allen Ebenen kann der Ausbau der
Windenergie im erforderlichen MaRe beschleunigt und die Energiewende abgesichert werden.

LEsist ein ganzer Katalog geworden —aber nicht jeder Vorschlag richtet sich an jedes Ministerium. Daher haben wir im Vorfeld
bereits flr die Ressorts zugeschnittene Pakete versandt. Diese Publikation fasst noch einmal alle Vorschldage zusammen und
erganzt in manchen Bereichen.
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1 Flachenpotentiale kurzfristig heben — Flachenmobilisierung

Trotz Bemihungen der Bundesregierung zur Hebung von Flachenpotentialen — insbesondere durch das
sogenannte Sommerpaket — sieht der BWE ein Erfordernis, die Flachenmobilisierung noch einmal zu
beleuchten und weitere Schritte zur kurzfristigen Hebung der Flachenpotentiale einzuleiten.

Die zur Verflgung zu stehenden, tatsachlich bebaubaren Flachen bilden den Grundpfeiler fir den
Ausbau der Windenergie. Hier spielen die Lander durch das Aufstellen von Planen eine tragende Rolle.

Gleichzeitig ist der Bund gefragt, die Vorgaben so zu gestalten, dass das 2-Prozent-Flachenziel des
Windflachenbedarfsgesetzes (WindBG) auch tatsachlich erreicht wird. Der Bund und damit die
Bundesregierung sind es schliefilich, die fur die Einhaltung der Klimaschutzziele, der Ausbauziele der
Erneuerbaren Energien und des verfassungsrechtlich gegebenen Anspruchs auf Klimaschutz aus Artikel
20a Grundgesetz einzustehen haben.

Der BWE macht umfangreiche Vorschldge zur kurzfristigen Flachenmobilisierung:

e EinfUhrung des sofortigen Entfallens der Ausschlusswirkung bestehender und zuklnftiger Plane

und damit des Planvorbehalts gemalk § 35 Abs. 3 S. 3 Baugesetzbuch (BauGB) flr mindestens
sieben Jahre, wenn in Planregionen nicht bereits jetzt mindestens 2 Prozent Windenergieflache
im jeweiligen Plangebiet ausgewiesen wurde und Einfihrung einer Ubergangsregelung fir
Plangebiete, die schon mindestens 1,4 Prozent ausgewiesen haben.

e Alternativvorschlag (an WindBG angelehnt): Einfihrung des sofortigen Wegfalls der
Ausschlusswirkung in den Bundeslandern, die nicht jetzt schon mind. 1,4 Prozent ausgewiesen

haben, solange bis sie das finale Mindestflachenziel erreicht haben.

o Zusatzlich zur Erlangung von Planungssicherheit: allen Antragen, die im Zeitraum des
Wegfalls der Ausschlusswirkung gestellt werden, kann eine spatere Ausschlusswirkung
bzw. Entprivilegierung nicht entgegengehalten werden.

e Dauerhafte uneingeschrankte Privilegierung fir besondere Flachen (insb. an StraRen,

Schienenwegen, Industrie- und Gewerbegebieten).

e Blockaden durch Moratorien und Plansicherheitsinstrumente aussetzen:

e Fine sofortige Durchsetzung ausgewiesener regionalplanerischer Gebiete fur die

Windenergienutzung gegen entgegenstehende Bauleitplanung ermdglichen.

e Zwischenziel streichen und finales Mindestziel auf den 31. Dezember 2025 vorziehen.

e Den Gemeinden eine schnellere Planung und Zulassung von Windenergieprojekten unabhangig
etwaiger  Ausschlusswirkung und Landerabstandsklauseln ermoglichen  (Gemeinde-
Offnungsklauseln).

e Hinderliche Beschrankungen der isolierten Positivplanung beseitigen.

e Rotor-Out-Regelung verbindlich festschreiben.
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e Planungsrechtliche Beschrdnkungen von Repowering-Vorhaben beheben, ,Grundzige der

Planung” streichen bzw. zumindest definieren.

e Sofortige Aufhebung der Lianderabstandsregelungen bzw. die Regelungen zumindest den

Repowering-Vorhaben nicht entgegenstehen lassen.

e Unzuldssigkeit von Hohenbegrenzungen festschreiben; zudem: Klarstellung in bestehenden

Planen, dass diese den Windenergieanlagen an Land (WEA) nicht entgegengehalten werden
konnen und veraltete Baufenster nutzbar machen.

2 Abwagungsvorrang aus § 2 EEG klarstellend in BauGB und
BImSchG verankern

GemdR Gesetzesbegrindung zu § 2 Erneuerbaren-Energien-Gesetz 2023 (EEG) sind verschiedene
Belange gegeniiber erneuerbaren Energien in einer Abwagungsentscheidung nachrangig zu bewerten.?

Der BWE empfiehlt zur besseren Durchsetzbarkeit des Abwagungsvorrangs in § 2 EEG eine Festlegung
des Vorrangs erneuerbarer Energien in der Schutzglterabwdadgung durch Festschreibung in samtlichen
Fachgesetzen, hier:

e Abwdagungsvorrang § 2 EEG in BauGB und

e im Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) verankern.

3 Genehmigungsverfahren endlich beschleunigen

Die Koalition hat vereinbart, den Ausbau der Erneuerbaren Energien drastisch zu beschleunigen und
alle Hirden und Hemmnisse aus dem Weg zu rdumen.® Hierfir sollen auch die
Genehmigungsverfahren von WEA erheblich verkirzt und entbirokratisiert werden, sodass diese ihren
Beitrag zum erforderlichen Ausbau der Erneuerbaren Energien leisten kdnnen.

Die Genehmigungsverfahren sind nach wie vor deutlich zu lang, zu aufwandig und mit zu hohen
Priifanforderungen an den Bau der Anlagen gekniipft. Nach aktuellen Angaben der Fachagentur
Windenergie an Land* dauern Genehmigungsverfahren bundesweit im Durchschnitt knapp 2 Jahre
(mogliche anschlielende Widerspruchs- und Klageverfahren noch nicht einberechnet). Spitzenreiter ist
Hessen mit durchschnittlich circa 3 Jahren (38 Monate). Das langste Genehmigungsverfahren wurde mit
fast 8 Jahren angegeben.®

2 Vgl. BT Ds. 20/1630, S. 159: ,Die erneuerbaren Energien miissen daher nach § 2 S. 2 EEG 2021 bis zum Erreichen der
Treibhausgasneutralitit als vorrangiger Belang in die Schutzgliterabwdgung eingebracht werden. Konkret sollen die
erneuerbaren Energien damit im Rahmen von Abwdgungsentscheidungen u.a. gegeniiber seismologischen Stationen,
Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-,
Bau- oder Strafsenrecht nur in Ausnahmefdllen iiberwunden werden.” — LINK.

3 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 55.

4Vgl. FA Wind: Dauer férmliche Genehmigungsverfahren fir Windenergieanalgen an Land — LINK.

5 Ebd.: um welches Bundesland es sich handelt, ist von der Fachagentur Windenergie an Land nicht angegeben.


https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001630.pdf
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Genehmigung/FA_Wind_Dauer_Genehmigungsverfahren_Wind_an_Land.pdf
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Die Bundesregierung ist seit Gber einem Jahr im Amt. Bisher wurde keine Regelung zur Beschleunigung
des Verfahrensrechts umgesetzt, die eine merkliche Besserung bedeuten wiirden. Die BImSchG-Novelle
hangt seit Monaten.®

Das Verfahrensrecht kann mit den entsprechenden Anderungen — neben den wichtigen zu
verdndernden  materiellen  Prufanforderungen — seinen  Beitrag zu  beschleunigten
Genehmigungsverfahren leisten. Der BWE drangt daher auf schnellmégliche Anderungen im

Verfahrensrecht der Genehmigungen fur WEA im BImSchG, z.B.:

e Repowering ohne grollen Genehmigungsaufwand ermdglichen

Es bestehen weiterhin erhebliche Rechtsunsicherheiten flr Repowering-Vorhaben, sodass
tatsachliche Erleichterungen durch die Neuregelung in der Praxis noch nicht angekommen und
Nachbesserungen dringend geboten sind. Daher:

o Klarstellung der Genehmigungserteilung als gebundene Entscheidung, wenn die
Vergleichsbetrachtung insbesondere keine Verschlechterung ergibt.

o Nahtlosen Ubergang der Betriebsphasen von Bestands- und Neuanlagen erméglichen.

o § 16b BImSchG dem § 45c Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzgl.
Abstandsvorgabe und Zeitrahmen entsprechend anpassen.

o Klarstellung, dass Immissionsbeitrag der WEA nach der Modernisierung absolut
(ungerundet) niedriger sein muss als der Immissionsbeitrag der alten Anlagen.

o Klarstellung, dass der reduzierte Prufmalstab des § 16b BImSchG auch fir
Repoweringvorhaben aullerhalb des § 16b BImSchG gilt.

e Fristen und Verfahren im Genehmigungsverfahren straffen

Uber das Genehmigungsverfahren ist innerhalb von sieben Monaten zu entscheiden. Diese Frist
wird bisher allerdings fast nie eingehalte. Der BWE will die Fristen und Verfahren straffen:

o Verlangerungsmoglichkeit von Genehmigungsverfahren begrenzen.
o Ebenso Nachforderungsmaoglichkeit der Behdrden von Unterlagen begrenzen.

o Definition und Frist fur die Vollstandigkeitserklarung festlegen und ggf. Fiktion
einfihren.

o Klarstellung beizubringender Unterlagen fir einen Vorbescheid und keine vorlaufig
positive Gesamtbeurteilung erforderlich.

o FriUher Stichtag der anzuwendenden Sach- und Rechtslage auf Antrag einflhren.
o Schwelle fir Umweltvertraglichkeitsprifung erhéhen.

o Reduktion der Verfahrenskosten fir den Vorhabentrdger bei Fristiberschreitung
umsetzen.

6 Die bisher vorgenommenen Anderungen im materiellen Recht sind nicht ausreichend.
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e Behordliche Entscheidungskompetenzen effizienter verteilen

Der BWE sieht Beschleunigungspotential in der effizienteren Ausgestaltung der behordlichen
Entscheidungskompetenzen und macht dazu Vorschlage:

o Auf Antrag umfangliche Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen auch bei
ablehnender Entscheidung.

o Streichung des Zustimmungserfordernisses im Strallenrecht (Wegfall der sog.
,Anbaubeschrankungszone®) und Beschrdnkung des Prifungsumfangs bei
Stellungnahmen der Strallenbaubehérde.

o Ersetzungsbefugnis der fachbehordlichen Zustimmung im Bereich Luftverkehr
einflhren.

e Personalmangel in den Behorden: Externe Unterstltzung —Projektmanagement konkretisieren

Nach Einschatzung des BWE kdnnen Projektmanager*innen zur Beratung und Unterstitzung
der Genehmigungsbehorden in verschiedenen Verfahrensschritten hilfreich sein. Damit aber
durch langwierige Abstimmungen mit der Behorde zum ,,Ob” und ,Wie“ keine Verzégerungen
eintreten, sollte der Einsatz auf Antrag der Vorhabentriagerinnen’ zwingend erfolgen und die
Kompetenzen klar geregelt werden.

e Rechtsbehelfsverfahren effektiv ausgestalten

o Fristen fur Eilantrage gegen die sofortige Vollziehbarkeit einflihren.

o Genereller Fristbeginn fur alle Rechtsbehelfe Dritter im vereinfachten Verfahren gegen
erteilte Entscheidungen mit 6ffentlicher Bekanntmachung klarstellen.

o Mangelhinweispflicht der Widerspruchsbehorde einfihren.

4 Bundesnaturschutzgesetz

Seit gut einem halben Jahr ist die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes nun geltendes Recht.
Verbliebene Regelungsliicken des Gesetzes werden durch die Bundeslander nur zogerlich und haufig
nicht im Sinne einer Beschleunigung geschlossen. Die Vereinfachung und Beschleunigung von
Genehmigungsverfahren sowie der dringend bendtigte Ausbau der Windenergie kann so nicht gelingen.

Der BWE fordert daher, flr die Pramissen der Verfahrensbeschleunigung essenzielle Korrekturen und
Anpassungen am  BNatSchG  schnellstmoéglich  umzusetzen, um  eine  tatsdchliche
Verfahrensbeschleunigung zu erreichen und so den geschilderten Problematiken in den Landern zu
begegnen. Hierflir macht der BWE folgende Vorschldge:

e Bundeseinheitliche Standardisierung des Storungs- und Zerstorungsverbot § 44 Ab. 1 Nr. und
Nr. 3 BNatSchG festschreiben.

e Bis zum Erreichen der Mindestflachenziele in Anlage 1, Spalte 2 zu § 3 Abs. 1 WindBG sollen
Standortalternativenprifungen bei Standorten auBerhalb ausgewiesener Gebiete nicht

erforderlich sein. Bis zur Erreichung der finalen Mindestflachenziele gem. § 3 Abs. 1 i.V.m.

7 Juristische Person, daher wird das Femininum verwendet.
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Anlage 1 (Spalte 2)® WindBG soll jede Windenergieanlage alternativlos sein.

e U.a. Klarstellungen zur Kartierung im erweiterten Prifbereich in § 45b Abs. 4 BNatSchG

aufnehmen, wonach — sofern keine relevanten Brutplatze im erweiterten Prifradius zur
geplanten Anlage in behordlichen Katastern oder behérdlichen Datenbanken verzeichnet sind
bzw. keine solchen Kataster oder Datenbanken vorliegen — davon auszugehen ist, dass sich dort
keine Brutplatze befinden.

e Vergleichsbetrachtung beim Repowering konkretisieren.

e Widerspriichen zwischen 45b Abs. 3 Nr. 2 bzw. und Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG beseitigen
sowie Schutzmallnahmen in Anlage 1 Abschnitt 2 weiter konkretisieren: eine der vier

Schutzmalnahmen ist ausreichend, um das Kollisionsrisiko unter die Signifikanzschwelle zu
senken.

5 Zur Lésung der Blockade durch Denkmalschutz auf Bundesebene
beitragen

Immer haufiger verhindern vorgetragene Denkmalschutzbelange in Genehmigungsprozessen die
Planung und den Bau von WEA in Deutschland. Eine Umfrage der Fachagentur Windenergie an Land aus
dem Jahr 2022 zeigt, dass tber 10 Prozent aller beantragten WEA aus Griinden des Denkmalschutzes
von den Behdrden abgelehnt oder die Antrige seitens der Antragstellerinnen® aus diesem Grund
zuriickgezogen wurden.

Auch wenn Denkmalschutz Sache der Bundesldnder ist: Auch auf Bundesebene kann der Gesetzgeber
tatig werden, um Genehmigungsbehorden zu entlasten und Verfahren zu beschleunigen:

e Pflicht zur abschlieRenden Abwagung auf raumordnerischer bzw. bauleitplanerischer Ebene im

Raumordnungsgesetz (ROG) und

e unbefristete Aussetzung der Kulturglterabwagung zugunsten erneuerbarer Energien in § 35
Abs. 3 BauGB einfihren.

6 Mindestabstande zu BundesfernstralRen neu bewerten

Die Gewahrleistung der Sicherheit des StralRenverkehrs auf BundesstralRen aufgrund baulicher Anlagen
ist spezialgesetzlich im FernstraRengesetz (FStrG) geregelt. Hier ist insbesondere die
Anbaubeschrankungszone®® bei der Genehmigung von Windenergieanlagen relevant. Der Bau einer
Windenergieanlage in diesem Bereich ist moglich und zuldssig, bedarf jedoch, wie eingangs erwahnt,
der Zustimmung des Fernstralenbundesamtes als nachgeordnete Behdrde des Bundesministeriums fiir
Digitales und Verkehr (BMDV). In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass durch das
Fernstralenbundesamt ein Vermeidungsgrad angelegt wird, der einem Nullrisiko gleichkommt und

8 Der BWE fordert die Streichung des Zwischenziels und ein Vorziehen des finalen Mindestziel in seiner Positionierung zur
kurzfristigen Flachenmobilisierung.

9 Hierbei handelt es sich um juristische Personen. Daher wird durchgehend das Femininum verwendet.
0 nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG.
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damit jeden Ausbau von Windenergie in der Nahe von Bundesautobahnen unmaoglich macht. Der BWE
fordert daher:

e die Streichung der Anbaubeschrankungszone fir Windenergieanlagen oder

e zumindest die Streichung des Zustimmungserfordernis und angemessene Eingrenzung des
Prifumfangs.

7 Belange des DWD und des Luftverkehrs angemessen
beriicksichtigen

Die Interessen des Deutschen Wetterdienstes (DWD) und des Luftverkehrs sind auch in angemessenem
MaRe mit einem vermehrten Bedarf an Windenergieausbau vereinbar. Jedoch missen die Belange
betrachtet und geprift werden, wo dem Windenergieausbau Hemmnisse aus dem Weg gerdumt
werden kénnen. Der BWE macht dazu u.a. folgende Vorschlage:

e Wetterradare: Priifbereiche umgehend reduzieren.

e Vorschlage zur Vereinbarkeit von Flugsicherheit und mehr Windenergie, z.B.:

o Festlegung von Flugrouten: Das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) sollte um eine Regelung
entsprechend § 2 EEG bei Festlegung der Flugrouten erganzt werden

o Konflikt Windenergie und Flugsicherungseinrichtungen durch Anpassung des § 18a
LuftVG entscharfen.

e Verpflichtende Nutzung von Transpondern in der FSAV festschreiben.

8 Windenergieausbau im Einklang mit Belangen der Bundeswehr
ermoglichen

Die Ziele der Energiewende und das Erreichen der Klimaschutzziele sind vor dem Hintergrund der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts!? auch von der Bundeswehr als staatliche Stelle zu
bericksichtigen. Die Bundeswehr hat sich hierzu bekannt®, denn auch sie muss mit einem steigenden
Energiebedarf rechnen, der nicht mehr nur aus fossilen Ressourcen gedeckt werden kann. Klar ist, dass
die Bundeswehr fir ihre Aufgaben zur Wahrung der Bindnis- und Landesverteidigung entsprechend
ausgestattet sein muss. Dennoch sieht der BWE noch viel Verbesserungspotential beim Ausbau der

11 Vorbemerkung: Der DWD hat in einer Pressemitteilung vom 10. Marz 2023 den Verzicht auf Beteiligung in
Genehmigungsverfahren von WEA im Bereich von 5 bis 15 km fuir 2024 angekiindigt. Die genaue Umsetzung ist noch unklar.
Im Malnahmenpapier des DWD war die Zustimmung zu WEA-Standorten im Bereich von 5 bis 15 Kilometern noch an
Bedingungen geknlipft, die laut Pressemitteilung des DWD nun génzlich entfallen. Der DWD sollte jetzt schon gegeniiber den
Behorden klarstellend mitteilen, dass er kiinftig auf eine Anhérung verzichtet, wenn der Standort weiter als 5 Kilometer
entfernt ist. Bis die genaue Ausgestaltung der Umsetzung durch den DWD bekannt ist, bleiben die Forderungen des BWE
bestehen.

12 Beschluss vom 24. Méarz 2021 - 1 BvR 2656/18, 1 BvR 288/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR 78/20.

13 BMVg, Nachhaltigkeitsbericht 2022 des Bundesministeriums der Verteidigung und der Bundeswehr: Green Barracks und
erneuerbare Energien im Einsatz, S. 17 ff — LINK. Bereits unter der Vorgangerregierung: BMVg, Eckpunkte fur die Bundeswehr
der Zukunft, Nachhaltigkeit und Klimaschutz, S. 35 — LINK.
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Windenergie im Einklang mit den Belangen der Bundeswehr und macht dazu u.a. folgende Vorschlage:
e Ombudsperson Windenergie im BMVg installieren.

e Hubschraubertiefflugstrecken verlegen.

e Mindestfiihrhéhen und Instrumentenflugverfahren Gberprifen und sachgerecht anpassen.

e (Circling-Verfahren anpassen und

e sachgerechte Einzelfallpriifungen in Ubungsgebieten umsetzen.

9 Transportgenehmigung vereinfachen und beschleunigen

Nicht erteilte oder verzogerte Transportgenehmigungen fur die GroRR- und Hauptkomponenten von
Windenergieanlagen erschweren den Ausbau aktuell deutlich.

In den nachsten Jahren sollen pro Jahr im Schnitt 10 GW Wind an Land genehmigt werden. Bei
durchschnittlich 5 Megawatt (MW) Leistung pro WEA entspricht das 2.000 Anlagen. Fir jede Anlage
braucht es etwa 15 Grol3- und Schwertransporte, insgesamt sind nur fir den Ausbau der Windenergie
an Land 30.000 Transportgenehmigungen zu erteilen! Die zustandigen Stellen missen in die Lage
versetzt werden, diese wachsende Zahl an Antragen zu bearbeiten, um die Energiewende buchstablich
auf die Strafe zu bringen. Der BWE empfiehlt die Umsetzung u.a. folgender Ansdtze:

e Transportbegleitverordnung ziigig umsetzen/Polizei entlasten.

e Bearbeitungsdauer von GST-Genehmigungen reduzieren.

e Genehmigung von temporareren Autobahnabfahrten vereinfachen.

e  Anderungsanzeige” bei geringeren Grenzwerten ausreichen lassen

e und weitere Vorschlage ab , Forderungskatalog im Einzelnen, Punkt 9.5“.

10 Genehmigung von WEA in Industrie- und Gewerbebieten
erleichtern

Die Nutzung von Windenergie regional in Industrie- und Gewerbegebieten ist energiepolitisch sinnvoll.
Die Genehmigung von WEA in diesen Gebieten sollte daher unbedingt erleichtert werden.

11 Flachensicherung erleichtern

Grundlage fur die Realisierung eines jeden Windenergieprojektes ist die Fldchensicherung. Neben den
Standortgrundstiicken missen Wegerechte eingerdumt, Abstandsflichen eingetragen oder auch
Leitungsrechte verhandelt werden. Die Flachensicherung nimmt einen Grofteil der Projektplanung ein
und bildet den Grundpfeiler fir jedes Projekt. Hier steckt ein erhebliches Verzégerungs- und teils sogar
Verhinderungspotential fiir Projekte. Der BWE regt daher an:

e Duldungspflicht fir Leitungsrechte umsetzen,

e  kurzfristige Nutzung von Grundsttcken, z.B. fiir den Transport ermoglichen,
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e  Grundbuchauskunft nicht durch vermeintlichen Datenschutz verhindern und

e weitere erforderliche Vereinfachung bei der Flachensicherung, z.B. bei Wegerechten,

Abstandsflachen und Flachen fur Ausgleichs- und ErsatzmaRnahmen umsetzen.

12 Windenergieanlagen und Arbeitsschutz richtig einordnen

Immer wieder kommt es im Rahmen der Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen zu
erheblichen Verzégerungen, da die an den Verfahren beteiligten Arbeitsschutzbehérden in einigen
Bundeslandern dem Betrieb der Anlagen mit Hinweis auf den Arbeitsschutz nicht zustimmen. Einige
wenige Behorden meinen, dass Windenergieanlagen als Arbeitsstatten zu behandeln seien. Dies ist
jedoch nichtzutreffend* und sollte klargestellt werden.

13 kurzfristiger Korrekturbedarf im EEG

Auch wenn dieser Bereich allein im Zustandigkeitsbereich des BMWK liegt und es fir eine Umsetzung
nicht der Zustimmung der weiteren am Windgipfel beteiligten Ministerien bedarf, will der BWE
klarstellen, dass auch Bremskldtze im Rahmen des Ausschreibungsmodels kurzfristig auszurdumen sind.
Dies zeigt die jlingste Ausschreibung Windenergie an Land vom Februar 2023, die — trotz gesteigertem
Hochstwert — wieder unterzeichnet war. Der BWE fordert daher insbesondere folgende Anpassungen
und Klarstellungen:

e Aussetzung der Realisierungs- und Ponalefristen aufgrund seit langerem massiv steigender

Lieferfristen u.a. bei WEA und Umspannwerk,

e |ndexierung der Hochstwerte, um Preisentwicklungen abzufangen und

Hochstwertanpassungen planbar fur die Projektierungsunternehmen zu machen

e Zinsdeckelung fir Erneuerbare-Energie-Projekte Uber KfW-Programm,

e Rettung der Zuschlage 2022, welche ebenso von massiven Preis- und Zinssteigerung betroffen

sind,

e Benachteiligung von Blrgerenergiegesellschaft und Pilotwindenergieanlagen nach Anhebung

der Hochstwerte durch Bundesnetzagentur (BNetzA) beseitigen und

e Neuer § 6a EEG: Teilhabe der Blrger*innen vor Ort.

e Definition der ,fristgerechten Ausstattung” mit BNK im EEG aufnehmen

14 Fur die verbindlichen Sicherheitsanforderungen an WEA und fiir die Anforderungen an den Gesundheitsschutz (EHSR) bildet
die EU-Maschinenrichtlinie (2006/42/EG) die Grundlage.
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Forderungskatalog im Einzelnen

1 Kurzfristige Flaichenmobilisierung umsetzen — Flachenpotentiale
heben

Die Bundesregierung hat seit Beginn der Legislaturperiode viele Gesetzespakete zur Beschleunigung des
Ausbaus der erneuerbaren Energien auf den Weg gebracht und insbesondere mit dem , Wind-an-Land-

Gesetz“?

auch Regelungen zur Steigerung der Flachenausweisung fir WEA und zur Vereinfachung und
Beschleunigung der entsprechenden Planungsverfahren erarbeitet. Denn es mangelt an ausreichenden
Flachenausweisungen und tatsachlich bebaubaren Flachen als Basis fir einen Ausbau der
Windenergie.’® Der aktuelle Flichenmangel wurde zuletzt eindriicklich im Bericht des Bund-Lénder-

Kooperationsausschusses aufgezeigt.!’

Mit den langen Fristen im neuen WindBG und den neuen Systematiken des ,Wind-an-Land-
Gesetzes” ist die dringend bendétigte Steigerung der Flachenverfiigbarkeit allein aber nicht zu
erreichen, erst recht ist eine kurzfristige Flachenmobilisierung damit nicht moglich. Erst bis Ende
2027 muUssen mindestens 1,4 Prozent und erst bis Ende 2032 mindestens 2 Prozent der Flachen
ausgewiesen werden. Zudem miissen die Fldchen durch die Vorhabentragerinnen®® dann noch beplant
und nach Erhalt einer Genehmigung nach dem BImSchG bebaut werden. Erst bei Zielverfehlung entféllt
die bisherige Ausschlusswirkung der Bestandsplane und die AuRenbereichsprivilegierung lebt auf. Diese
kann jedoch jederzeit faktisch durch eine neue Planung wieder aufgehoben werden, deshalb ist keine
Planungssicherheit gewahrleistet. Das neue System des ,Wind-an-Land-Gesetzes” wirft neue
Rechtsfragen auf (u.a. durch die sog. Positivplanung) und wird sich lber viele Jahre erst formen mussen.

Ferner werden die Ziele des WindBG haufig als Maximalziele verstanden, obwohl es vielmehr
Mindestziele sind, vgl. § 1 Abs. 1 S. 1 WindBG. Gerade auch angesichts grofRer Einschrankungen der
tatsachlichen Nutzbarkeit der Flachen sollten weitergehende Ambitionen gerade auch auf
gemeindlicher Ebene mehr Unterstitzung erfahren.

In vielen Gemeinden herrscht im Moment Unsicherheit, wie mit aktuell laufenden Planungen
umzugehen ist. In groRen Teilen wird auf die Entscheidung der Lander zur Verteilung der
Flichenbeitragswerte gewartet. Zwar sind in den Lindern wie zuletzt in Brandenburg!®, Baden-
Wirttemberg?® und Niedersachen? Bemihungen erkennbar, die Erreichung der Flachenbeitragswerte
nach dem WindBG zielgerichtet und auch ohne Zwischenschritt anzugehen. Eine kurzfristige

15 Bundesgesetzblatt Teil | Nr. 28 vom 28.07.2022, BGBI. 1353 ff. — LINK.

16 Derzeit 0,7-0,85 Prozent ausgewiesene Landesflache, lediglich 0,5 Prozent tatsachlich nutzbar — Auskunft der
Bundesregierung — LINK, Bericht des Bund-Lander-Kooperationsausschusses vom 26.10.22, S. 38 — LINK.

17 Bericht des Bund-Lander-Kooperationsausschuss vom 26.10.22 — LINK.

18 Da es sich bei den Vorhabentragerinnen, Antragstellerinnen etc. um juristische Personen handelt, wird die weibliche Form
der Personenbezeichnung genutzt.

19 Anklindigung des Infrastrukturministeriums in Brandenburg zur Umstellung der Regionalplanung weg von der bisherigen
»Ausschlussplanung” — LINK.

20 Baden-Wirttemberg: angekiindigtes Ziel, bis 2025 jeweils 1,8 Prozent als Vorranggebiete ausgewiesen zu haben in den 12
Regionalverbanden — LINK.

21 Vgl|. Ankiindigung im Koalitionsvertrag (2022-2027) zwischen SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN 2,2 Prozent Flache fiir
Windenergie durch die Tragerinnen (Behorden) der Regionalplanung bis 2026 auszuweisen, S. 12 — LINK.
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Flachenmobilisierung ist — insbesondere angesichts der langen Fristen fir die Ausweisung — jedoch
weiterhin nicht erkennbar. Andererseits wird zum Beispiel bezlglich der Flachenausweisung in Hessen
behauptet, dass das Ziel fir 2032 bereits erreicht sei (Ausweisung von 1,9 Prozent in der
Regionalplanung??, tatsachlich konnen hier aber bis zu 40 Prozent der Fldchen nicht genutzt werden).
Hier wird daher kein Anpassungsdruck gesehen. Es ist nicht im Sinne des Gesetzgebers und entspricht
nicht dem Zweck des WindBG, dass einige Lander Flachen ausweisen, die aus verschiedensten Griinden
nicht fir die Windenergie geeignet sind.

Der BWE hat schon in den Stellungnahmen zum ,Wind-an-Land-Gesetz“?® deutlich gemacht, dass die zu
steigernde Flachenverfligbarkeit fir Windenergie essenziell zur Sicherstellung der Ausbauziele im Sinne
der Klimaschutzziele und zur Sicherstellung der Energieversorgung in Zeiten der Energiekrise ist und
daher ambitionierter verfolgt werden muss. In diesem Abschnitt legt der BWE daher nochmal die aus
seiner Sicht wichtigen Gesetzesanderungen, Erganzungsvorschlage und auch neue Vorschldge fir eine
kurzfristige Flachenmobilisierung vor.

Zur besseren Verflgbarkeit von Flachen tragen daneben insbesondere auch die Verschlankung der
Priferfordernisse in den Planverfahren und Genehmigungsverfahren durch Reduktion und klare
Vorgaben im Bereich Luftverkehr (Stichwort Drehfunkfeuer und Belange der Bundeswehr),
Wetterradare, Naturschutz, Denkmalschutz etc. und Vorgaben fir Gewerbe- und Industriegebiete bei.
An dieser Stelle wird auf die weiteren Stellungnahmen und Positionspapiere des BWE verwiesen.?* Einen
zentralen Faktor des Ausbaus sieht der BWE insbesondere auch in der Umsetzung der Bundesgesetze
durch die Lander, bei welcher es derzeit groRe Probleme gibt.?®

1.1 Befristeter, sofortiger Wegfall der Ausschlusswirkung

Die sog. Ausschlusswirkung von Regional- und Flachennutzungspldnen, also hier die in den Pldanen
festgelegte Unzuldssigkeit der Errichtung von WEA auBerhalb der ausgewiesenen Flachen, ist in der
heutigen Krisenzeit kein geeignetes Planungsinstrument. Im Gegenteil: es behindert den beschleunigten
Ausbau massiv. Der BWE fordert daher weiterhin den sofortigen Entfall der Ausschlusswirkung
bestehender und zukiinftiger Pline fiir sieben Jahre?®, so lange nicht bereits zum Zeitpunkt des

22 Agentur flr Erneuerbare Energien (2022): Grafik — LINK.

2 BWE-Stellungnahmen (2022): 1. Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Erhéhung und Beschleunigung des Ausbaus
von Windenergieanlagen an Land — LINK; BWE (2022): Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Erhéhung und
Beschleunigung von Windenergieanlagen an Land - lange Version — LINK.

24 BWE (2022): Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag — Sommerpaket: MaRnahmen fiir mehr Flache und zur
Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren fiir Windenergie an Land — LINK.

BWE (2022): Mindestabstande von Windenergieanlagen zu Bundesfernstralen reduzieren — LINK.

BWE (2022): Losung der Blockade von Windenergieprojekten durch Denkmalschutz — LINK

BWE (2022): Stellungnahme zum Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes — LINK.

BWE (2022): Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag: Konfliktfelder Drehfunkfeuer, Wetterradar und Belange der
Bundeswehr — LINK; BWE (2022): Empfehlungen fir Erleichterungen fir die Errichtung von Windenergieanlagen in Industrie-
und Gewerbegebieten sowie sonstigen Sondergebieten — LINK.

25 Fir erste Hinweise an die Lander zur Umsetzung der neuen Bundesgesetze (insb. im Naturschutz- und Planungsrecht) vgl.
BWE (2022): Appell an die Lander: Jetzt Osterpaket umsetzen! — LINK.

26 Besser noch ware der Wegfall des Planvorbehalts bis zum Erreichen der Klimaneutralitat. Aufgrund der Unbestimmtheit
einer solchen Voraussetzung schlagen wir hier zunachst einen Zeitraum von sieben Jahren fur den Wegfall vor.
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https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/01-gesetzgebung/20220922_BWE_Positionspapier_Denkmalschutz.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/01-gesetzgebung/20220630_BWE-Stellungnahme_zu_BNatSchG-FH.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/01-gesetzgebung/20220316_BWE_Umsetzungsempfehlung_Koalitionsvertrag_-_Teil_1_Osterpaket_-_Flugnavigation_Wetterradar_und_Bundeswehr.pdf
file://///srv25/ressorts/Politik/Institutionen/Bundesregierung/20.%20Legislaturperiode/BMWK/kurzfristige%20Steigerung%20Flächenverfügbarkeit/Erleichterungen%20für%20die%20Errichtung%20von%20Windenergieanlagen%20in%20Industrie-%20und%20Gewerbegebieten%20sowie%20sonstigen%20Sondergebieten
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwii9PDe3uL7AhW6RPEDHSycAkgQFnoECCYQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.wind-energie.de%2Ffileadmin%2Fredaktion%2Fdokumente%2Fpublikationen-oeffentlich%2Fthemen%2F04-politische-arbeit%2F01-gesetzgebung%2F20221020_BWE-Positionspapier_Appell_Laender_Osterpaket_umsetzen.pdf&usg=AOvVaw2S1-c2eV81_n2vj-R3CIUK

== BWE

Bundesverband WindEnergie

Inkrafttretens des Gesetzes mindestens 2 Prozent wirklich nutzbare?” Windenergiefliche im
jeweiligen Plangebiet ausgewiesen wurden. Planungstrdgerinnen, die bereits 1,4 Prozent Flache
ausgewiesen haben, kénnte eine Ubergangsfrist zur Ausweisung von mindestens 2 Prozent wirklich
nutzbarer Windenergieflache bis zum 30. Juni 2024 gewéhrt werden.?®

Zur Planungssicherheit bedarf es einer zumindest fiir sieben Jahre geltenden Aussetzung des
Planvorbehalts gemall §35 Abs. 3 S. 3 BauGB. Durch die Genehmigungspraxis und die
Rechtsprechung zu potenziell entgegenstehenden Belangen (insbesondere zu § 35 Abs. 3 S. 1 BauGB)
ist sichergestellt, dass nur geeignete Flichen bebaut werden.?

Den Landern und Kommunen bleibt neben der Aufhebung der Ausschlusswirkung natlrlich die
Steuerungsmoglichkeit durch Flachenausweisung (insbesondere mittel- und langfristig). Die Pflicht zur
Erreichung der WindBG-Flachenziele und damit zu weiterer Ausweisung bleiben weiterhin bestehen,
sollten jedoch vorgezogen werden (s.u. Punkt 1.6).

Es ist kein sogenannter Wildwuchs zu befiirchten. Im Gegenteil: es braucht gegenwartig eine deutlich
geringere Anzahl an gréReren Anlagen flr eine hohe Stromerzeugungsmenge als friher. Der
AulRenbereich wird daher ganz anders in Anspruch genommen als noch vor einigen Jahren. Zudem
werden die Anlagen flr hdchstens 20 bis 30 Jahre errichtet und dann wieder zurlickgebaut. Weiterhin
wird in den Genehmigungsverfahren die Genehmigungsfahigkeit geprift und somit werden nur dort
Windparks entstehen, wo Genehmigungen nach dem BImSchG mdglich und auch wirtschaftlich sind —
dies bericksichtigen die Planungsunternehmen schon aus Eigeninteresse. Im Vergleich zum
Planverfahren ist die Prifungstiefe in den Genehmigungsverfahren ohnehin deutlich groRer. Kombiniert
mit den Beteiligungsmaglichkeiten im Genehmigungsverfahren und den einzuhaltenden Abstanden zur
Wohnbebauung u.a. nach der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA Lérm) und zu
naturschutzrechtlich geschitzten Gebieten, sieht der BWE auch nicht die Gefahr erhohter
Akzeptanzprobleme in der Bevolkerung. Zudem prifen zundchst die Planungsunternehmen in der
Projektentwicklung vor Antragstellung, ob ein entgegenstehender Belang eine Planung verhindern
kdnnte.

In einer vorgelagerten Ausschluss-Planung durch die Planungsbehorden ist auch keine wesentliche
Entlastung fir die Genehmigungsbehorden zu erkennen. Vielmehr wiirden die Genehmigungsbehdérden
bei AuRerkraftsetzen der Ausschlusswirkung von der Prifung der Vereinbarkeit eines Vorhabens mit
einem Plan mit Ausschlusswirkung befreit. Das sachgerechte Instrument flr die Entlastung der
Genehmigungsbehorden ist die deutliche Verschlankung und EntbUrokratisierung  der
Genehmigungsverfahren durch Reduktion und durch klare Vorgaben der Priferfordernisse, die der BWE
auch fordert (vgl. weiter unten Luftverkehr, Artenschutz, Repowering, Abwdagungsvorrang in den
Fachgesetzen etc.).

27 Hierzu ist insbesondere auch eine Rotor-Out-Regelung festzuschreiben, s. u. Punkt 1.9.

28 Die Forderung richtet sich an alle Planregionen auf kommunaler und regionaler Ebene und nicht (nur) an die Bundeslander,
da sie alle ihren Beitrag zur Energiewende leisten konnen bzw. mussen.

23 Flr Naheres vgl. BWE-Stellungnahme (2022) zum Entwurf eines Gesetzes zur Erhohung und Beschleunigung des Ausbaus
von Windenergieanlagen an Land (lange Version), S. 14 ff. — LINK.
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== BWE

Bundesverband WindEnergie

Personalaufstockung in den Genehmigungsbehdérden und externe Unterstlitzung durch
Projektmanager*innen miissen zur weiteren Beschleunigung beitragen.*

In einer Ubergangsregelung ist zudem aufzunehmen, dass Bestandsplanen ab Inkrafttreten der
Neuregelung eine Ubergangsfrist bis zum 30. Juni 2024 gewihrt wird, soweit sie zum Zeitpunkt des
Inkrafttretens mindestens 1,4 Prozent der Flache ausgewiesen haben. Somit wird die Ausweisung in
planungsstarkeren Gebieten honoriert und diesen eine Moglichkeit zur Aufstockung ohne Entfall des
Planvorbehalts gegeben.

Konkret: § 35 BauGB Abs. 3 wird durch einen neuen Satz 4 erganzt (neuer Text fett):

(1) Im Aufsenbereich ist ein Vorhaben nur zuldssig, wenn ©&ffentliche Belange nicht
entgegenstehen, die ausreichende ErschliefSung gesichert ist und wenn es

[.]

5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,

[..]

(3) [..] Fiir Vorhaben zur Nutzung der Windenergie nach Absatz 1 Nr. 5 ist die
Ausschlusswirkung nach Satz 3 bis zum [Datum sieben Jahre nach Inkrafttretens des
Gesetzes] nicht anzuwenden, soweit am [Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] in den
Bauleitpléinen nach § 2 BauGB oder Raumordnungs- und Regionalplénen nach § 13 und § 17
ROG nicht eine Ausweisung von mindestens 2 Prozent der Fléichen des jeweiligen
bauleitplanerischen und / oder regionalplanerischen Planungsgebiets fiir die Windenergie
erfolgt ist. Ist im jeweiligen bauleitplanerischen oder regionalplanerischen Plangebiet am
[Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] mindestens 1,4 Prozent der Fldchen fiir Windenergie
ausgewiesen, ist der mafigebliche Zeitpunkt fiir eine Ausweisung von mindestens 2 Prozent
der Fléichen nach Satz 4 2. Halbsatz der 30. Juni 2024.

1.2 Alternativ: Wegfall Ausschlusswirkung bis zur Mindestflachen-
zielerreichung in Bundeslandern mit weniger als 1,4 Prozent
bisheriger Ausweisung

Sollte der BWE-Forderung nach dem sofortigen Wegfall der Ausschlusswirkung nicht gefolgt werden,
schlagt der BWE alternativ vor, die Ausschlusswirkung ab Inkrafttreten der Neuregelung in den
Bundeslandern (nicht einzelnen Planregionen wie im obigen Vorschlag) wegfallen zu lassen, die nicht
jetzt schon mindestens 1,4 Prozent der Flache fur Windenergie ausgewiesen haben - also in den
Bundeslandern, in denen bisher nicht gentigend Flachen ausgewiesen wurde. Die Ausschlusswirkung
soll wieder aufleben, wenn im Sinne des Mindestflachenziels (2 Prozent bundesweit) der jeweilige finale
Mindestflachenbeitragswert aus dem WindBG erreicht wurde. So wird der Druck zur Mehrausweisung
nochmal erhoht und gleichzeitig werden jetzt schon mehr Windenergieprojekte fur die Planung und den
Bau moglich gemacht. Fur die Vorhabentrdgerinnen ist fir die Wirkung des Wegfalls der
Ausschlusswirkung hierbei essenziell, dass die in dem Zeitraum gestellten Antrdge auch

30 Vgl. BWE (2022): Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag — Sommerpaket: MalRnahmen fir mehr Flache und zur
Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren fiir Windenergie an Land — LINK.
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== BWE
Bundesverband WindEnergie

planungsrechtlich abgesichert sind und die Antrage nicht durch im Genehmigungsverfahren einholende
Feststellung der Mindestzielerreichung durch das jeweilige Bundesland abgelehnt werden. Gerade das
Beispiel Hessen verdeutlicht, dass allein die Ausweisung eines bestimmten Prozentsatzes an Flache zur
Flachenbereitstellung nicht ausreicht, daher bedarf es unbedingt der Einfihrung dieses Vorschlags und
der weiter unten in diesem Papier genannten Verbesserungsvorschlage fiir die tatsachliche Nutzbarkeit
der Flachen.

Konkret: § 35 Abs. 3 BauGB wird durch einen neuen Satz 4 erganzt (Alternative zu 1.1: neuer Text fett):

(1) Im Aufenbereich ist ein Vorhaben nur zuldssig, wenn Offentliche Belange nicht
entgegenstehen, die ausreichende ErschlieSung gesichert ist und wenn es

[..]

5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie dient,

[..]

(3) [..] Fiir Vorhaben zur Nutzung der Windenergie nach Absatz 1 Nr. 5 ist die
Ausschlusswirkung nach Satz 3 in Bundesldndern, die am [Datum des Inkrafttretens des
Gesetzes] nicht bereits 1,4 Prozent der Fldchen fiir Windenergie ausgewiesen haben, solange
nicht anzuwenden, bis das jeweilige Bundesland den in Anlage 13! des
Windenergiefliichenbedarfsgesetzes festgesetzten Fléichenbeitragswert erreicht und dies
nach § 5 des Windenergiefldchenbedarfsgesetzes festgestellt hat. Satz 4 gilt fiir das gesamte
Genehmigungsverfahren ab Antragstellung ungeachtet dessen, ob die Erreichung des
Fléichenbeitragswertes spiiter festgestellt wird.3?

1.3 Dauerhafte, uneingeschrankte Privilegierung fiir besondere Fldchen

Fir bestimmte Teilflachen im Aufenbereich sollten darlber hinaus gesetzliche Vorgaben geschaffen
werden, die eine Realisierung von Windenergieanlagen planungsrechtlich auf bestimmten besonders
geeigneten Flachen dauerhaft ermdglichen. Insofern kommen insbesondere Bebauungsstreifen im
AuRenbereich entlang von FernstraBen und Schienenwegen in einer Breite von 40 bis 1.000 Metern
und entlang von Ubertragungsnetzen im Strom- und vor dem Hintergrund der Sektorenkopplung auch
im Gasbereich (Power-to-X-Technologien) in Betracht®*. Hinzukommen sollten Bebauungszonen im
unmittelbar an Industriegebiete sowie bestimmte Gewerbe- und Sondergebiete angrenzenden
AufRenbereich in einer Entfernung von 5.000 m, wenn mit den Windenergieanlagen die angesiedelten
energieintensiven Unternehmen per Direktleitung versorgt werden.

Die danach zu schaffende AuRRenbereichsprivilegierung flr bestimmte gesetzlich festgelegte Flachen
muss planungsfest sein. Das bedeutet, dass sich auf diesen Flachen die Errichtung von

31 Siehe BWE-Vorschlag unter Punkt 1.6: Forderung der Streichung des Zwischenziels, sodass nur ein (vorlaufig) finales
Mindestziel in Anlage 1 festgesetzt ist, die gedanderte Anlage soll hier der Bezugspunkt sein.

32 Die Anknlpfung nur an Antrége, in welchen die Vollstandigkeit bestatigt wurde, setzt voraus, dass die Bundesregelungen
zur Vollstandigkeit konkretisiert und verbindliche Fristen festgelegt werden. Vollstandigkeit wird haufig nicht oder sehr spat
bestatigt — Vgl. BWE (2022): Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag — Sommerpaket: MalRnahmen fir mehr Flache
und zur Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren fiir Windenergie an Land, S. 25 f. — LINK.

33 BWE (2022): Mindestabstande von Windenergieanlagen zu BundesfernstralRen reduzieren — LINK.
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Windenergieanlagen unabhangig von der planerischen Ausweisung der Windenergienutzung an
anderer Stelle planerisch durchsetzt.

Durch die neue Regelung werden die planungsrechtlichen Zuldssigkeitsvoraussetzungen fir die
Errichtung von Windenergieanlagen auf den genannten Flachen geschaffen. Bei einem Vorliegen der
weiteren Zuldssigkeitsvoraussetzung ist eine sofortige Realisierung der Anlagen maoglich, ohne dass erst
neue Flachen in langwierigen Planungsprozessen ausgewiesen werden mussen.

Konkret: In einem neuen § 249c BauGB wird geregelt:
Windenergie an Fernstrafien und Schienenwegen und zur Versorgung bestimmter Gebiete

(1) Der Zuldissigkeit eines Vorhabens, das in den Anbaubereichen nach Absatz 2 durchgefiihrt
wird und gemdf8 § 35 Absatz 1 Nummer 5 der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der
Windenergie dient, kénnen die Rechtswirkungen aus § 35 Absatz 3 Satz 3 und § 249 Absatz 2
in Verbindung mit § 35 Absatz 2 unter Beachtung der Anforderungen der Absditze 2 bis 4 nicht
entgegengehalten werden.

(2) Anbaubereiche nach Absatz 1 umfassen die Fldchen des Auf3enbereichs nach § 35

1. in einem Korridor von 1.000 Metern entlang von Bundesfernstrafien im Sinne des
Bundesfernstrafiengesetzes

2. und entlang von Schienenwegen im Sinne des Allgemeinen Eisenbahngesetzes und

3. in einem Umkreis von 5.000 Metern um Industriegebiete, Gewerbegebiete oder
sonstige Sondergebiete im Sinne der Baunutzungsverordnung oder diesen nach § 34
Absatz 2 entsprechenden Gebiete, sofern das Vorhaben nach Absatz 1 funktional
iiberwiegend der Versorgung des angrenzenden Gebietes dient, ohne dass der Strom
zuvor durch das Netz der dffentlichen Versorgung geleitet wurde.

(3) Ein Vorhaben nach Absatz 1 ist innerhalb der Anbaubereiche nach Absatz 2 zuléissig, wenn
offentliche Belange nicht entgegenstehen und die ausreichende ErschliefSung gesichert ist.

Befinden sich die WEA auf diesen Flachen dann aulRerhalb ausgewiesener Windenergiegebiete, werden
sie im Umkreis der Rotorblattldnge gemal in § 4 Abs. 1 WindBG auch dem finalen Flachenbeitragswert
des jeweiligen Gebiets angerechnet, wenn die Planungstragerin das mit entsprechendem Beschluss
festgestellt hat.

1.4 Behindernde Plansicherungsinstrumente aussetzen und neue
streichen

Es besteht weiterhin die Méglichkeit fir Gemeinden, Windenergievorhaben u.a. durch die Nutzung von
Plansicherungsinstrumenten zu verhindern. Die lange Geltungsdauer der Veranderungssperre und die
Verlangerungsmoglichkeiten werden bislang leider hdufig auch missbrauchlich zur Verzégerung und
Verhinderung von Windenergievorhaben eingesetzt.3* Die Aussetzung der Verdnderungssperre und der
Zuriickstellung von Baugesuchen zur Durchsetzung der Regionalplanung (§§ 14, 15 ROG) drangt daher
immer noch und ist nun unbedingt gesetzlich festzuschreiben.

34 Aktuelles Beispiel: Entscheidung des Sachsischen OVG vom 4. Oktober 2022 (Az. 1 C 82/20), wonach Veranderungssperren
flr B-Plane, die lediglich die ,Erhaltung des Bestehenden” zum Gegenstand haben, zuldssig sein sollen. Wirde die
Entscheidung umfanglich angewandt, konnten mittels entsprechender B-Pldane weite Teile des Aulenbereichs der
Windenergie entzogen werden (vgl. Rn. 69 f.) — LINK.
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Der neue §245e Abs. 2 BauGB n.F. verweist auf eine entsprechende Anwendung der
Zurickstellungsmoglichkeit nach § 15 Abs. 3 BauGB (Abs. 1 S. 1: Zurlckstellung bis zu einem Jahr) bis
ldngstens Ende 2027. Die Norm kénnte auch so missinterpretiert werden, dass die Jahresfrist aus § 15
Abs. 1 S. 1 einer Zurlckstellungsfrist bis Ende 2027 weicht und damit eine noch starkere
Verzogerungsmoglichkeit geschaffen ware. Die Regelung sollte daher unbedingt gestrichen werden.

Auch regionalplanerische Untersagungsmaoglichkeiten des § 12 ROG sind jetzt auszusetzen.?® Die
Gerichte werfen den Ball hier der Gesetzgebung zu, da das Problem erkannt wird, der Rechtsprechung
aber teils die Hande gebunden sind.® Die Gesetzgebung muss daher jetzt handeln. Der in § 249 Abs. 7
Nr. 2 BauGB n.F. teilweise vorgesehene Ausschluss der Instrumente bei Zielverfehlung schafft keine
zeitige und rechtssichere Abhilfe.

Der BWE fordert daher — wie schon im Aktionsplan fir die neue Legislatur dargestellt®” — die Ergdnzung
des § 14 Abs. 4 S. 2 und des § 15 Abs. 2 S. 2 BauGB sowie die Streichung des § 15 Abs. 3 BauGB zur
Aussetzung der Vorschriften iiber die Veranderungssperre und die Zuriickstellung von Baugesuchen
fiir Gebiete, die fiir die Nutzung der Windenergie (Vorrang- oder Eignungsgebiet) als Ziel der
Raumordnung ausgewiesen sind. Es ist zudem festzuschreiben, dass die Neuregelungen auch im
Hinblick auf Bestands-Regionalplane gelten und dass bestehende Verdnderungssperren und
bestehende Zurlckstellungen mit Inkrafttreten der Neuregelung aulRer Kraft treten bzw. enden, soweit
sie Gebiete betreffen, die als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete gemall § 7 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 oder Nr.
3 ROG als Ziel der Raumordnung ausgewiesen sind.

Konkret: Es bedarf neben der Streichung von § 245e Abs. 3 n.F. folgender Anpassungen des BauGB:

1. EinfUhrung eines neuen § 14 Abs. 4 S. 2 (neuer Text fett):

(4) Soweit fiir Vorhaben im férmlich festgelegten Sanierungsgebiet oder im
stddtebaulichen Entwicklungsbereich eine Genehmigungspflicht nach § 144 Absatz 1
besteht, sind die Vorschriften (ber die Verdnderungssperre nicht anzuwenden. Das
Gleiche gilt fiir Gebiete, die fiir Vorhaben gemdf8 § 35 Absatz 1 Nr. 5 in einem
Raumordnungsplan als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete gemdfS § 7 Absatz 3
Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 3 des Raumordnungsgesetzes als Ziel der Raumordnung
ausgewiesen sind. Satz 2 gilt auch fiir Gebiete mit Pldénen, die auf der Grundlage
bisheriger Fassungen dieses Gesetzes in Kraft getreten sind. Bestehende
Verdnderungssperren treten am [Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] aufler
Kraft, soweit sie die in Satz 2 genannten Gebiete betreffen.

2. EinfUhrung eines neuen § 15 Abs. 2 S. 2 (neuer Text fett):

(2) Soweit fiir Vorhaben im férmlich festgelegten Sanierungsgebiet oder im
stddtebaulichen Entwicklungsbereich eine Genehmigungspflicht nach § 144 Absatz 1
besteht, sind die Vorschriften (ber die Zuriickstellung von Baugesuchen nicht

35 \/gl. BWE-Stellungnahme (2022): Anderungsentwurf zum Raumordnungsgesetz — LINK.

36 OVG Munster 13. September 2021 — 2D 134/20.NE; ,keine verfassungsrechtlich tragfahige Handhabe, (...) den Erlass von
Veranderungssperren, die klimapolitisch wiinschenswerte Projekte zum Gegenstand haben, strengeren Anforderungen zu
unterwerfen. Hierzu ist gegenwartig allein der Gesetzgeber berufen, falls er eine solche MalRnahme im Rahmen des ihm vom
Bundesverfassungsgericht auferlegten Handlungsgebotes zur Erreichung der Klimaschutzziele fiir geboten erachtet.”

37Vgl. BWE (2021): Aktionsprogramm fir die 20. Legislaturperiode — LINK.
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anzuwenden;, mit der férmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets oder des
stddtebaulichen Entwicklungsbereichs wird ein Bescheid (ber die Zurtickstellung des
Baugesuchs nach Absatz 1 unwirksam. Das Gleiche gilt fiir Gebiete, die fiir Vorhaben
gemdfl § 35 Absatz 1 Nr. 5 in einem Raumordnungsplan als Vorranggebiete oder
Eignungsgebiete gemdfS §7 Absatz 3 Satz 2 Nr. 1 oder Nr. 3 des
Raumordnungsgesetzes als Ziel der Raumordnung ausgewiesen sind. Satz 2 gilt auch
fiir Gebiete mit Pléiinen, die auf der Grundlage bisheriger Fassungen dieses Gesetzes
in Kraft getreten sind. Bestehende Bescheide iiber die Zuriickstellung von den in Satz
2 genannten Vorhaben und Gebieten werden am [Datum des Inkrafttretens des
Gesetzes] unwirksam.

3. Streichung des § 15 Abs. 3 BauGB. Jedenfalls sind Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB von
seinem Anwendungsbereich auszunehmen. Eine gesonderte Zurtckstellungsmdglichkeit fur
Flachennutzungsplane ist viele Jahre nach Einfihrung der Privilegierung und der Mdglichkeit,
Ausschlussplanungen durchzufiihren, nicht mehr zeitgemaR. Sie wird zudem nach Mitteilungen
unserer Mitglieder fast nur noch als Verzogerungs- und Verhinderungsinstrument eingesetzt.

4. § 17 BauGB wird um folgenden neuen Abs. 7 erganzt:

(7) Fiir Bebauungspldne, die zumindest auch fiir Vorhaben der erneuerbaren
Energien gemdf3 § 3 Nr. 21 Erneuerbare-Energien-Gesetz gelten sollen, treten
Verdnderungssperren nach Ablauf eines Jahres aufler Kraft. Absatz 1 Satz 3, Absatz
2 und Absatz 3 sind nicht anzuwenden.

Wichtig ist auch, dass mindestens flir einen definierten, mehrjahrigen Zeitraum eine klare
Positionierung des Bundes gegen Moratoriums-Gesetze erfolgt, wie wir sie in Schleswig-Holstein und
Brandenburg gesehen haben, nachdem die Regionalplane von den Gerichten gekippt wurden.

1.5 Aussetzen entgegenstehender Bauleitplanung bis zu deren
Anpassung

Auch jahrelange Blockaden der Regionalplanung durch eine verzogerte Anpassung der Bauleitplanung
mussen unverziglich unterbunden werden. Sofern die Regionalplanung ein Gebiet fir die Windenergie
ausgewiesen hat, muss eine etwaige entgegenstehende Bauleitplanung insoweit bis zur
entsprechenden Anpassung sofort ihre Wirkung verlieren. Auch hierzu haben wir bereits Vorschlage zur

Anderung des § 1 Abs. 4 BauGB vorgelegt.®

Konkret: § 1 Abs. 4 BauGB ist wie folgt zu ergénzen (neuer Text fett):

(4) Die Bauleitpline sind den Zielen der Raumordnung anzupassen. Ist die Ausweisung eines
Gebiets fiir Vorhaben gemdf3 § 35 Absatz 1 Nr. 5 als Ziel der Raumordnung erfolgt und stehen
der vollstindigen oder teilweisen Nutzung dieses Gebiets planungsrechtlich Darstellungen
bzw. Festsetzungen eines Bauleitplans entgegen, so verlieren diese innerhalb der neu
ausgewiesenen Eignungs- bzw. Vorranggebiete insoweit mit Inkrafttreten des Ziels der
Raumordnung bis zu ihrer Anpassung ihre Wirkung.

38 Ebd.
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1.6 Fristen des WindBG vorziehen/Streichung des Zwischenziels

Neben der sofortigen Einschrankung der Ausschlusswirkung (Punkt 1.1 bzw. Punkt 1.2) fir die dringend

notwendige kurzfristige Flachenmobilisierung ist auRerdem die (mittel- bis langerfristige) Steuerung von
Windenergieflachen durch die Lander zu fordern. Wie eingangs erlautert, legen die Fristen des WindBG
die Flachenausweisung aber viel zu weit in die Zukunft und erzielen so keine Beschleunigung. Gerade in
Anbetracht der Dauer der Genehmigungsverfahren muissen aber jetzt die Weichen fir einen weiteren
und zeitnahen Ausbau gestellt werden. Fiir eine schnellere Planung und Ausweisung miissen daher
auch die aktuellen Fristen des WindBG vorgezogen werden. Eine schnellere Planung ist insbesondere
auch machbar.®®

Das Vorziehen der Flachenziele bringt mehr Planungssicherheit fiir die Vorhabentragerinnen. Dass
identifizierte Flachen tatsachlich bebaubar sind, ist auch fiir Investitionsentscheidungen
unerlasslich. Die Investorinnen erfahren friiher, wo langfristig Gebiete bestehen sollen. Das fiihrt zu
einer besseren Bewertung der jeweiligen Flache. Die Planungsunternehmen kénnen sich wahrend der
Zeit des Wegfalls des Planvorbehalts schon an diesen orientieren (Vorwirkung der Planentwirfe).
Gestarkt wird die Vorwirkung durch den neuen § 245e Abs. 4 BauGB, nach welchem unter bestimmten
Voraussetzungen WEA in Planentwurf-Gebieten errichtet werden konnen.*® Das Ausweisen von
Gebieten nach WindBG bewirkt also, dass die neu ausgewiesenen Flachen die Windenergie dort noch
starker unterstitzen (siehe § 35 Abs. 3 S. 2 BauGB). Fiir Anlagen in Windenergiegebieten soll es kiinftig
zudem bestimmte Privilegien in den Genehmigungsverfahren geben (Stichwort ,,renewable acceleration
areas”: abschlieRende Artenschutzprifung auf Planungsebene®), sodass das Interesse am Bau
innerhalb der (zukinftig) ausgewiesenen Gebiete steigt.

Langfristig — sobald genligend Flache im jeweiligen Gebiet ausgewiesen ist — kdnnen die Anlagen in den
Windenergiegebieten gebindelt werden. Flachen an StralRen und anderen besonderen Orten (s.o.
Punkt 1.3) sollten aber langfristig zur Verfiigung stehen.

Der BWE regt daher an, die Frist fiir die Planaufstellungsbeschliisse bzw. die Delegation der Planung
auf die kommunale Ebene zur Erreichung der Flachenbeitragswerte von derzeit 31. Mai 2024 auf den
31. Mai 2023 (bzw. auf ein Datum, einige Monate nach Inkrafttreten der Regelung) vorzuziehen.

Die Planaufstellungsbeschlisse bzw. Delegationsakte sind in diesem Zeitraum auch umsetzbar. Mit
einem Planaufstellungsbeschluss bekundet die Planungstragerin erst einmal nur ihre Planungsabsicht.
Zudem ist das mit unnotig doppeltem Planaufwand und weiteren Verzdgerungen verbundene
Zwischenziel zu streichen und das vorerst finale Mindestziel auf den 31. Dezember 2025 vorzuziehen.
Mit den neuen Regelungen zur Positivplanung* sollten die Planverfahren schneller abgeschlossen

39 Bsp. Baden-Wirttemberg: Ziel, bis 2025 jeweils 1,8 Prozent als Vorranggebiete ausgewiesen zu haben in den 12
Regionalverbanden — LINK.

40 Vgl. Beschlussempfehlung des Ausschusses fir Klimaschutz und Energie des Bundestages vom 28.09.22, Drucksache
20/3743S. 9 f. — LINK.

41 BWE (2023): Stellungnahme zum Kabinettsbeschluss des Entwurfs eines § 6 Windenergieflachenbedarfsgesetzes — LINK;
Anderungsvorschlag der Europdischen Kommission zur EU-Richtlinie fiir erneuerbare Energien (RED), vgl. COM (2022) — LINK.

42 Langfristig soll die Konzentrationszonenplanung durch eine Positivplanung (mit ,,Entprivilegierung” von WEA aulRerhalb der
ausgewiesenen Flachen schon qua Gesetz bei Erreichen der Flachenziele) abgeldst werden, sodass eine Ausschlusswirkung
mitsamt der fehleranfalligen Differenzierung zwischen Tabuzonen und geeigneten Flachen nicht mehr erforderlich sein wird,
vgl. § 249 Abs. 2 und Abs. 6 BauGB n.F. (Inkrafttreten am 01.02.2023) — Bundesgesetzblatt Teil | Nr. 28 vom 28.07.2022, BI.
1358 f. — LINK.
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werden, bzw. kann die isolierte Positivplanung® ohne Erfordernis einer Gesamtabwagung nach § 245e
Abs. 1 BauGB n.F. genutzt werden.

Vor dem Hintergrund der dann schneller durchzufiihrenden Planverfahren kann die direkte Ausweisung
der Flachenbeitragswerte — also keine Delegation an die nachgeordnete Ebene — durch die Lander nach
§ 2S. 1 Nr. 1 WindBG hilfreich sein. Naturlich soll zusatzliche Ausweisung durch die Gemeinden maoglich
sein bzw. ist duBert gewinscht (Punkt 1.7).

Konkret: § 3 Abs. 1 und Abs. 3 WindBG wird wie folgt gedandert (Text fett neu):

(1) In jedem Bundesland ist ein prozentualer Anteil der Landesfliche nach Mafgabe der
Anlage 1 zu diesem Gesetz (Fldchenbeitragswert) fiir die W/ndenerg/e an Land

auszuweisen. Dabei sind b+
naech-Anlage-1-Spatte1-und bis zum 31. Dezember 2632-2025 mindestens die
Fldchenbeitragswerte nach Anlage 1 Spette2 auszuweisen. Zum Zwecke der Bestimmung
der Gréfse der hiernach auszuweisenden Fldchen ist die Gréfse der Landesfléichen der
Bundesldnder insgesamt der Anlage 1 Spalte 3 zu entnehmen.

()

(3) Die Lénder sind aufserdem verpflichtet, bis zum 31. Mai 2824 2023 im Rahmen ihrer
Berichterstattung nach § 98 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes einmalig
Folgendes nachzuweisen:
1. im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 Planaufstellungsbeschliisse zur
Ausweisung der zur Erreichung der Fldchenbeitragswerte nach Anlage 1 Spalte 1
notwendigen Fldchen,
2.im Fall des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 das Inkrafttreten von
Landesgesetzen oder Raumordnungsplédnen, die regionale oder kommunale
Teilfldchenziele festsetzen,; dabei miissen die Teilfldchenziele in der Summe den
Fldchenbeitragswert nach Anlage 1 Spalte 1 fiir das Land erreichen.

Die Spalte 1 der Anlage 1 ist entsprechend zu streichen.

1.7 Gemeinde-Offnungsklauseln: Akzeptanz und Selbstverwaltung
starken

In Gebieten ohne Regional- oder Landesplanung oder in Gebieten mit Regionalplanen ohne
Ausschlusswirkung sind Kommunen nicht eingeschrankt und kénnen Flachen Gber die Bauleitplanung
ausweisen.** Zu groRen Teilen wird jedoch mit Ausschlusswirkung geplant,* sodass Raumordnungs-/
Regionalpldane mit Ausschlusswirkung und Landesgesetze nach § 249 Abs. 3 BauGB a.F. (Abs. 9 n.F.%)
weiterhin eine eigenstandige Flachenausweisung durch ambitionierte Kommunen verhindern, die
Windenergie in ihrem Gebiet realisieren wollen. Auf kommunaler Ebene herrscht hierfiir teilweise wenig

43 Bundestags-Drucksache 20/3743, S. 8 — LINK.

44 Soweit kein landesweites Moratorium festgesetzt wurde.

45 Vgl. Online-Karte der Flachenkulisse der FA Wind (2022) — LINK.

46 Bundesgesetzblatt Teil | Nr. 28 vom 28.07.2022, BGBI. 1353 ff. — LINK.
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Verstdndnis, zumal die Akzeptanz engagierter Birger*innen fir das zogerliche Tempo des Ausbaus
erneuerbarer Energien schwindet.

Auch die Aufnahme einer Regelung zur isolierten Positivplanung ohne erneute Gesamtabwdagung § 245e
Abs. 1 BauGB n.F., welche nun zur zusatzlichen Flachenausweisung genutzt werden kann, andert hieran
nichts.*” Denn die Gemeinden kdnnen hierbei nicht iber eine entgegenstehende Regionalplanung
hinausgehen. Auch gem. § 249 Abs. 5 BauGB n.F. kénnen Gemeinden ggf. nur insoweit im Vergleich zum
Status quo mehr ausweisen, als dass die jeweilige Delegation der Beitragswerte durch das Land dies
zuldsst. Daher sehen wir es als aulerst wichtig an, den Gemeinden zum Zwecke des Ausbaus der
erneuerbaren Energien bereits jetzt und langfristig eine schnellere Planung unabhingig der
Flachenzielverteilung, der Ausschlusswirkung von Regionalpldnen und von Landerabstands-
klauseln®® zu erméglichen (sog. Privilegierungsgebiete). Zudem ist festzuschreiben, dass dies ab
Inkrafttreten ohne Ubergangsfrist auch fiir bestehende Regionalpldne mit Ausschlusswirkung gilt.

Zudem sollte das gemeindliche Einvernehmen im Genehmigungsverfahren als Grundlage fiir
Abweichungen auch auf dieser Ebene genutzt werden. Auf diese Weise wiirde dem planerischen
Willen der betroffenen Gemeinden schnell Rechnung getragen, es wilrden viele einzelne
Windenergieprojekte realisiert werden koénnen und dabei der Aufwand fir formliche
Bauleitplanverfahren vermieden werden.

Gemeinde-Offnungsklauseln entsprechen dem Wesen des Gegenstromprinzips gem. § 1 Abs. 3 ROG,
wonach der Gemeindewille auch auf Gbergeordneter Planungsebene zu berlcksichtigen ist, und sorgen
fir hohe lokale Akzeptanz Die Gemeinde hat so ferner die Moglichkeit, in hoherem Malke von der
Beteiligung nach § 6 EEG zu profitieren, nachdem eine Zahlung entsprechend der Regelung den
Gemeinden im Umkreis der geplanten WEA angeboten werden soll.

Konkret: § 245e BauGB n.F. wird um einen neuen Abs. 1a) erganzt:

(1a) Den Gemeinden bleibt es unbenommen, durch Ausweisung im Bebauungsplan und/oder
Fléichennutzungsplan Gebiete fiir erneuerbare Energien auch dort vorzusehen, wo ein
Regionalplan mit der Wirkung des § 35 Absatz 3 Satz 3 keine derartigen Gebiete vorsieht.
Dies gilt auch in Gebieten mit Plédnen, die auf der Grundlage bisheriger Fassungen dieses
Gesetzes bereits in Kraft getreten sind. Die in Satz 1 und 2 genannten Regionalpléine stehen
zudem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder
Nutzung der Windenergie dienen, nicht im Sinne des § 35 Absatz 3 Satz 3 entgegen, wenn
und soweit die Gemeinde, auf deren Gebiet solche Vorhaben errichtet werden sollen, hierzu
das gemeindliche Einvernehmen gemdf3 § 36 Absatz 1 Satz 1 erteilt hat.

Konkret: und § 249 BauGB n.F. wird um einen neuen Absatz 9a) erganzt:

(9a) Den Gemeinden bleibt es unbenommen, durch Ausweisung im Bebauungsplan und/oder
Fldichennutzungsplan Gebiete fiir erneuerbare Energien auch dort vorzusehen, wo auf
Grundlage des Absatzes 9 oder auf Grundlage des Absatzes 9 in der bis zum 14. August 2020

47 Zum Nachbesserungserfordernis der Vorschrift zur isolierten Positivplanung siehe Punkt 1.8.

48 Hilfsweise Regelungsvorschlag fiir den Fall, dass der Vorschlag zur vollstandigen Abschaffung der Landerabstandsklauseln
in Punkt 1.11 nicht bericksichtigt wird.
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oder bis zum 1. Februar 2023 geltenden Fassung erlassene Landesgesetze entgegenstehen.
Die in Satz 1 genannten Landesgesetze stehen zudem Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer
5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, nicht entgegen,
wenn und soweit die Gemeinde, auf deren Gebiet solche Vorhaben errichtet werden sollen,
hierzu das gemeindliche Einvernehmen gemdpf § 36 Absatz 1 Satz 1 erteilt hat.

Eine weitere Moglichkeit ware, anstelle der erforderlichen Bauleitplanung fir weitere gemeindliche
Windflachen eine Art Privilegierungssatzung zur Flachenbereitstellung geniigen zu lassen. Die
gemeindliche Privilegierungssatzung ware eine stadtebauliche Satzung eigener Art mit dem Inhalt, dass
im Geltungsbereich der Satzung die Privilegierung der Windkraft nach §35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB
planungsrechtlich uneingeschrdnkt wieder auflebt. Die Satzung sollte nicht an Voraussetzungen
gebunden werden und keinen anderen Inhalt haben, um moglichst einfach und wenig fehleranfallig zu
sein.

1.8 Hinderliche Beschrankungen der isolierten Positivplanung beseitigen

Der BWE begrift die kirzlich in Kraft getretene Regelung zur Klarstellung der Zuldssigkeit zuséatzlicher
Windflachenausweisung im Rahmen der sog. isolierten Positivplanung nach § 245e Abs. 1 BauGB.
Hiernach kénnen die jeweiligen Planungstragerinnen auf Bauleitplan- und Regionalplanebene ohne
erneute Gesamtabwdagung schneller zusatzliche Flachen in bestehenden Plangebieten ausweisen.

Allerdings ist hier eine hinderliche Einschriankung festgeschrieben: Vom urspriinglichen
Planungskonzept kann abgewichen werden, sofern die Grundziige der Planung erhalten werden. Von
der Wahrung der Grundzlige der bisherigen Planung ist regelmaRig auszugehen, wenn Flachen im
Umfang von nicht mehr als 25 Prozent der schon bislang dargestellten Flachen zuséatzlich dargestellt
werden. Es ist nicht klar, auf welchen Erwagungen die konkrete Festsetzung auf ggf. maximal 25 Prozent
Zusatzflache beruhen. Dass die 25 Prozent nur als Grenze fir Mehrausweisung anzusehen sind, wenn
Uberhaupt Konflikte mit dem Plankonzept bestehen, ist gut vertretbar. Die entsprechende Anwendung
dieser Auslegung jedoch nicht gesichert. Die 25-Prozent-Regelung wird in vielen
Planungsgemeinschaften gerade als Grenze angesehen, obwohl sie eigentlich mehr zusatzliche Flache
ausweisen wollen. Diese Ambitionen dirfen nicht behindert werden.

Die Regelung konnte ohne Beschriankung zwecks weitere Flachenbereitstellung also deutlich besser
genutzt werden. Eine Beschrankung der Planungsmaéglichkeiten ist auch vor dem Hintergrund nicht
verstdndlich, dass hier dieselbe Planungstragerin von ihrem eigenen Plankonzept abweicht, also
ihren Planungswillen verwirklicht. Es gibt kein tragendes Einschrankungsbediirfnis, daher sollte die
Beschrankung aufgehoben werden.

Wenn eine Streichung der Beschrankung nicht umgesetzt wird, sollte zumindest festgeschrieben
werden, dass zusatzliche Ausweisungen insbesondere unbegrenzt zugelassen werden, wenn diese in
den ermittelten Potenzialflichen des jeweiligen Plans liegen. Hier hat eine Abwdgung harter und
weicher Tabukriterien durch die jeweilige Planungstragerin schon stattgefunden und die Flachen
wurden als geeignete Windflachen identifiziert.
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1.9 Rotor-Out verbindlich machen

Anstelle der im WindBG vorgesehenen teilweisen Anrechnung der Rotor-In-Flichen®® zum
Flachenbeitragswert und der komplizierten Erfassung per GIS und Abschlagsrechnung, fordert der BWE
unbedingt die Aufnahme der gesetzlichen Feststellung, dass die Windenergiegebietsgrenzen mit der
Mastfullmitte innerhalb des Gebietes eingehalten sind, also Gberall auch in bestehenden Planen Rotor-
Out gilt. Es ist bekannt, dass sich die planerische nutzbare Flache durch eine Rotor-In-Regelung in
einem hohen zweistelligen MaRe verringert. Manche Flachen sind so schmal, dass sie mit modernen
Anlagen Uberhaupt nicht mehr nutzbar sind und vollstdndig fir eine Windenergienutzung entfallen.
Dem BWE sind hierflr zahlreiche Negativ-Beispiele aus verschiedenen Regionalpldnen bekannt. Eine
sonst notwendige Anhebung der Flachenziele ist keine gleichwertige und effektive Malnahme.

Es bedarf dieser gesetzlichen Klarstellung, da die Genehmigungsbehorden bereits jetzt in vielen
BImSchG-Verfahren verlangen, dass auch die Rotoren von Windenergieanlagen innerhalb des jeweils
mafgeblichen Plangebiets der Raumordnung und/oder eines Flachennutzungsplans liegen. Diese
Forderungen erheben die Genehmigungsbehoérden oft rein vorsorglich, ohne entsprechende
Anhaltspunkte in den Planen und fihren so zu massiven Flachenverkirzungen. Jetzt wird sogar von
einer automatischen Rotor-In-Geltung ausgegangen, wenn der Plan keine Bestimmung dazu enthalt,
vgl. § 2 Nr. 2 WindBG. Allein die (schon bisher bestehende) Moéglichkeit zur nachtraglichen Einfiihrung
einer Rotor-Out-Regelung durch die jeweilige Planungstragerin reicht nicht aus.

Eine Rotor-Out-Regelung wiirde in keiner Weise die sonstige Priifung aller potenziell
entgegenstehenden Belange (beispielsweise Bauverbotszonen unmittelbar — innerhalb von 20
Metern — an Bundesstralen, vgl. § 9 FStrG) vorwegnehmen. Insbesondere sind auch wie gehabt die
immissionsbezogenen Anforderungen nach der TA Larm zu prifen. Deshalb wirde diese Regelung den
Genehmigungsbehorden und den Vorhabentragerinnen Klarheit bringen, ohne das Schutzniveau fur
Anwohner*innen in irgendeiner Weise abzusenken.

Zusatzlich ist unbedingt festzuschreiben, dass diese Regelung auch fir bestehende Regional- und
Flachennutzungsplane gilt. Nur so ist zu vermeiden, dass durch weitere jahrelange Unsicherheiten die
Nutzbarkeit bestehender Gebiete in Regional- und Flachennutzungsplanen stark eingeschrankt und
teilweise sogar zu bedeutenden Teilen ausgeschlossen wird.

Konkret: Es wird folgender neuer Absatz 10 in § 249 BauGB eingeflgt:

(10) Die Grenzen von Gebieten fiir die Windenergienutzung durch Darstellungen im
Fléichennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung sind eingehalten, wenn die Mitte des
Mastfufies der Windenergieanlage volistindig innerhalb des jeweiligen Gebietes liegt. Eine
Uberschreitung der Gebietsgrenzen durch die Anlagenteile von Windenergieanlagen jenseits
der Mastfuf3mitte ist zulédissig. Satz 1 gilt auch fiir Gebiete mit Pléinen, die auf der Grundlage
bisheriger Fassungen dieses Gesetzes in Kraft getreten sind.

In  der Gesetzesbegrindung sollte aufgenommen werden, dass mit ,Anlagenteile von
Windenergieanlagen® nach Satz 2 insbesondere der Turm und die Rotoren gemeint sind.

43 Rotor-In-Flache: Rotoren der WEA dirfen nicht tGber die ausgewiesene Flache hinausragen.
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1.10 Planungsrechtliche Beschrankungen fiir Repowering beseitigen

Der BWE begriifRt, dass nach § 249 Abs. 3 BauGB n.F. eine Ausschlusswirkung zumindest jetzt schon den
Repowering-Vorhaben grundsatzlich nicht mehr entgegengehalten werden darf, sodass auch Flachen
aullerhalb von Vorranggebieten, welche die Repowering-Flachen eigentlich flir die Bebauung
ausschlieRen, fir solche Vorhaben zur Verfliigung stehen kénnen. Allerdings verhindern (veraltete)
Hoéhenbeschrankungen und Baufenster in den Bebauungsplanen sowie Landerabstandsklauseln die
Regelungswirkung und damit die Repowering-Vorhaben. Hier muss in Anbetracht der Bedeutung von
Repowering flr die Energieversorgung und den weiteren Ausbau nachgebessert werden.

Auch die Repowering-Beschriankung in § 245e Abs. 3 BauGB muss gestrichen werden, wonach
Raumordnungs- oder Flichennutzungsplane dem Vorhaben ,bei Betroffenheit von Grundziigen der
Planung“ entgegengehalten werden kdnnen. Zumindest aber muss unbedingt klargestellt werden, was
der Gesetzgeber unter den ,Grundziigen der Planung” konkret versteht. Weiterhin muss klar sein, dass
diese ,,Grundzlge der Planung” entsprechend der Gesetzesbegriindung nur im absoluten Ausnahmefall

berthrt sind und zu konkretisieren ist, wann dieser Ausnahmefall einschlagig ist.

Unbestimmte oder auslegungsfahige Rechtsbegriffe sind moglichst restriktiv zu verwenden, da diese
erfahrungsgemals von Behorden haufig zu Lasten der Windkraft ausgelegt werden. Beispielhaft zu
nennen ist hier die kirzlich von einem Planungsunternehmen an uns herangetragene Aussage eines
Landesamts im Zusammenhang einer Zuldssigkeitsabfrage fur ein Repowering-Vorhaben aullerhalb
eines fir Windenergie ausgewiesenen Gebietes. Das Landesamt hat hier schon eine Verweigerung der
Zustimmung in Aussicht gestellt mit der Begriindung, dass die GrundzUge der Planung regelmafig schon
dann berihrt seien, wenn WEA aullerhalb der Vorranggebiete am Altstandort oder in unmittelbarer
Nahe repowert werden sollen. Schlieflich habe sich die Landesplanung in den Regionalplanen und dem
zugrundeliegenden Plankonzept ausdriicklich mit den Altanlagen auRerhalb der Vorranggebiete
auseinandergesetzt und auf Basis eines Repowering-Konzeptes Ziele der Raumordnung fir Repowering
formuliert. Hier wird das Regel-Ausnahme-System, welches in der neuen Repowering-Regelung
gesetzlich vorgegeben wird, ins Gegenteil verkehrt.

Es ist daher erforderlich, den Begriff ,Grundzige der Planung” zumindest mit Leben zu flllen und ggf.
Beispielkataloge zu formulieren, wann die Voraussetzungen vorliegen, wonach die , Grundzlge der
Planung” betroffen bzw. nicht betroffen sind. Ferner sind in diesem Zusammenhang die ,Grundzige der
Planung” ja nicht nur im Rahmen von Repowering-Vorhaben, sondern beispielsweise auch bei
Zielabweichungsverfahren nach § 6 Abs. 2 ROG relevant. Die ,,Grundziige der Planung” sollten nur
dann beriihrt sein, wenn ganz konkrete Zuweisungen anderer Nutzungen zu einer Flache zum
tragenden Plankonzept gehéren und dem Vorhaben im Sinne des § 16b entgegenstehen - zum
Beispiel: groBflachiger Kiesabbau. Der Gesetzgeber sollte klarstellen, dass lediglich ,weiche
Tabukriterien” — insbesondere Abstandsradien — nicht zu den Grundziigen der Planung gehoren. Sie
konnen insbesondere auch nicht berihrt sein, wenn das Vorhaben sich auf einer ermittelten
Potenzialflache des jeweiligen Plans mit Ausschlusswirkung befindet, da die generelle Eignung der
Flache hier schon festgestellt wurde, vgl. Punkt 1.8. Letzteres sollte zumindest in der
Gesetzesbegrindung klargestellt werden.

Konkret: § 245e Abs. 3 BauGB n.F. wird (soweit die Grundzlge der Planung — vorzugswiirdig — nicht
gestrichen werden) wie folgt gedndert (Text neu fett):
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(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Rechtswirkungen gemdfs § 35 Absatz 3 Satz 3 sowie
Ldnderabstands kénnen Vorhaben im Sinne des § 16b Absdtze 1 und 2 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. 1S. 1274;
202118S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBI. | S. 4458)
gedndert worden ist, in der Regel nicht entgegengehalten werden, es sei denn, die Grundziige der
Planung werden bertiihrt. Die Grundziige der Planung kénnen nur beriihrt sein, wenn zum
tragenden Plankonzept Festsetzungen anderer Nutzungen gehéren, die dem Vorhaben im
Sinne des § 16b entgegenstehen.|...)

Zusatzlich sollte das Problem der Uberholten Bebauungspldne gelost werden, die insbesondere
Repowering-Vorhaben entgegengehalten werden kénnen. Das Problem dufRert sich darin, dass
(Repowering-)Vorhaben bauplanungsrechtlich haufig unzuldssig sind, weil fir das Gebiet nicht nur ein
standortsteuernder Regionalplan oder Flachennutzungsplan, sondern zusatzlich ein Bebauungsplan mit
restriktiven Festsetzungen existiert, z.B. mit Baufenstern oder konkreten Hohenbegrenzungen, die
aber nicht mehr zu den heutzutage iiblichen Anlagentypen passen.

Die Neuregelung zum Repowering aus § 245e Abs. 3 BauGB n.F. knUpft nur an die Rechtswirkungen von
§35 Abs. 3 S. 3 BauGB und damit nur an Regionalpldane und Flachennutzungsplane an. Die
Bebauungspldne stehen einem Repowering-Vorhaben daher regelmalig weiterhin entgegen. Daher
muissen momentan noch die Bebauungspldne entweder so gedndert werden, dass die Repowering-
Vorhaben zulédssig sind oder der Bebauungsplan wird aufgehoben, damit § 245e BauGB greifen kann.
Allerdings ist die Anderung oder Aufhebung des Bebauungsplans genauso aufwindig wie die
Neuaufstellung eines Bebauungsplans. Das aufwandige Verfahren U(berfordert die Gemeinden
regelmafRig.

Der BWE macht zur Losung der Probleme in Punkt 1.11 und 1.12 Gesetzesvorschlage in § 249 BauGB
fur alle WEA-Vorhaben (sogleich), da es auch Neuvorhaben betrifft. Sollte die Unzulassigkeit von

Hohenbeschrankungen und die Abschaffung der Lander6ffnungsklauseln nicht allgemein
festgeschrieben werden, dann sollte dies unbedingt zumindest fiir Repowering festgeschrieben werden.

Konkret: § 249 Abs. 9 BauGB n.F. wird wie folgt gedndert (Text neu fett):

(9) (..) Die nach Satz 1 und 4 erlassenen Landesgesetze sowie die in Bauleit- oder
Regionalpldnen festgesetzten Héhenbeschrinkungen kénnen Vorhaben im Sinne des § 16b
Absiitze 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274; 2021 1 S. 123), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24.
September 2021 (BGBI. | S. 4458) gedindert worden ist, nicht entgegengehalten werden.
Vorhaben nach § 16b Absiitze 1 und 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes kénnen auch die in
bestehenden und kiinftigen Bauleitpldnen in Baufenstern nach § 23 festgesetzten Baugrenzen
nicht entgegengehalten werden, wenn die Mitte des Mastfufles der Windenergieanlage
innerhalb des jeweiligen Baufensters liegt. Eine Uberschreitung der Baugrenzen durch die
Anlagenteile von Windenergieanlagen jenseits der Mastfuimitte ist zuléissig.]*°

50 Hilfsweise Regelungsvorschlag, fur den Fall, dass die Vorschldge in Punkt 1.11 und 1.12 nicht bertcksichtigt werden.
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1.11 Landerabstandsklauseln abschaffen

Daneben sollten pauschale Landerabstandsklauseln als weitere kiinstliche Flachenbeschrankung groRen
Ausmales abgeschafft werden — wie urspringlich von der Bundesregierung auch angekindigt. Die
maligeblichen Mindestanforderungen an die Abstdnde zwischen Windenergieanlagen und
Wohnbebauung  sowie  weiteren  Schutzglitern  ergeben sich  bereits jetzt aus
immissionsschutzrechtlichen und weiteren Anforderungen (z.B. TA Liarm) und werden in den
einzelnen Genehmigungsverfahren geprift. Pauschale Abstandsfestlegungen haben nachweislich
auch keinen Einfluss auf die Akzeptanz®! Die Regelungen flihren weiterhin zu enormen
Flacheneinbulen. Jede weitere Verzogerung des Ausbaus und kinstliche Flachenreduzierung muss
verhindert werden. Ein moglicher Wegfall der Abstandsklauseln bei Zielverfehlung bzw. Verletzung der
Nachweispflicht nach § 3 Abs. 3 WindBG wird dem nicht gerecht.>?

Die Streichung der Regelung ist auch vor dem Hintergrund des Grundrechts der intertemporalen
Freiheitssicherung und des Schutzes kiinftiger Generationen verfassungsrechtlich geboten.>® Zudem
behindern die Landerabstandsklauseln insbesondere auch ein Repowering, fiir welches zwar gem.
§ 245e Abs. 3 BauGB n.F. regelmaRig eine sonst bestehende Ausschlusswirkung entfallen soll. Die
pauschal festgelegten Abstdande in vielen Bundeslandern sind aber auch bei Repowering weiterhin zu
beachten und stehen diesen Vorhaben oftmals entgegen.

Der BWE fordert, den § 249 Abs. 9 BauGB sowohl in der aktuellen und vorigen Fassung als auch der
vor dem 14. August 2020 geltenden Fassung (Nutzung der Linderoffnungsklausel bis 31. Dezember
2015) unverziiglich ohne Ubergangsvorschrift mit sofortiger Wirkung aufzuheben. Bereits erlassene
Landerregelungen sind so ohne weitere Vollzugsschritte mit Inkrafttreten der Aufhebung nicht mehr
anzuwenden.

Konkret: § 249 Abs. 9 BauGB n.F. wird wie folgt gedndert (Text neu fett):

(aufgehoben)

Landesgesetzliche Regelungen, die auf der Grundlage einer vor dem [Datum des Inkrafttretens
des Gesetzes] geltenden Fassung dieses Absatzes erlassen wurden, sind mit Inkrafttreten der
Fassung dieses Absatzes vom [Datum des Inkrafttretens des Gesetzes] nicht mehr
anzuwenden.

Sollte dem Vorschlag des BWE zur vollstandigen Abschaffung der Klauseln nicht gefolgt werden, so
sollten sie zumindest Repowering-Vorhaben nicht entgegengehalten werden kénnen, siehe zuvor Punkt
1.10.

51Vgl. FA-Wind (2015): Mehr Abstand — mehr Akzeptanz? S. 22 — LINK; hierzu auch BReg, BT-Drs. 19/3053, S. 1, 3 — LINK.
52V/gl. § 249 Abs. 7 S. 2 BauGB n.F.

53 Vgl. Prof. Dr. Kurt FaBbender (2021): Rechtsgutachten zur VerfassungsmaRigkeit der sog. 10-H-Regelung in Art. 82 BayBO
nach dem Klima-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 24.03.2021 — LINK.
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1.12 Unzul3ssigkeit von Hoéhenbeschrankungen fiir WEA klarstellend
festschreiben

Oftmals begrenzen Hohenvorgaben fir die maximale GroRRe der zu errichtenden Windenergieanlagen
das Potenzial ausgewiesener Flachen erheblich, weil moderne hohere Windenergieanlagen nicht
aufgestellt werden kdnnen. Bauhdhenbegrenzungen fiihren zu einem gréReren Bedarf der Anlagenzahl
und der zu installierenden elektrischen Leistung. Auch die flir den Bau der Windparks erforderliche
Flache steigt an.® Zudem gibt es Probleme mit veralteten Héhenbeschrankungen. Viele
Bebauungsplane, die fir Windprojekte aufgestellt wurden und Hohenbegrenzungen enthalten, kénnen
nicht ohne entsprechende Anpassung genutzt werden, da sie nicht mehr zu den modernen
Anlagentypen passen.® Das ist ein Wertungswiderspruch, da es aktuell teilweise einfacher ist geméaR
§ 245e BauGB n.F. aulerhalb des fir ein Windprojekt aufgestellten Bebauungsplans eine neue
Windenergieanlage zu errichten als innerhalb. In der Rechtsprechung wird z.B. von einer sog.
Funktionslosigkeit der veralteten Hohenbeschrinkungen ausgegangen.®® Hinzu kommt, dass den
Beschrankungen entsprechend kleine Anlagen teils gar nicht mehr verflgbar sind und diese
insbesondere auch eine deutlich geringere Wirtschaftlichkeit bedeuten. Anstatt die
Planungsunternehmen hier in ein weiteres Verfahren®” — das Befreiungsverfahren von Festsetzungen
im Plan nach § 31 Abs. 2 BauGB —zu dradngen, sollte die Unzuldssigkeit von Hohenbeschrankungen
gesetzlich klargestellt werden. Das Schutzniveau fir die Anwohner*innen wird dadurch nicht
beeintrdchtigt, da natirlich weiterhin die Abstande nach der TA Larm im Genehmigungsverfahren etc.
gepruft werden.

Auch veraltete Baufenster — vgl. § 23 Baunutzungsverordnung (BauNVO) —, die im Zusammenhang mit
Hohenbeschrankungen bestimmt wurden, haben ihre Funktion verloren. Denn diese Baufenster (insb.
Baugrenzen, i.d.R. Rotor-In) orientieren sich auch noch an anderen WEA-MaRen (kleinere Anlagen).

Die eingeschrankte Nutzbarkeit ausgewiesener Flachen durch Hohenbeschrdankungen fir bauliche
Anlagen muss daher durch Anderung in § 249 BauGB mit Geltung auch fiir Bestandspldne aufgehoben
werden. Zwar regelt § 4 Abs.1 S. 5 WindBG nun, dass Plane, die nach dem 1. Februar 2023 wirksam
geworden sind und Bestimmungen zur Hohe baulicher Anlagen enthalten, dem Flachenbeitragswert
nicht angerechnet werden kénnen. Dennoch bleiben die Hohenbeschrankungen in &lteren Planen und
die Moglichkeit weiterer Beschrankung durch neue Planung erhalten und schrénken die Nutzung der
ausgewiesenen Flachen erheblich ein.®

Konkret: § 249 BauGB ist durch einen neuen Absatz 11 wie folgt zu ergénzen:

(11) Héhenbeschrinkungen fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien
in Bauleit- und Regionalplinen sind unzuldssig; dies gilt auch, soweit die

54 Vgl. FA Wind (2019): Uberblick Windenergie an Land: Anlagenhdhe | Flichenbedarf | Turbinenanzahl, S. 1 f. — LINK.

55 Die HGhenbeschrankungen sollten friiher sicherstellen, dass keine Anlagen mit einer Hohe von liber 100 Metern errichtet
werden, fir welche eine Nachtkennzeichnung mittels Lichtsignals verpflichtend ist. Dies wurde aus Akzeptanzgriinden von
vielen Gemeinden abgelehnt. Durch die BNK ist das Akzeptanzargument spatestens tberholt.

56 Aktuell: VG Aachen, Beschluss vom 12. Marz 2021 — 6 L 417/20 — Rn. 68 ff.); vgl. auch VG Minster, Urteil vom 02.04.2020
—10 K 4573/17 —Rn. 82 ff.

57 Auch wenn die Befreiung angesichts des tiberragenden Interesses an den EE nach § 2 EEG nunmehr wohl vermehrt erteilt
werden misste, ist eine gesetzliche Klarstellung deutlich einfacher und schneller.

58 Vgl. OVG Minster 7 A 3368/02, 2 D 98/19.NE und 2 D 100/19.NE, VGH Mannheim 8 S 1370/11.
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Héhenbeschréinkung aus der Geschossfliichenzahl oder der Grundfléichenzahl folgt. Die
Beschrinkungen nach Satz 1 in bestehenden Bauleit- und Regionalplédnen kénnen Vorhaben
zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien nicht entgegengehalten werden. Die in
bestehenden und kiinftigen Bauleitplinen in Baufenstern nach § 23 festgesetzten
Baugrenzen sind eingehalten, wenn die Mitte des Mastfufies der Windenergieanlage
vollstiindig innerhalb des jeweiligen Baufensters liegt. Eine Uberschreitung der Baugrenzen
durch die Anlagenteile von Windenergieanlagen jenseits der MastfufSmitte ist zuldissig.

Sollte der vorstehende Vorschlag nicht berlcksichtigt werden, sollte er zumindest unbedingt flr
Repowering-Vorhaben festgeschrieben werden, siehe zuvor Punkt 1.10.

2 Abwagungsvorrang aus § 2 EEG klarstellend in BauGB und
BImSchG verankern

2.1 Abwagungsvorrang entsprechend § 2 EEG in BauGB verankern

Gemadl der Gesetzesbegrindung zu § 2 EEGsind verschiedene Belange gegeniber erneuerbaren
Energien in einer Abwagungsentscheidung nachrangig zu bewerten.>®

Der BWE empfiehlt zur besseren Durchsetzbarkeit des Abwagungsvorrangs in § 2 EEG eine Festlegung
des Vorrangs erneuerbarer Energien in der Schutzglterabwdgung durch Festschreibung in samtlichen
Fachgesetzen. Zwar strahlt die Wirkung des § 2 EEG unmittelbar in alle Fachgesetze und ist von den
Behorden ohne weiteres anzuwenden. Jedoch hat der BWE aus der Praxis bereits anderslautende
Ansichten von Behdrden vernommen. Erst kirzlich hat ein Staatliches Amt flr Landwirtschaft und
Umwelt in Mecklenburg-Vorpommern eindricklich bewiesen, dass es eine Anwendbarkeit des § 2 EEG
in der Abwadgung mit dem Denkmalschutz als nicht anwendbar erachtet, obwohl es dazu ein
Hinweisschrieben des zustandigen Ministeriums gab. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Mecklenburg-
Vorpommern hat hier am Ende zwar anders entschieden®, es zeigt aber, wie wichtig eine Klarstellung
ist. Die Branche kann nicht abwarten, bis hier die Gerichte ausgeurteilt und eine bundesgerichtliche
Klarstellung vorliegt. Die Gesetzgebung hat jetzt die Moglichkeit, klarstellende Regelungen in sémtlichen
Fachgesetzen aufzunehmen, um nicht dem Argument einer ,Entwertung” des § 2 EEG bei Aufnahme in
nur einzelnen Gesetzen weiter Raum zu geben. Die Gesetzgebung sollte bei Ubertragung in die
Fachgesetze in jedem Fall auch klarstellen, dass weiter von einer umfassenden Geltung es §2
EEG auszugehen ist.

Konkret: Das BauGB ist durch folgenden § 1b zu erganzen:
§ 1b Besondere Bedeutung der erneuerbaren Energien

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie den dazugehdrigen Nebenanlagen liegen
im iiberragenden d&ffentlichen Interesse und dienen der Offentlichen Sicherheit. Die

59 Vgl. BT-Drucksache 20/1630, S. 159: ,Die erneuerbaren Energien miissen daher nach § 2 S. 2 EEG 2021 bis zum Erreichen
der Treibhausgasneutralitit als vorrangiger Belang in die Schutzgiiterabwdgung eingebracht werden. Konkret sollen die
erneuerbaren Energien damit im Rahmen von Abwdgungsentscheidungen u.a. gegeniiber seismologischen Stationen,
Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-,
Bau- oder StrafSenrecht nur in Ausnahmefdllen liberwunden werden.” — LINK.

60 OVG Greifswald - Az. 5 K 171/22 OVG, Urteil vom 7. Februar 2023.
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erneuerbaren Energien miissen als vorrangiger Belang in die jeweils durchzufiihrenden
Schutzgiiterabwdgungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht gegeniiber Belangen der
Landes- und Biindnisverteidigung anzuwenden.

Satz 2 und 3 konnen ggf. bei Erreichung der ,nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung im

“61

Bundesgebiet“** angepasst werden.

2.2 Abwagungsvorrang entsprechend § 2 EEG im BImSchG verankern

Entsprechend ist derin § 2 EEG festgeschriebene Abwdgungsvorrang auch im BImSchG aufzunehmen.

Konkret: § 2 BImSchG wird einen neuen Abs. 4 erganzt:

(4) Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen der erneuerbaren Energien sowie den
dazugehdrigen Nebenanlagen liegen im iiberragenden dffentlichen Interesse und dienen der
offentlichen Sicherheit. Die erneuerbaren Energien miissen als vorrangiger Belang in die
jeweils durchzufiihrenden Schutzgiiterabwégungen eingebracht werden. Satz 2 ist nicht
gegeniiber Belangen der Landes- und Biindnisverteidigung anzuwenden.

Auch hier konnen Satz 2 und 3 ggf. bei Erreichung der ,nahezu treibhausgasneutralen Stromerzeugung
im Bundesgebiet” angepasst werden.

3 Genehmigungsverfahren beschleunigen

Die Koalition hat vereinbart, den Ausbau der Erneuerbaren Energien drastisch zu beschleunigen und
Hiirden und Hemmnisse aus dem Weg zu rdumen.®? Hierfiir sollen auch die Genehmigungsverfahren
von Windenergieanlagen an Land erheblich beschleunigt und entbirokratisiert werden, sodass diese
ihren Beitrag zum erforderlichen Ausbau der Erneuerbaren Energien leisten kdnnen. Im letzten Jahr
2022 wurden neue Genehmigungen fir bundesweit 852 WEA mit insgesamt etwa 4,2 GW erteilt.®
Zugebaut wurden lediglich 2,1 GW.%* In diesem Jahr sind mindestens 12,8 GW, danach 10 GW
Windenergie-Leistung jahrlich zuzubauen. Hierfir muss die Anzahl der ersteilten Genehmigungen also
deutlich gesteigert werden. Der BWE begrifst daher die Ambitionen der Bundesregierung aus dem
Koalitionsvertrag. Allerdings stockt die bereits vergangenes Jahr angekiindigte®® und dringend
erforderliche Novelle des BImSchG zur Regelung der verfahrensrechtlichen Seite seit Monaten.
Faktisch hat die aktuelle Bundesregierung keine formellen BeschleunigungsmaBnahmen fiir das
Genehmigungsverfahren im BImSchG beschlossen, die eine merkliche Beschleunigung bringen

wiirden.%¢

Die Genehmigungsverfahren sind noch immer deutlich zu lang, zu aufwandig und mit zu hohen
Priifanforderungen an den Bau der Anlagen gekniipft. Nach aktuellen Angaben der Fachagentur

61Vgl. § 2 EEG.

62 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 55.

63 Vgl. Deutsche WINDGUARD (2022): Status des Windenergieausbaus an Land in Deutschland, S. 11. — LINK.

64 Ebd. S. 3.; zwischen Genehmigung und Errichtung sowie Inbetriebnahme kann ein Zeitraum bis zu 1,5 Jahren vergehen.
65 Vgl. auch Pressemitteilung 212 der Bundesregierung vom 15. Juli 2022 — LINK.

66 Auch die materiellen Beschleunigungsmaoglichkeiten sind bei weitem noch nicht ausgeschopft.

34


https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwjKvc6W-rX9AhWxZ_EDHd7PB1wQFnoECAwQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.wind-energie.de%2Ffileadmin%2Fredaktion%2Fdokumente%2Fpublikationen-oeffentlich%2Fthemen%2F06-zahlen-und-fakten%2F20230118_Status_des_Windenergieausbaus_an_Land_Jahr_2022.pdf&usg=AOvVaw2Icqcp-cPKLhD6ltUWapQ7
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/planungen-und-genehmigungen-beschleunigen-transformation-voranbringen-2053076

== BWE

Bundesverband WindEnergie

Windenergie an Land®’ dauern Genehmigungsverfahren bundesweit im Durchschnitt knapp 2 Jahre
(mogliche anschliefende Widerspruchs- und Klageverfahren noch nicht einberechnet). Spitzenreiter ist
Hessen mit durchschnittlich circa 3 Jahren (38 Monate). Das ldngste Genehmigungsverfahren wurde mit
fast 8 Jahren angegeben.®®

Ferner besteht Rechtsunsicherheit in Bezug auf die formell- und materiell-rechtlichen Anforderungen
einer Genehmigung. Hier muss jetzt dringend Bewegung in den Prozess kommen.

Hinzukommen erhebliche Verzégerungen durch Widerspruchs- und Klageverfahren.® Die Anpassungen
im Gesetz zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen Verfahren im Infrastrukturbereich’ sind
nach Einschatzung des BWE nicht ausreichend, um die Verfahren ernsthaft und ausreichend zu straffen
und zu beschleunigen.”?

Die EU-Notfallverordnung 2022/2577 (VO (EU), welche im Dezember 2022 von den EU-
Energieminister*innen beschlossen wurde und seit dem 30. Dezember 2022 in Kraft ist, hat eine erste

Dynamik in das Thema gebracht. Sie gilt zunachst bis zum 30. Juni 2024 und soll die aktuelle Energiekrise
abfedern, indem insbesondere die Genehmigungsverfahren der erneuerbaren Energien beschleunigt
werden. Allerdings ist die Bedeutung der unmittelbar geltenden Regelungen aus der VO (EU)
insgesamt gering.

In Art. 3 EU (VO) ist ein Uberwiegendes 6ffentliches Interesse an den erneuerbaren Energien nun
europaweit festgeschrieben, womit die deutsche Regelung in § 2 EEG bestitigt wird.”? Fir die
Beschleunigung von Repowering-Verfahren wurden Verfahrensfristenkirzungen (Entscheidung
innerhalb von 6 Monaten) und einer sog. ,Delta-Umweltvertraglichkeitsprifung” (Delta-UVP)
eingeflhrt. Diese Regelungen gentgen flir die von der Bundesregierung angekindigte Ermoglichung
von Repowering ,ohne groRen Genehmigungsaufwand” aber noch nicht.”> Wichtige und
schnellstméglich umzusetzende Anderungen zum Repowering zeigt der BWE daher in diesem Papier
auf.

Am 1. Mérz 2023 hat der Bauausschuss des Bundestages im Rahmen des Artikelgesetzes , Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes und anderer Vorschriften” eine wichtige
Beschleunigungsmalinahme im Bereich Windenergie und Artenschutz beschlossen, am 3. Marz 2023
hat der Bundestag die Gesetzesnovelle verabschiedet. In einem neuen § 6 WindBG wird von der
Moglichkeit des Art. 6 der VO (EU) Gebrauch gemacht. Hiernach kénnen die Mitgliedstaaten fir die
kommenden Monate die Einfihrung von Ausnahmen von der UVP sowie der Artenschutzprifung in den
Genehmigungsverfahren fir Windenergieanlagen in ausgewiesenen Gebieten einfihren, soweit auf
Planungsebene eine strategische Umweltprifung stattgefunden hat. § 6 WindBG hat das Potenzial, die
artenschutzrechtliche Priifung in ausgewiesenen Gebieten deutlich zu vereinfachen und dabei den

67 Vgl. FA Wind: Dauer formliche Genehmigungsverfahren fir Windenergieanalgen an Land — LINK.

68 Um welches Bundesland es sich handelt, ist von der Fachagentur Windenergie an Land nicht angegeben.
69 Vgl. SUER (2022), Reformansatze zum Genehmigungsrecht, S. 9. — LINK.

70 LINK.

71 Vgl. BWE (2022): Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen
Verfahren im Infrastrukturbereich — LINK.

72\Vgl. BWE (2023): Anwendungshilfe zur EU-Notfallverordnung 2022/2577 vom 30.12.2022 — LINK.
73 Fir erforderliche Anderungen zur Erleichterung von Repowering im Bauplanungsrecht BWE-Vorschlige zur kurzfristigen
Flachenmobilisierung.

35


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022R2577
https://dserver.bundestag.de/btd/20/058/2005830.pdf
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Genehmigung/FA_Wind_Dauer_Genehmigungsverfahren_Wind_an_Land.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwi_zK2yncn6AhW5QPEDHbHdB6oQFnoECAkQAQ&url=https%3A%2F%2Fstiftung-umweltenergierecht.de%2Fwp-content%2Fuploads%2F2022%2F01%2FStiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf&usg=AOvVaw1caJGinnQtIStvBj9r5gj9
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Beschleunigung_verwaltungsgerichtliche_Verfahren.html;jsessionid=3DCB8521F2F4C2C80738C80EFB2DFB02.2_cid334
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/formalien-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/20220912_BWE_Stellungnahme_Gesetzentwurf_Beschleunigung_Gerichtsverfahren.pdf
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwigssuK2bf9AhXQSfEDHfj5DbcQFnoECBMQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.wind-energie.de%2Ffileadmin%2Fredaktion%2Fdokumente%2Fpublikationen-oeffentlich%2Fthemen%2F01-mensch-und-umwelt%2F02-planung%2F20230215_BWE-Informationspapier_EU-NotfallVO.pdf&usg=AOvVaw2G_mTv_-OQVZRkoe0ZfOui
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Artenschutz materiell weiterhin zu gewiéhrleisten.”* Nichtsdestotrotz bedarf es unbedingt weiterer
Verfahrenserleichterungen im Naturschutzrecht und in den weiteren Fachbereichen wie
Denkmalschutz, StraRenrecht und Luftverkehrsrecht, die durch § 6 WindBG nicht geregelt werden.
Hierzu macht der BWE ab Punkt 4 in diesem Papier Vorschlage.

Bei der Erarbeitung der Anderungen zur Genehmigungsbeschleunigung im BImSchG sind unbedingt
auch die in Uberarbeitung befindliche Richtlinie (EU) 2018/2001 zur Férderung der Nutzung von Energie
aus erneuerbaren Quellen (EERL) zu berlcksichtigen, welche richtungsweisend fiir die Mitgliedstaaten
ist und Regelungsvorschldge mit massiven Auswirkungen auf die Genehmigungsvoraussetzungen und
- verfahren vorsieht. Der Richtlinienentwurf des Européaischen Parlaments vom 29. November 2022 soll

hierzu in diesem Jahr nach Einigung mit dem Rat der Europdischen Union im Trilog verabschiedet
werden.” Die Richtlinienregelung soll demnach eine langfristige Vereinfachung der Artenschutzprifung
auf Genehmigungsebene fir die Mitgliedstaaten in Zusammenhang mit ,renewable acceleration

“76

areas (Beschleunigungsgebiete) verpflichtend vorschreiben. Hiernach missen z.B. alle

Antragsunterlagen digital einreichbar sein.”’

Der BWE hat bereits umfangreiche Anderungsvorschldge zur Beschleunigung der
Genehmigungsverfahren im materiellen Recht wie auch im Verfahrensrecht fir WEA vorgelegt.

Schwerpunkt der nachfolgenden Ausfiihrungen sind Anderungsvorschlige fiir das Verfahrensrecht
der Genehmigungen fiir WEA im BImSchG. Das Verfahrensrecht kann mit den entsprechenden
Anderungen — neben den wichtigen zu verandernden materiellen Priifanforderungen — seinen Beitrag

zu beschleunigten Genehmigungsverfahren leisten.

3.1 Repowering ohne grof3en Genehmigungsaufwand ermoéglichen

Mit § 16b BImSchG wurden in Bezug auf das Anderungsgenehmigungsverfahren besondere Regelungen
fir das Repowering von WEA, also den Ersatz von Bestands- durch Neuanlagen, eingefiihrt. Ziel der
Gesetzesanderung ist es, Verfahrenserleichterungen fir Repowering zu erreichen, da dies nicht nur
energetisch-wirtschaftlich, sondern auch mit Blick auf die Auswirkungen auf Mensch und Tier in aller
Regel vorteilhaft ist.”® Eine oft geringere Anlagenzahl wirkt sich positiv auf das Landschaftsbild aus und
der groRere rotorfreie Raum unterhalb der regelméaRig hoheren WEA verringert ein etwaiges
Kollisionsrisiko flr Vogel und Fledermause, soweit es besteht.

74\Vgl. BWE (2023): Stellungnahme zum Kabinettsbeschluss des Entwurfs eines § 6 Windenergieflaichenbedarfsgesetz — LINK;

BWE (2023): Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Anderung des Raumordnungsgesetzes und anderer
Vorschriften — LINK.

7> Der Rat der Europaischen Union hat sich hierzu am 19.12.2022 in seinem Beschluss zur allgemeinen Ausrichtung fiir die
Trilog-Verhandlungen zur Uberarbeitung der RED entsprechend positioniert und sieht eine Ubernahme wesentlicher
Regelungen in Art. 6 der EU-Notfall-Verordnung vor.

76 Der vormals gelaufige Begriff der , Go-to-Areas” wurde in den Trilog-Verhandlungen durch die ,renewable acceleration
areas” ersetzt.

77 Auf die Bereiche, die insbesondere Landergesetzgebung betreffen (Stichwort Digitalisierung und bessere
Personalausstattung) wird in diesem Papier nicht eingegangen. Zu den entsprechenden Vorschlagen vgl. BWE (2022):
Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag — Sommerpaket: MaRBnahmen fiir mehr Flache und zur Beschleunigung der
Planungs- und genehmigungsverfahren fiir Windenergie an Land, S. 28 — LINK.

78 Siehe Gesetzesbegriindung BT-Drucksache 19/30954, S. 12 — LINK.
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Wie eingangs erlautert, missen die Regelungen der VO (EU) fir das Repowering bis Ende April 2024
beachtet werden: nach Art. 5 VO (EU) gilt nunmehr eine etwas kirzere Entscheidungsfrist von 6
Monaten fiir das gesamte Verfahren’. Bei der UVP-Priifung ist klargestellt, dass auch hierbei die ,Delta-
Priifung” gilt: geprift und bewertet wird nur, was sich im Vergleich zum bestehenden Projekt nachteilig
auswirkt, vgl. folgender Punkt.®°

Es bestehen jedoch auch vor dem Hintergrund der VO (EU) weiterhin erhebliche Rechtsunsicherheiten
flr Repowering-Vorhaben, sodass tatsdchliche Erleichterungen durch die Neuregelung in der Praxis
noch nicht angekommen und Nachbesserungen dringend geboten sind. Unter den nachfolgenden
Punkten 3.1.1 bis 3.1.5 werden Anpassungsvorschlage zur effektiveren Umsetzung und Erleichterung
des Repowerings gemacht. Unter Punkt 3.1.6 findet sich der konkrete Anpassungsvorschlag am
Gesetzestext zu § 16 b BImSchG.

3.1.1 Vergleichsbetrachtung als Grundprinzip durchsetzen

Nach § 16b Abs. 1 BImSchG missen generell nur Anforderungen gepriift werden, soweit durch das
Repowering im Verhéltnis zum gegenwartigen Zustand unter Beriicksichtigung der auszutauschenden
Anlage nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden und diese fiir die Prifung nach § 6 BImSchG
erheblich sein kénnen.

Es soll also im Ergebnis nur darauf ankommen, wie sich die Situation durch Repowering im Vergleich zur
Bestandssituation andert. Diese Vergleichsbetrachtung ist mangels Festschreibung in den jeweiligen
Fachgesetzen bzw. der teils ungliicklichen Formulierung des § 16b BImSchG in der Praxis allerdings
noch nicht angekommen.

Wir regen daher zur wirksameren Durchsetzung der Vergleichsbetrachtung die klarstellende
Festschreibung in § 16b Abs. 1 BImSchG an, dass die Genehmigung insbesondere auch zu erteilen ist,
wenn durch das Repowering im Vergleich zur auszutauschenden Anlage keine zusitzlichen
nachteiligen Auswirkungen hervorgerufen werden, die fiir die Priifung nach § 6 BImSchG erheblich
sein konnen.

Die Vollzugshinweise der Bund/Linder-Arbeitsgemeinschaft LANA/LAI® haben in Teilen Klarung fur
die Anwendung des § 16b BImSchG bringen kdnnen. Hiernach ist von dem Wortlaut der Norm
entsprechend von einem weit auszulegenden Begriff der Modernisierung auszugehen, welche
beispielsweise auch eine Erh6hung der (Neu)Anlagenzahl umfassen kann. Ferner ist es im Hinblick auf
die Einhaltung der Abstandsregelung in § 16b Abs. 2 S. 2 BImSchG nach den Hinweisen unschadlich,
wenn weitere Bestandsanlagen in einem groReren Abstand standen oder noch stehen. Werden
mehrere Bestandsanlagen abgebaut, geniigt es also, wenn eine Bestandsanlage den Abstand zu
einer der neuen Anlagen nach Satz 1 einhilt.

73 bislang galt: 7 Monate mit Verlangerungsoption 3 Monate.

80 Entsprechende Regelungen zur 6-Monatsfrist und einer Delta-UVP beim Repowering sind im Entwurf zur Anderung der
Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EERL) enthalten und werden derzeit im Gesetzgebungsverfahren auf EU-Ebene verhandelt,
siehe hierzu Art. 16 a EERL-Entwurf — LINK; Vgl. BWE (2023): Anwendungshilfe zur EU-Notfallverordnung 2022/2577 vom
30.12.2022 — LINK.

81 Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Naturschutz, Landschaftspflege und Erholung (LANA) und Immissionsschutz (LAI) zu §
10 Absatz 5S. 2 und 3, § 16b und § 23b Abs. 3a Nr. 4 BImSchG — LINK.
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Erste Rickmeldungen der Mitgliedsunternehmen aus der Genehmigungspraxis zeigen allerdings, dass
die Genehmigungsbehérden sich der sinnvollen Auslegung von § 16b Abs. 2 BImSchG durch die
LANA/LAI nicht anschlieBen und sich dabei auf die Unverbindlichkeit der Vollzugshinweise berufen.
Um langwierige (auch gerichtliche) Auseinandersetzungen mit entsprechend negativen Konsequenzen
flr Rechtssicherheit und Ausbaugeschwindigkeit zu vermeiden, ist es notwendig, die gesetzlichen
Vorgaben im Sinne der Interpretation durch die LANA/LAI zu konkretisieren. Unter anderem ist zwar
eindeutig geregelt, dass die Behdrden kein Ermessen hinsichtlich der Durchfiihrung des
Anderungsgenehmigungsverfahrens Absatz 1 von § 16 b BImSchG haben (,missen”). Dennoch haben
Behorden angekiindigt, dass sie hier nach alten MaRstaben (entgegen der Definition aus § 16b Abs. 2
BImSchG) priifen und den nach Absatz 1 zu stellenden Antrag abschlagig bescheiden werden. Das
widerspricht auch den LANA/LAI-Vollzugshinweisen zum § 16b BImSchG, die davon ausgehen, dass es
keiner Prifung mehr bedarf, wenn die Voraussetzungen aus Absatz 2 vorliegen. Daher ist es sinnvoll in
Absatz 1 ,,auf Antrag” mit ,,auf Verlangen“ zu ersetzen.

3.1.2 Nahtlosen Ubergang der Betriebsphasen von Bestands- und Neuanlagen
ermoglichen

Ein nahtloser Ubergang der Betriebsphasen von Bestands- und Neuanlagen muss kinftig zwecks
grolRtmoglicher erneuerbarer Energieerzeugung eindeutig moglich sein. Gemalk § 16b Abs. 2 BImSchG,
muss die neue Anlage innerhalb von 24 Monaten nach dem Riickbau der Bestandsanlage errichtet

werden. Das wurde in einer dem BWE bekannten behérdlichen Stellungnahme schon so interpretiert,
dass mit der Errichtung der neuen Anlage erst nach vollstandigem Rickbau begonnen werden darf.
Damit die alte Anlage aber so lange wie moglich Strom produzieren kann, bedarf es hier der Klarstellung,
dass die Errichtung der Neuanlagen parallel zum Betrieb der Bestandsanlagen moglich ist (kein
Parallelbetrieb). Es muss ausreichen, wenn mit dem Rickbau erst nach Inbetriebnahme der Neuanlage
begonnen wird.

3.1.3 § 16b BImSchG dem § 45c Abs. 1 BNatSchG bzgl. Abstandsvorgabe/
Zeitrahmen anpassen

Um ein Auseinanderfallen der Vorgaben des neuen § 45¢c BNatSchG und der Vorgaben in § 16b BImSchG
und damit weitere verzégernde Anwendungsunsicherheiten zu verhindern, bedarf es der Ubertragung
der veranderten Abstandsvorgaben und Riickbaupflicht aus dem BNatSchG in das BImSchG. Nach
§ 45c BNatSchG werden neue WEA erfasst, die innerhalb von 48 Monaten (§ 16b Abs. 2 S. 2 BImSchG:
innerhalb von 24 Monaten) nach dem Riickbau der Bestandsanlage errichtet werden und der Abstand
zwischen der Bestandsanlage und der neuen Anlage hochstens das Flnffache (§16b BImSchG: das
Zweifache) der Gesamthohe der neuen Anlage betragt. Die Erganzungen dienen der zusatzlichen
Erleichterung und dadurch der weiteren Beschleunigung des Repowerings. Die Neuerung wirft jedoch
die Frage auf, welche Verfahrensart zu wahlen ist, wenn die neuen Anlagen zwischen der Zweifachen
und Finffachen Anlagenhdhe stehen sollen. Zudem ist es nicht zweckmaRig und auch nicht
gerechtfertigt, diesen Vorhaben nur die Erleichterung bzgl. der Artenschutzprifung und nicht etwa auch
des Schallschutzes (§ 16b Abs. 3 BImSchG) zukommen zu lassen. Vielmehr gebieten das Ausbauziel und
der Klimaschutz moglichst umfangreiche Erleichterungen. Eine vergleichende Betrachtung ist auch in
der groReren Abstands- und Zeitvorgabe geboten. Damit nicht neue Unsicherheiten und
Verzogerungen folgen, sollten die Vorhaben des § 45¢c BNatSchG also auf § 16b BImSchG libertragen
werden.
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3.1.4 Vergleichsbetrachtung in der Schallpriifung konkretisieren

Fir die Schallschutzprifung wurde eine Konkretisierung in § 16b Abs. 3 BImSchG vorgenommen. Das
Vorhaben ist nach dem Wortlaut des § 16b Abs. 3 BImSchG schallschutzrechtlich zu genehmigen, wenn
im rechnerischen Vergleich in der Summe die neuen Immissionswerte der geplanten Belastung niedriger
sind als die der zuriickzubauenden Belastung, unabhdngig von der am Standort Gber die geplanten WEA
hinausgehende Gesamtbelastung und verwendeten Berechnungsverfahren. Es muss daherin § 16b Abs.
3 BImSchG klargestellt werden, dass es hier keiner Reduktion um 1 dB(A) bedarf, wie es viele Behorden
fordern, sondern dass jede Verbesserung, also auch schon eine Reduktion von 0,1 dB(A) fiir die
schallschutzrechtliche Genehmigung von Repowering nach § 16b Abs. 3 geniigt.

3.1.5 Repowering-Vorhaben ohne Antrag nach § 16b Abs. 1 BImSchG erleichtern

Letztlich bedarf es auch der gesetzlichen Klarstellung, dass der PriifmaBstab des § 16b BImSchG auch
fiir Repoweringvorhaben gilt, bei denen nicht der Antrag nach § 16b BImSchG gestellt wurde, aber
die Definition nach § 16b Abs. 2 BImSchG erfiillt ist.

Ein Anderungsgenehmigungsverfahren ist angesichts des Erfordernisses der Personenidentitét teils mit
groRen Unsicherheiten behaftet.?? Die Genehmigung nach § 16b BImSchG beruht auf einer Anderung
der Altgenehmigung, also der BImSch-Genehmigung der auszutauschenden Bestandsanlage(n). Es
bedarf daher einer Personenidentitdt zwischen Inhaberin der Bestandsgenehmigung und
Antragstellerin der Anderungsgenehmigung, sodass bei Personenverschiedenheit eine Kooperation
zwischen den Parteien erforderlich wird. Dies fihrt in der Praxis teils zu erheblichen Hindernissen, da
die betreibenden Gesellschaften der Bestandsanlagen und der neuen Anlagen oft nicht dieselben
juristischen Personen sind. Noch komplizierter wird es z.B. in einer Gemengelage vieler
Einzelbetreibergesellschaften. Daher beantragen viele Vorhabentragerinnen® auch beim Repowering
eine Neugenehmigung. Auch hier sollte dann aber die Vergleichsbetrachtung Anwendung finden.

Zudem sind die Anforderungen an die Genehmigungsvoraussetzungen von Repowering-Vorhaben, bei
groBerem Abstand einer Neuanlage zur Bestandsanlage als der zweifachen Hoéhe oder bei erstmaligem
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungserfordernis des Repowering von Bestandsanlagen mit einer
Gesamthohe von bis zu 50 Metern (dann gibt es keine abzudndernde Genehmigung) in der Regelung
des § 16b BImSchG nicht adressiert. Dies ist angesichts des Potenzials zur Konfliktreduzierung (Abricken
von Siedlungen oder Brutstitten/Nahrungshabitaten) und der ,Saldierung” auch im Rahmen dieser
Repowering-Vorhaben zu dndern.

3.1.6 Konkrete Anderungsvorschlige zu § 16b BImSchG

Der BWE macht folgende Vorschlédge fiir eine Anpassung des § 16b BImSchG.
Konkret: § 16b BImSchG (Repowering) ist wie folgt anzupassen (neuer Text fett):

(1) Wird eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien modernisiert
(Repowering), miissen ewf—Antrag auf Verlangen des Vorhabentrédgers im Rahmen des
Anderungsgenehmigungsverfahrens nur Anforderungen gepriift werden, soweit durch das

82 \/gl. BWE (2022): Positionspapier zum § 16b BImSchG, Genehmigungsverfahren bei Repowering — LINK.

83 Juristische Personen daher wird das Femininum verwendet.
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Repowering im Verhdltnis zum gegenwdrtigen Zustand unter Berlicksichtigung der
auszutauschenden Anlage nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden und diese fiir die
Priifung nach § 6 erheblich sein kénnen. Die Genehmigung ist insbesondere dann zu erteilen,
wenn durch das Repowering im Vergleich zur auszutauschenden Anlage keine zuséitzlichen
nachteiligen Auswirkungen hervorgerufen werden, die fiir die Priifung nach § 6 erheblich sein
kénnen.

(2) Die Modernisierung umfasst den vollstdndigen oder teilweisen Austausch von Anlagen oder
Betriebssystemen und -gerdten zum Austausch von Kapazitdt oder zur Steigerung der Effizienz
oder der Kapazitdt der Anlage unabhéngig vom Umfang der baulichen Gréfienunterschiede,
Leistungssteigerungen und Verénderungen der Anlagenzahl in Bezug zu den
Bestandsanlangen. Bei einem vollstindigen Austausch der Anlage sind zusdtzlich folgende
Anforderungen einzuhalten:

1. Die neue Anlage wird spéitestens innerhatb-von24-Monraten 48 Monate nach dem Riickbau
der Bestandsanlage-errichtet bei méglicher Gleichzeitigkeit des Betriebs der Bestandsanlage
und der Errichtung der neuen Anlage und

2. der Abstand zwischen der Bestandsanlage und der neuen Anlage betridgt héchstens das
Zweifache—das  Fiinffache der Gesamthéhe der neuen Anlage. Werden mehrere
Bestandsanlagen abgebaut, geniigt es, wenn eine Bestandsanlage den Abstand zu einer der
neuen Anlagen einhdilt.

(3) Die Genehmigung einer Windenergieanlage im Rahmen einer Modernisierung nach Absatz 2
darf nicht versagt werden, wenn nach der Modernisierung nicht alle Immissionsrichtwerte der
technischen Anleitung zum Schutz gegen Ldrm eingehalten werden, wenn aber

1. der Immissionsbeitrag der Windenergieanlagen nach der Modernisierung absolut
(ungerundet) niedriger ist als der Immissionsbeitrag der durch sie ersetzten
Windenergieanlagen und

2. die Windenergieanlage dem Stand der Technik entspricht.

(4) Die Prifung anderer O&ffentlich-rechtlicher der Vorschriften, insbesondere des
Raumordnungs-, Bauplanungs- und Bauordnungsrechts, und der Belange des Arbeitsschutzes
nach § 6 Absatz 1 Nummer 2 bleibt unberiihrt.

(5) Auf einen Erérterungstermin sell muss verzichtet werden, wenn nicht der Antragsteller®
diesen beantragt.

(6) § 19 findet auf Genehmigungsverfahren im Sinne von Absatz 1 fiir das Repowering von bis zu
19 Windenergieanlagen Anwendung. § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c der Verordnung
liber genehmigungsbediirftige Anlagen bleibt unberiihrt. Im vereinfachten Verfahren ist die
Genehmigung auf Antrag des Trégers des Vorhabens 6ffentlich bekannt zu machen. In diesem
Fall gilt § 10 Absatz 8 Satz 2 bis 6 entsprechend.

84 Das Gesetz nutzt aktuell lediglich das Maskulinum. In den Gesetzesvorschlagen wird daher in diesem Papier auch immer
das generische Maskulinum verwendet.
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(6a) Der reduzierte Priifungsmafistab nach diesem Paragraphen ist auch fiir
Repoweringvorhaben nach Absatz 2 zu beachten, bei denen nicht der Antrag nach Abs. 1
gestellt wurde.

()

3.2 Genehmigungsverfahren straffen

Unter den nachfolgenden Punkten 3.1 bis 3.4 werden Vorschlage zur Straffung und damit zur
Beschleunigung der Genehmigungsverfahren gemacht. Am Ende unter Punkt 3.5 werden die
Anpassungen anhand des Gesetzestextes des § 10 BImSchG umgesetzt.

3.2.1 Verlangerungsmoglichkeit von Genehmigungsverfahren begrenzen

Uber das Genehmigungsverfahren ist nach § 10 Abs. 6a BImSchG innerhalb von sieben Monaten, im
vereinfachten Verfahren innerhalb von drei Monaten zu entscheiden (fiir Repowering-Verfahren gelten die
kirzeren Fristen des Art. 5 VO (EU), vgl. Punkt 3.1).

Die Fristen werden bisher allerdings fast nie eingehalten und mehrfach verlangert, eine Begriindung
erfolgt in den seltensten Fillen. Der BWE schlagt daher vor®®, die mehrfache durch eine einmalige
Verlangerungsmoglichkeit der Entscheidungsfrist zu ersetzen und eine Begriindung fir die
Verldngerung verpflichtend vorzuschreiben. Es sollte auRerdem festgeschrieben werden, dass auf
Antrag der Vorhabentrigerin® eine weitere Verliangerung moglich ist. So kann Fallen begegnet werden,

in denen die Behorde die Vorhabentragerin zur Mitwirkung innerhalb nicht einzuhaltender Fristen
auffordert und die Behdrde bei Einhalten der Fristvorgabe sonst abschlagig entscheiden wirde. Diese
Ausnahme ist gerechtfertigt, da die Vorhabentragerinnen ein Interesse an schneller Entscheidung
haben und daher nicht mit unsachgemalkRem Gebrauch der Regelung zu rechnen ist.

Antragsanderungen durch die Projektentwicklungsunternehmen bleiben von der Regelung unberuhrt.

3.2.2 Nachforderungsmoglichkeit begrenzen; Definition/Frist fiir
Vollstandigkeitserklarung einfiihren

Der BWE fordert die Nachforderungsméglichkeit auf einen Monat®” nach Antragseinreichung zu
begrenzen und den Begriff der Vollstdndigkeit nach den Kriterien der Rechtsprechung gesetzlich
festzuschreiben. Vollstandigkeit ist gegeben, wenn der Antrag ausreichende Angaben enthalt, die der
Behorde die Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen ermoglichen.® Vollstandigkeit heilt also
(bloR) Pruffahigkeit und eben noch nicht Genehmigungsfahigkeit, die Unterlagen mussen sich also zu

85 wie bereits im Aktionsplan fiir die 20. Legislaturperiode gefordert — LINK.

86 Juristische Personen daher wird das Femininum verwendet.

87 Bei der Fristlange fiir Nachforderung und Vollstindigkeitsbestitigung muss unbedingt die Uberarbeitung der Anderung
der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (EERL) im Blick behalten und die Fristen gegebenenfalls angepasst werden. Im
derzeitigen Entwurf muss die Vollstandigkeit innerhalb der ,Beschleunigungsgebiete” innerhalb von 14 Tagen und auBerhalb
innerhalb eines Monats nach Antragseinreichung bestatigt werden (Schriftformerfordernis zu erganzen!). Die ebenfalls
vorgesehene Frist der Einreichung von Nachforderungen innerhalb von 14 Tagen und Ablehnung des Antrags als Folge der
Fristliberschreitung sieht der BWE allerdings als unrealistisch und grof3es Risiko fur darauf folgende umfangliche Ablehnungen
an, vgl. Art. 16 a Abs. 2 EERL-Entwurf — LINK.

88 Agatz (2020): Windenergie Handbuch, 17. Ausg., S. 54 f.; Dietlein (2019): in Landmann/Rohmer, Umweltrecht, 89. EL, § 10
BImSchG, Rn. 46; Jarass (2020), BImSchG, 13. Aufl., § 10 Rn. 31 ff.; vgl. BVerwG, Urt. v. 25. Juni 2020 — 4 C 3/19, juris Rn. 26.
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allen relevanten Aspekten verhalten und die Behorde in die Lage versetzen, den Antrag ndher zu prifen.
Die Unterlagen mussen jedoch nicht frei von jeglichen Unzulanglichkeiten sein und eben noch nicht
zweifelsfrei die Genehmigungsfahigkeit belegen.® Zudem sollte die Pflicht zur schriftlichen Bestatigung
der Vollstandigkeit innerhalb einer Frist von einem Monat nach Einreichung des Antrags im BImSchG

|II

festgeschrieben werden. Daneben sollte die ,in der Regel“-Formulierung in Satz 1 und
Verldngerungsmoglichkeit der Vollstandigkeitserklarung in Satz 2 von § 7 Abs. 1 der 9. Verordnung zur
Durchfihrung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. BImSchV) entsprechend gestrichen werden.
Geschieht die Bestatigung innerhalb der Frist nicht, gilt der Antrag als vollstindig, soweit keine
Nachforderungen gestellt wurden. Die Moglichkeit der Vorhabentragerin, auch zu einem spateren
Zeitpunkt Unterlagen nachzureichen, bleibt von der Befristung der Nachforderungsmoglichkeit fur die

Behorden unberthrt.

Aktuell hat die durch die Behdrden zu vertretende Nichteinhaltung von Fristen keine Konsequenzen.
Zur Unterstiitzung der Fristeinhaltung kénnte die Reduzierung der Verfahrenskosten bei
Fristliberschreitung eine Regelungsoption sein.

3.2.3 Klarstellung erforderliche Unterlagen fiir Vorbescheid und keine positive
Gesamtprognose

Auf Antrag entscheidet die Behorde Uber einzelne Genehmigungsvoraussetzungen durch Erteilung
eines sog. Vorbescheids, vgl. § 9 BImSchG. Diese Moglichkeit kann von den Vorhabentragerinnen
genutzt werden, um einen bestimmten Prifungspunkt (z.B. Fragen im Zusammenhang mit dem
Naturschutz) vorab zu klaren und so die Erfolgsaussichten eines spdteren Genehmigungsverfahrens
abschéatzen zu kénnen (Férderung von Investitionsentscheidungen), ggf. Anpassungen vorzunehmen
und den Verfahrensaufwand moglichst gering zu halten. Oft verlangen die Behorden zur Klarung der
Vorbescheids-Frage aber leider auch weitere Unterlagen, die fir eine (Voll-)Genehmigung erforderlich
wadren, derer es zur Beantwortung der einzelnen Voraussetzung im Vorbescheidsverfahren aber gerade
nicht bedarf. Hierbei ist oft Streitpunkt zwischen Vorhabentrdgerin und Behorde, was der
Prufungspunkt ,vorlaufig positive Gesamtbeurteilung” (bisher abgeleitet aus § 9 Abs. 1 2. Halbsatz
BImSchG) eigentlich bedeutet. Die Diskussion dariber verkompliziert und verzogert
immissionsschutzrechtliche Vorbescheidsverfahren und hemmt somit Investitionsentscheidungen. So
werden unnétigerweise Ressourcen gebunden und die Verfahren in die Linge gezogen. Ohne Anderung
kann das Vorbscheidsverfahren nicht richtig genutzt werden. Somit regen wir die Aufnahme einer
Klarstellung an, dass tatsachlich nur die zur Kldrung der Vorbescheids-Frage erforderlichen
Unterlagen beizubringen und eine vorliufige, positive Gesamtprognose nicht erforderlich ist®- Der
Vorbescheid sollte bei Vorliegen der Voraussetzungen ferner zu erteilen sein.

89Vgl. Handbuch Monika Agatz (2021): Windenergie-Handbuch, S. 56 f. — LINK; OVG Mdunster 8 A 1886/16, bestatigt durch
BVerwG 4 C3.19, im Anschluss daran OVG Weimar 1 EO 439/20; eine fehlende Typenprufung hindert nicht die Vollstandigkeit,
da sie auch noch nach Genehmigungserteilung vor Baubeginn vorgelegt werden kann (OVG Miinster 8 A 1886/16); eine
Artenschutzprifung muss auf einer aktuellen Datengrundlage basieren und auf die konkreten Anlagen bezogen sein, um
vollstandig zu sein, wohingegen eine fehlerhafte oder umstrittene Bewertung des Schutzanspruchs eines
Immissionsaufpunktes im Schallgutachten keine Unvollstandigkeit, sondern lediglich eine ggf. zu korrigierende
Unzulénglichkeit darstellt (OVG Weimar 1 EO 439/20).

% An der sog. ,prioritatssichernden Wirkung“ eines Vorbescheids sollte sich durch die Neuregelung nichts @ndern, nur weil
das Prifprogramm gestrafft ist. Die Bindungswirkung gegeniiber der Behorde in einem spateren Genehmigungsverfahren an
die geklarte(n) Einzelfrage(n) bleibt bestehen. Ein Vorbescheid, dem ein Genehmigungshinderns entgegensteht (weil nicht
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Konkret: § 9 Abs. 1 BImSchG wie folgt ergdnzen (Text neu fett)

(1) Auf Antrag sedl ist durch Vorbescheid (iber einzelne Genehmigungsvoraussetzungen sowie
Uiber den Standort der Anlage zu entscheiden werden, sofern die Auswirkungen der geplanten
Anlage ausreichend beurteilt werden kénnen, ohne dass es einer vorldufig positiven
Gesamtbeurteilung bedarf, und ein berechtigtes Interesse an der Erteilung eines Vorbescheides
besteht. Der Antragsteller muss nur die Unterlagen beibringen, die fiir die beantragte
Entscheidung nach Satz 1 1. Halbsatz erforderlich sind.

3.2.4 Friihen Stichtag der anzuwendenden Sach- und Rechtslage aufnehmen

Im Koalitionsvertrag® hat die Bundesregierung bereits angekiindigt: , moglichst friihe Stichtage fir die
anzuwendende Sach- und Rechtslage vorsehen.” Sie will klarstellen, ,dass wiederholte Auslegungs-,
Einwendungs- und Erwiderungsschleifen vermieden werden kénnen, indem bei Plandnderungen nach
Blrgerbeteiligung nur noch neu Betroffene zu beteiligen und Einwendungen nur mehr gegen
Plananderungen zulassig sind.”

Der BWE begrifit diese Anklindigung im Koalitionsvertrag. Fir Genehmigungsverfahren, in welchen die
letzte Behordenentscheidung bislang den malgeblichen Zeitpunkt darstellt, kann das eine
Beschleunigung bedeuten. Zum Beispiel, wenn nach Antragstellung wegen veranderter Umstande nicht
standig weitere Unterlagen nachgereicht werden missen (Wiederholung der Kartierung etc.), die das
Verfahren in die Lange ziehen. Anderungen nach Genehmigungserteilung aufgrund von spéter
eintretenden Umstdnden konnten weiterhin nach den Anforderungen der Eingriffsnormen
vorgenommen werden (Teilwiderruf, naturschutzfachliche Anordnungen).

Wichtig ware hierbei, einen einheitlichen Beurteilungszeitpunkt gesetzlich zu fixieren und die (aktuell
nach § 10 Abs. 5S. 2, 3 BImSchG bestehende) Moglichkeit auseinanderfallender
Beurteilungszeitpunkte fiir verschiedenes Fachrecht in einem Verfahren und damit die Gbermalige
Komplexitat und Fehleranfalligkeit, gesetzlich auszuschlieBen. Dass die Behdrde den jeweiligen
Prifpunkt im Fall ausbleibender Stellungnahmen der Fachbehorden selbst zu treffen hat, ist klar. Im
Zweifelsfall kann die Behorde hierbei moglichst frihzeitig (z.B. wenn das Ausbleiben der
fachbehordliche Stellungnahme bereits absehbar ist) ggf. auch vom Projektmanagement unterstitzt
werden bzw. kann sie nach § 13 der 9. BImSchV eigene Sachverstandige beauftragen.

Der BWE schlagt vor, den Zeitpunkt der entscheidenden Sach- und Rechtslage auf Antrag insgesamt
auf den Zeitpunkt des Fristablaufs der Behordenbeteiligung festzulegen. Dies gilt dann auch fur
Einwendungen und Rechtbehelfe Dritter. Die flr eine positive Entscheidung sich &ndernden,
maligeblichen Umstdnde — wie z.B. eine raumordnungsrechtliche Ausweisung eines
Windeignungsgebietes, die Zertifizierung eines Kollisionssystems oder Erleichterungen bei
naturschutzfachlichen Malgaben — kénnen weiter Eingang in das Genehmigungsverfahren finden,
wenn die Vorhabentragerin keinen Antrag auf frlhen Entscheidungszeitpunkt stellt oder den Antrag
zurlckzieht.

geprift) kann in einer spateren Konkurrenzsituation im Genehmigungsverfahren dann keine Prioritat entfalten, da keine
»echte Konkurrenzsituation” vorliegt (wegen des Hindernisses keine vergleichbaren Sachverhalte).

91 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 13.
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3.2.5 Schwelle fiir Umweltvertraglichkeitspriifung muss erhéht werden

Der BWE begrufSt die bevorstehende Einfihrung von § 6 WindBG und die Vorschlage aus der
Europdischen Kommission zur Einfiihrung von Beschleunigungsgebieten, in welchen die Umweltpriifung
abschliefend auf Planungsebene stattfindet. Bis dahin bzw. fir Verfahren aufRerhalb solcher Gebiete
(Plane werden regelmaRig gekippt) empfiehlt der BWE langfristig, kleinere Windparks mit nur drei bis
fiinf Anlagen nicht langer einer verpflichtenden standortbezogenen Vorpriifung einer UVP zu
unterziehen. Stattdessen sollte diese freiwillig sein. Dies wirde fir viele Projekte den
Verfahrensaufwand erheblich reduzieren.®

Dies ist auch unionsrechtlich zuldssig. Mitgliedstaaten dirften unter Berlcksichtigung der
Auswahlkriterien des Anhangs Ill der UVP-RL gemaR Art. 4 Abs. 2 Buchstabe b) Schwellenwerte bzw.
Kriterien fir die Bestimmung der UVP-Pflicht selbst festlegen.?

3.3 Behordliche Entscheidungskompetenzen effizienter ausgestalten

3.3.1 Auf Antrag Prifung der Genehmigungsvoraussetzungen auch bei
ablehnender Entscheidung

Der BWE regt die Festschreibung einer Pflicht der Genehmigungsbehorde zur umfanglichen Prifung der
Genehmigungsvoraussetzung auch bei ablehnender Entscheidung des Antrags an, soweit die
Vorhabentragerinnen dies beantragen.

Das VGH Mannheim hat in seinem Urteil vom 30. Juni 2022°* klargestellt, dass die Verwaltungsgerichte
verpflichtet sind, insbesondere durch MaRnahmen der Sachverhaltsaufklarung die Sache ,spruchreif zu
machen”, d.h. insbesondere die notwendige Sachverhaltsermittlung durchzufiihren. Um einen
rechtlichen Konflikt durch eine verbindliche Entscheidung moglichst unmittelbar (und umfassend)
zu beenden. Werde die Behorde lediglich zur Neubescheidung verpflichtet, bestehe die naheliegende
Gefahr, dass sich in dem fortzufihrenden Genehmigungsverfahren (wie auch im vorliegenden Fall nach
Abschluss des ersten gerichtlichen Klageverfahrens) weitere Streitpunkte ergeben, die wiederum
weitere Gerichtsverfahren nach sich ziehen und so zu erheblichen Verzogerungen fuhren. Allerdings
sind einer umfanglichen gerichtlichen Entscheidungskompetenz Grenzen gesetzt, wo der Behorde zu
beachtende Entscheidungsspielrdume eingerdumt sind. Beispielsweise, wenn die Genehmigung nur mit
zahlreichen Nebenbestimmungen erteilt werden kann.

Deutlich schneller kann die Zulassung einiger Vorhaben also laufen, wenn schon die Behdrde den
Genehmigungsantrag (auf Antrag) umfassend priifen muss, auch wenn sie die Genehmigung ablehnt.
Bei Ablehnung prift die Behorde in der Regel nur die Voraussetzung/en, die nicht vorliegt/vorliegen,
ohne sich zu den anderen Voraussetzungen zu duflern. Wird die fehlende Voraussetzung im Nachgang
der negativen Behordenentscheidung durch die Vorhabentragerinnen nachgeholt, muss in einem neuen
Genehmigungsverfahren mit der Prifung wieder von vorne begonnen werden, mitsamt erneuten
zeitlichem und blrokratischem Aufwand. In Fallen, in denen die Vorhabentrdgerinnen an dem Vorhaben
festhalten und nach Beendigung des ersten Verfahrens ein neues Genehmigungsverfahren anstreben,

92 SUER (2022): Reformansatze zum Genehmigungsrecht, S. 65. — LINK.
%3 Ebd. m.w.N.
94 Az.10S 848/21
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ist es prozessokonomisch sinnvoll, den Antrag Gber die fehlende Voraussetzung hinaus , durchgepruft”
zu bekommen. Fir die Behorden fihrt dies letztlich zu einer Vermeidung doppelten Prifaufwands.

3.3.2 Zustimmungserfordernisse im Luftverkehr und Straenbau

Fir die Luftfahrt- und Strallenbaubehdérden ist ein Zustimmungserfordernis als besondere Form der
Beteiligung vorgesehen (§ 14 Abs. 1 LuftVG, § 9 Abs. 2 FStrG).

3.3.2.1 Zustimmungserfordernis der StraBenbaubehdrde streichen

Im Bereich StraRenbau ist eine Zustimmung in der sog. Anbaubeschrdnkungszone vorgesehen, der
Bereich innerhalb von 100 bzw. 40 Metern an der Bundesautobahn bzw. Bundesstralle; fir
LandesstralRen gilt dies nach den entsprechenden Landesregelungen. Die Zustimmung der
StraRenbaubehdrde wird oft in rechtswidriger Weise® pauschal, auf Grundlage einer allgemeinen, nicht
konkret einzelfallspezifisch begriindeten Gefahrenbesorgnis verweigert oder es werden deutlich Gber
die Anbaubeschrankungszone hinausgehende Abstiande gefordert. Der BWE hat hierzu im September
2022 ein Positionspapier® verodffentlicht, in  welchem er die Streichung der sog.
Anbaubeschrankungszone und damit den Wegfall des Zustimmungserfordernisses fordert, um die
Potenziale der vorbelasteten Orte besser nutzen zu kdnnen. Der Bereich der Anbauverbotszone (40
bzw. 20 m) bleibt berthrt. Die zustdndige Strallenbaubehdrde kann natirlich weiterhin zum Vorhaben
Stellung beziehen. Da aufgrund der Uberzogenen Risikobewertung der StraRenbaubehoérde auch
weiterhin mit negativen Stellungnahmen zu rechnen ist, ist es auRerdem erforderlich, verbindliche
Anforderungen an den Prifumfang des Risikos zu normieren (vgl. unter Punkt 6.3.).

3.3.2.2 Ersetzungsbefugnis im Bereich Luftverkehr einfiihren

In der Praxis wird die Zustimmungsfrist der Luftfahrtbehorde regelmaRig deutlich (iberzogen.®” Es muss
vor allem unterbunden werden, dass die Zustimmung nur verweigert wird, um die Fiktion der
Zustimmung nach Ablauf von 2 Monaten ohne Stellungnahme (§§ 14 Abs. 1 Hs. 2i. V. m. 12 Abs. 2 S. 2
LuftVG) zu verhindern.®® Daher fordert der BWE der Genehmigungsbehdérde die Befugnis einzurdumen
eine verweigerte Zustimmung nach § 12 und § 14 Abs. 1 LuftVG zu ersetzen. Die Genehmigungsbehorde
soll rechtswidrigen Verweigerungen durch eigene Zustimmung angemessen begegnen, wenn sie die
Genehmigungsvoraussetzungen als gegeben ansieht. So kann die Genehmigungsbehérde die
rechtswidrig verweigerte Zustimmung durch ein Sachverstindigengutachten im eigenen Auftrag
oder vorgelegt durch die Antragstellerin ersetzen.® Sollte diesem Vorschlag nicht gefolgt werden, so
bedarf es zumindest der Festschreibung, dass im Rahmen der Entscheidung der Luftfahrtbehérde die

9 Vgl. OVG Miunster, Urt. v. 28. August 2008 — 8 A 2138/06, juris Rn. 193 ff.; VG Gelsenkirchen, Urt. v. 23. Mai 2019 — 8 K
774/17, juris 79 ff.; siehe auch Operhalsky/Fechler, FernstraBenrecht bei Planung und Genehmigung von
Windenergieanlagen, BauR 2018, S. 758 (761).

% BWE (2022): Mindestabstande von Windenergieanlagen zu Bundesfernstralen reduzieren — LINK.

97 Vgl. Schmidt/Sailer (2022): Reformansatze zum Genehmigungsrecht von Windenergieanlagen, Wiirzburger Studien zum
Umweltenergierecht Nr. 25, S. 57; Agatz, Ein Rechtsrahmen fir den Windenergieausbau (2020), S. 584 (594); Agora
Energiewende (2020): Sofortprogramm Windenergie an Land, S. 30 — LINK.

98 Vgl. Schmidt/Sailer (2022): Reformansatze zum Genehmigungsrecht von Windenergieanlagen, Wiirzburger Studien zum
Umweltenergierecht Nr. 25, S. 58; Agora Energiewende (2020): Sofortprogramm Windenergie an Land, S. 30 — LINK; Agatz
(2020): Ein Rechtsrahmen fir den Windenergieausbau, Langversion, S. 25.

%3 Vgl. § 13 der 9. BImSchV.
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Durchfihrung gutachterlicher Stellungnahmen nicht lediglich der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS)
zugewiesen, sondern auch gegeniiber anderen geeigneten Sachverstandigen gedffnet werden.'®

Konkret: § 12 Abs. 2 LuftVG ist wie folgt zu konkretisieren:

(2) (...) Die fiir die Erteilung einer Baugenehmigung zustindige Behérde soll eine verweigerte
Zustimmung der Luftfahrtbehérde ersetzen, wenn sie die Genehmigungsvoraussetzungen als
gegeben ansieht.

Eine weitere Mdglichkeit bestlinde in der Umkehr der Darlegungs- und Beweislast. Entgegenstehende
Belange im Bereich des Luftverkehrs kénnen nur dann angenommen werden, wenn dies von der
jeweiligen Fachbehtrde mit einer substantiierten einzelfallbezogenen Begrindung binnen der
Beteiligungsfrist plausibel dargelegt wird. Wenn sich die Fachbehdrde dann nicht fristgerecht daulert
oder keine substantiierte Begriindung fir die Ablehnung vorbringt, stehen die Belange auch nicht
entgegen.

3.4 Externe Unterstiitzung: Projektmanagement konkretisieren

Die Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag® darauf geeinigt, , Die Einsatzmoglichkeiten fur private
Projektmanagerinnen und Projektmanager” auszudehnen.

Nach Einschatzung des BWE konnen die Projektmanager*innen — insbesondere bei komplexen
Verfahren — zur Beratung und Unterstitzung der Genehmigungsbehérden in verschiedenen
Verfahrensschritten z.B. der Vollstandigkeitsprifung der Antragsunterlagen nach § 7 der 9. BImSchV,
hilfreich sein. Die bisherige Erfahrung unserer Planungsunternehmen mit dem Einsatz zeigt, dass das
externe Projektmanagement dort helfen kann, wo die Behorden Uberlastet sind. Damit aber durch
langwierige Abstimmungen mit der Behdérde zum ,0b“ und ,Wie“ des Einsatzes der
Projektmanager*innen keine Verzogerungen eintreten, sollte der Einsatz auf Antrag der
Vorhabentragerinnen zwingend erfolgen und die Kompetenzen klar geregelt werden. Zudem darf es
nicht zu ,Doppelprifungen” kommen. Aus Sicht des BWE ist eine Klarstellung nach dem Vorbild des
Netzausbaubeschleunigungsgesetzes § 29 NABEG, § 43g EnWG hilfreich.

Die Fachagentur Windenergie an Land®? hat kirzlich die Einsatzméglichkeiten des Projektmanagement
dargestellt. Diese umfassen insbesondere folgende Bereiche:
- Antragskonferenz (Scoping) (u.a. Vorbereitung des Untersuchungsrahmens)
- Kommunikation mit der/dem Antragsteller*in (z.B. Prifung Vollstandigkeit der Unterlagen)
- Vorbereitung und Durchfihrung von Terminen
- Nachbereitung von Terminen und Beteiligungen (Niederschriften, nachste Schritte,
Einwendungstabelle etc.)
- Kommunikation mit externen Dienstleister*innen und Dritten (Inhalt
Sachverstandigengutachten etc.)
- Kommunikation mit anderen Behorden oder Gebietskdrperschaften (Abwicklung der
Beteiligungen etc.)

100 vg|. hierzu den BWE-Regelungsvorschlag in § 18a Abs. 1 S. 2 LuftVG in BWE (2022): Stellungnahme zum BMDV-Entwurf
eines 17. Gesetzes zur Anderung des Luftverkehrsgesetzes und anderer Vorschriften, S. 12 — LINK.

101 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 12.

102 FA Wind (2022): Projektmanager in Genehmigungsverfahren fiir Windenergieanlagen — LINK.
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- Auf-und Vorbereitung der Inhalte
- Vorbereitung von Entscheidungen (z.B. Bewertung von Einwendungen, Identifikation von NB
zur Herstellung der RechtmaRigkeit der Genehmigung etc.)

Da es hier um die Unterstitzung in einem staatlichen Aufgabenfeld geht, sollten die vom
Projektierungsunternehmen zu tragenden Auftragskosten auf die Genehmigungsgebihren angerechnet
werden kdnnen.

3.5 Konkrete Anderungsvorschlige zu § 10 BImSchG

Nach den obigen Ausflihrungen unter Punkt 2 bis 4 ist § 10 BImSchG daher wie folgt zu andern.

Konkret: Erganzung des § 10 BImSchG (neuer Text fett):

(1) Das Genehmigungsverfahren setzt einen schriftlichen oder elektronischen Antrag voraus.
Dem Antrag sind die zur Priifung nach § 6 erforderlichen Zeichnungen, Erlduterungen und
sonstigen Unterlagen beizufiigen. Reichen die Unterlagen fiir die Priifung nicht aus, so haben sie
die Antragsteller auf Verlangen der zustédndigen Behérde innerhalb einer angemessenen Frist zu
ergdnzen. (...)

()

(5) Die fiir die Erteilung der Genehmigung zusténdige Behérde (Genehmigungsbehdrde) holt die
Stellungnahmen der Behérden ein, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben beriihrt wird.
Hat eine zu beteiligende Behérde bei einem Verfahren zur Genehmigung einer Anlage zur

Nutzung Erneuerbarer Energien innerhalb einer Frist von einem Monat keine Stellungnahme

zustdindige Behérde hat die Entscheidung iiber die Erteilung der Genehmigung auf Antrag
des Vorhabentrdgers auf der Grundlage der geltenden Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt
des Ablaufs der Monatsfrist nach Satz 2 zu treffen; dieser Zeitpunkt gilt in diesem Falle auch
fiir Einwendungen und Rechtsbehelfe Dritter. Soweit fiir das Vorhaben selbst oder fiir weitere
damit unmittelbar in einem rdumlichen oder betrieblichen Zusammenhang stehende Vorhaben,
die Auswirkungen auf die Umwelt haben kénnen und die fiir die Genehmigung Bedeutung haben,
eine Zulassung nach anderen Gesetzen vorgeschrieben ist, hat die Genehmigungsbehérde eine
vollsténdige  Koordinierung  der  Zulassungsverfahren  sowie  der  Inhalts-  und
Nebenbestimmungen sicherzustellen.

(5a) Betrifft das Vorhaben eine Anlage, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2018/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Férderung
der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen (Neufassung) (ABl. L 328 vom 21.12.2018, S.
82) fdllt, gilt ergénzend Folgendes:

Nr.1.-2.(...)

Nr. 3. Die zustéindige uhd-die-zu-beteiligenden Behérden-sellen darf die zur Priifung des Antrags
zusdtzlich erforderlichen Unterlagen nur einmalig in einer Mitteilung an den Antragsteller
zusarmmenfassen-innerhalb von einem Monat nach Eingang des Antrags nachfordern. Nach
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Eingang der vollstdndigen Antragsunterlagen erstellt die Genehmigungsbehdrde einen Zeitplan
fiir das weitere Verfahren und teilt diesen Zeitplan in den Féllen der Nummer 1 der einheitlichen
Stelle, andernfalls dem Antragsteller mit. Die Vollsténdigkeit der Antragsunterlagen liegt vor,
wenn sie ausreichende Angaben zur Priifung der Voraussetzungen fiir die Genehmigung
gem. § 6 Abs. 1 enthalten (Priiffihigkeit). Dem Antragsteller ist die Vollstindigkeit
unverziiglich, spéitestens ein Monat nach der Einreichung der Antragsunterlagen schriftlich
zu bestitigen. Nach Ablauf der Frist gilt der Antrag als vollstiindig, soweit keine
Nachforderung von Unterlagen erfolgt ist. Im Falle der Nachforderung von Unterlagen, gilt
der Antrag mit Einreichung dieser als vollstéindig.

(5b) Auf Verlangen und Kosten des Antragstellers setzt die zustéindige Behérde einen Dritten
(Projektmanager) zur Vorbereitung und Durchfiihrung von Verfahrensschritten wie die
Durchfiihrung der Antragskonferenz, Kommunikation mit dem Antragsteller, externen
Dienstleisterinnen, Dritten und mit anderen Behérden oder Gebietskérperschaften sowie zur
Vorbereitung und Durchfiihrung von Terminen, Auf- und Vorbereitung der Inhalte und/oder
zur Vorbereitung von Entscheidungen ein. Die Auftragskosten sind den
Verwaltungsgebiihren anzurechnen.

(..)

(6a) Uber den Genehmigungsantrag ist nach Eingang des Antrags und der nach Absatz 1 Satz 2
einzureichenden Unterlagen innerhalb einer Frist von sieben Monaten, in vereinfachten
Verfahren innerhalb einer Frist von drei Monaten, zu entscheiden. Die zustdndige Behérde kann
die Frist um fewedfls drei Monate verldngern, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Priifung oder
aus Griinden, die dem Antragsteller zuzurechnen sind, erforderlich ist. Die Fristverlingerung se#
muss gegeniiber dem Antragsteller substantiiert begriindet werden. Auf Antrag des
Antragstellers ist eine weitere Verldngerung méglich.

(6b) Auf Antrag des Antragstellers entscheidet die zustidndige Behérde auch bei Ablehnung
des Genehmigungsantrags iiber alle Genehmigungsvoraussetzungen abschliefiend.

()

3.6 Widerspruchs- und Gerichtsverfahren beschleunigen und effizient
ausgestalten

Im Koalitionsvertrag!®schreibt die Bundesregierung fest, dass ,alle staatlichen Stellen Verwaltungsverfahren
so vereinfachen und verbessern sollen, dass gerichtliche Auseinandersetzungen mdglichst vermieden
werden.” Ebenso heilkt es'%: ,Verwaltungsgerichtsverfahren werden wir beschleunigen durch einen ,friihen
ersten Termin‘ sowie durch ein effizienteres einstweiliges Rechtsschutzverfahren, in dem Fehlerheilungen
mapgeblich beriicksichtigt werden und auf die Reversibilitit von Mafinahmen abgestellt wird. Kldgerinnen
und Kldger, deren Rechtsbehelfe zur Fehlerbehebung beitragen, werden die Verfahren ohne Nachteil beenden
kénnen.“

103 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 12.
104 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 14.
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3.6.1 Genereller Fristbeginn fiir alle Rechtbehelfe Dritter gegen im vereinfachten
Verfahren erteilte Entscheidungen mit 6ffentlicher Bekanntmachung

Der BWE begriifRt die eingeflihrte Regelung in § 16b Abs. 7 S. 3 und 4 BImSchG. Hiernach ist die
Genehmigung im vereinfachten Verfahren auf Antrag der Vorhabentrdgerin 6ffentlich bekannt zu
machen und mit der 6ffentlichen Bekanntmachung des Genehmigungsbescheids wird dann die Frist von
einem Monat fUr die Einlegung eines Rechtsbehelfs durch Dritte gegen den Bescheid in Gang gesetzt.

Der BWE weist an dieser Stelle darauf hin, dass hiermit leider nicht die Rechtsunsicherheiten beziglich
der Regelung im vereinfachten Verfahren fir andere WEA-Vorhaben als Repowering beseitigt wurden.
Im Gegenteil, es konnte der Umkehrschluss gezogen, werden, dass die Regelung nicht generell gilt. Eine
privilegierte Fristenregelung nur fir Repowering-Vorhaben nach § 16b BImSchG ist nicht
interessensgerecht und nicht rechtssicher. Zudem sollte die Genehmigung im vereinfachten Verfahren
generell auf Antrag offentlich bekanntgemacht werden. Daher fordern wir die Verlagerung der
bisherigen Regelung in § 16b Abs. 7 S. 3 und 4 BImSchG und deren Einfiihrung in § 19 Abs. 2 BImSchG
i.V.m. § 21a der 9. BImSchV, sodass die Regelung generell im vereinfachten Verfahren gilt, also auch
fur Neuerrichtungen, Anderungen von WEA und Repowering, welches nicht unter § 16b BImSchG fillt.
Es sollte klargestellt werden, dass die Regelungen fir alle Arten von Zulassungen, wie die Voll- und
Teilgenehmigung, Zulassung zum vorzeitigen Baubeginn sowie fir Vorbescheide gilt.

3.6.2 Effizientere Eilrechtsverfahren

3.6.2.1 Fristen fiir Eilantrdge Dritter gegen die sofortige Vollziehbarkeit
einfiihren

Erfreulich ist auch das Vorhaben der Koalition, die Eilrechtsverfahren effizienter auszugestalten. Wir
hoffen auf eine baldige Umsetzung. Der Koalitionsvertrag ist nunmehr auch tber ein Jahr alt. Die kirzlich
vom Parlament beschlossene Novelle der Verwaltungsgerichtsordnung zur Beschleunigung von
Infrastrukturprojekten reicht hier nicht aus.’®> Der BWE hat bereits seit langem die Einfithrung einer
Frist fur Eilantrige gegen die sofortige Vollziehbarkeit in Erginzung des § 63 BImSchG®
vorgeschlagen. Dies muss jetzt umgesetzt werden.

Bei Genehmigungen gilt eine Frist zur Klage oder zum Widerspruch von einem Monat nach Zustellung
bzw. offentlicher Bekanntmachung. Eine Frist flr einen Drittrechtsbehelf gegen die sofortige
Vollziehbarkeit der Genehmigung und fir seine Begrindung besteht allerdings nicht. Dieser Umstand
flhrt zu erheblichen Unsicherheiten, da der Eilantrag auch noch nach Jahren und auch kurz vor der
Fertigstellung oder nach Jahren des Betriebs der Windkraftanlagen gestellt werden kann. Ein
Eilrechtsschutzbedrfnis ist bislang keine Zulassigkeitsvoraussetzung fir die Stellung eines Antrags auf

105 BWE (2022): Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen
Verfahren im Infrastrukturbereich — LINK.

106 \gl. BWE (2021): Aktionsprogramm fur die 20. Legislaturperiode — LINK; BWE (2022): Stellungnahme zum
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen Verfahren im Infrastrukturbereich —
LINK.
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Aussetzung der sofortigen Vollziehbarkeit einer Genehmigung!?’. In anderen Bereichen ist dies besser
geregelt, vgl. § 17e Abs. 2 FStrG, § 18e Abs. 2 AEG'%, § 29 Abs. 6 S. 3 PBefG'%.

So wurde es nun auch im § 11 Abs. 1 S.1 2 LNGG° fir Eilantrage gegen Zulassungsentscheidungen fiir
Anlagen zum Einsatz von FlUssiggas umgesetzt. Die Eilantrage kdnnen nur innerhalb eines Monats nach
Zustellung der Zulassungsentscheidung gestellt und begrindet werden. Interessant sind hierbei auch
die Ubergangsvorschriften fiir laufende Zulassungsverfahren in § 13 LNGG, deren Ubertragbarkeit auf
die WEA-Verfahren noch zu prifen sind.

Der BWE hiélt insgesamt die Einfihrung einer solchen Frist im Bereich der Windenergie fur dringend
notwendig und schldagt vor, flr Drittrechtsbehelfe im Eilrechtsschutz genau die gleichen Fristen
einzufihren wie fur den Widerspruch: einen Monat nach Zustellung bzw. &6ffentlichen
Bekanntmachung der Genehmigung.

Zudem mussen Fristen fiir die Begriindung des Widerspruchs bzw. des Antrags gegen die sofortige
Vollziehbarkeit der Genehmigung eingefiihrt werden. Der Widerspruch oder Antrag muss jeweils

innerhalb von einem Monat!!

nach Einreichung begriindet werden, andernfalls muss er als
zurickgenommen  gelten.  Anstelle einer  Riicknahmefiktion flir die ausbleibende
Widerspruchsbegrindung ist auch denkbar: nach ausgebliebener Begriindung innerhalb der —weiterhin
einzufihrenden Frist flr die Begrindung — nur weitere Begriindungen auszuschlieBen. So sind die
Widerspruchsfiihrenden gehalten, die Begriindung mit Erhebung des Widerspruchs innerhalb einer
Monatsfrist umfassend abzugeben. Geben die Widerspruchsfiihrenden keinerlei Erklarungen ab, prift

und entscheidet die Behorde dennoch tUber den Widerspruch.

In einem gerichtlichen Eilverfahren muss der Antrag bei Nichteinreichung einer Begrindung als
unzuldssig zuriickgewiesen werden. Hierflir muss wie im BundesfernstraRenrecht die gleiche Frist wie
fir den Rechtsbehelf gelten. Diese kann in Anlehnung an § 17e FStrG gefasst werden.

Auch hier sollte klargestellt werden, dass die Regelungen fir alle Arten von Zulassungen wie die Voll-
und Teilgenehmigung, Zulassung zum vorzeitigen Baubeginn sowie fir Vorbescheide gilt.

3.6.2.2 Fehlerheilungen und Reversibilitit von MaBnahmen sowie
Mangelhinweispflicht

Die Koalition kiindigt die maRgebliche Beriicksichtigung von Fehlerheilungen und das Abstellen auf die
Umkehrbarkeit von MalRnahmen in den Rechtschutzverfahren an. Bisherige Regelungen dazu im
Umweltrechtsbehelfsgesetz sieht der BWE als ungenlgend an. Forderlich fir Windenergievorhaben
wdre die Einfihrung einer Hinweispflicht der Widerspruchsbehorde bzw. des Gerichts auf potenziell
behebbare Fehler, die moglicherweise nicht ergebnisrelevant sind.'*? Dazu zihlen Verfahrensfehler,
aber  auch materiell-rechtliche Ermittlungsdefizite, = welche  nicht zwingend  eine

107 vgl. VG Hannover, Beschluss vom 24. Februar 2020, - 4 B 7752/18 — unter Bezugnahme auf VG Hamburg, Beschluss vom
6. Januar 2014 — 9 E 2814/13 -, juris Rn 33.

108 Allgemeines Eisenbahngesetz.

109 personenbeforderungsgesetz.

110 Gesetz zur Beschleunigung des Einsatzes verfliissigten Erdgases.

111 Voraussetzung hierfir ist, dass auch die Akteneinsicht rechtzeitig gewahrt wird.

12 \/gl. zur Hinweispflicht der Gerichte den Gesetzesvorschlag in BWE (2022): Stellungnahme zum Referentenentwurf eines
Gesetzes zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen Verfahren im Infrastrukturbereich — LINK.
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Genehmigungsunfahigkeit zur Folge haben. Dies ist im Vergleich zur Versagung der Genehmigung und
spaterer erneuter Antragstellung prozessékonomisch sinnvoll. Zudem sollte die Moglichkeit zur
Aussetzung des Verfahrens festgeschrieben werden, sodass den Vorhabentragerinnen die Moglichkeit
zur Fehlerheilung gegeben wird.

3.6.3 Konkreter Gesetzesinderungsvorschlag

Konkret: Erganzung des bestehenden § 63 BImSchG (neuer Text fett):

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten gegen Zulassungen und Vorbescheide in
Bezug auf eine Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthéhe von mehr als 50 Metern
haben keine aufschiebende Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner
Erhebung zu begriinden. Darauf ist in der Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. Geht eine
solche Begriindung nicht fristgemdif3 ein, gilt der Widerspruch als zuriickgenommen.**? Eine
Anfechtungsklage gilt abweichend von § 6 Satz 2 und 3 UmwRG als zuriickgenommen, wenn
sie nicht binnen der Frist gemdf8 § 6 Satz 1 UmwRG begriindet wird. Auf Antrag stellt das
Gericht diese Folge per Beschluss fest.

(2) Der Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs oder der
Anfechtungsklage gegen die Zulassungen oder den Vorbescheid im Sinne von Absatz 1 Satz
1 nach § 80 Absatz 5 Satz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung kann nur innerhalb eines
Monats nach der Zustellung der Zulassung gestellt und begriindet werden. Darauf ist in der
Rechtsbehelfsbelehrung hinzuweisen. § 58 der Verwaltungsgerichtsordnung gilt
entsprechend.

(3) In den in Absatz 1 Satz 1 genannten Widerspruchsverfahren hat die zustdndige Behdrde
spdtestens 4 Monate nach Erhebung des Widerspruchs auf etwaige Mdéngel an dem
betroffenen Verwaltungsakt hinzuweisen, die aus ihrer Sicht voraussichtlich zu einer
Aufhebung, Aufiervollzugsetzung oder Neubescheidung der Zulassung oder des Vorbescheids
fiihren werden und das Verfahren auf Antrag zur Fehlerheilung auszusetzen.

4 Bundesnaturschutzgesetz

Wir begriiRen die Initiative des Bundesgesetzgebers, mit der Vierten Anderung des BNatSchG im Jahr
2022 den Weg der Standardisierung und Vereinheitlichung begonnen zu haben. Die grundsatzliche
Ausrichtung und die Absicht des Bundesgesetzgebers, Genehmigungsverfahren erheblich zu
beschleunigen und zu vereinfachen, ist vor dem Hintergrund der Klimakatastrophe und der nach wie
vor herrschenden Energiekrise durch den russischen Angriffskrieg auf die Ukraine sowie der Endlichkeit
fossiler Energietrager, die vielfach aus unsicheren Weltregionen und/oder autokratischen Staaten
stammen, dringend geboten.

Der Novelle des BNatSchG liegt die Annahme eines sehr weitreichenden artenschutzrechtlichen und
artenschutzfachlichen Konflikts bei der Windenergienutzung zugrunde. Diese Grundannahme ist in ihrer
Pauschalitdt und in ihrer Einseitigkeit nicht erwiesen und nicht richtig. Daran festzuhalten, ist in

113 Alternativ zum Regelungsvorschlag: , Geht eine solche Begriindung nicht fristgemaR ein, gilt der Widerspruch als
zuriickgenommen” konnte aufgenommen werden nach Fristablauf nur weiterer Begriindungen auszuschlieBen.
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Anbetracht des voranschreitenden Klimawandels nicht verantwortbar. Windenergie und Artenschutz
sind und bleiben gut miteinander vereinbar, wie u.a. die parallel steigenden WEA-Ausbauzahlen und die
positiven oder stabilen Bestandsentwicklungen der meisten als , kollisionsgefahrdet” eingestuften Arten

zeigen.t*

Die fortwdhrende Postulation eines solchen Konflikts zwischen Windenergie und Artenschutz ist nicht
nur problematisch, weil sie den wissenschaftlichen Erkenntnissen widerspricht. Die im
Koalitionsvertrag*®, im BNatSchG und im Kontext der Artenhilfsprogramme festgehaltene
Formulierung, dass besonders den vom Ausbau der Erneuerbaren Energien betroffenen Arten geholfen
werden musse, bedient ein falsches und gefahrliches Narrativ. Zum einen verschleiert es die
eigentlichen Ursachen flr die Bedrohung von Tierarten, insbesondere die schwindenden
Nahrungsgrundlagen, die vor allem durch die intensive Landwirtschaft verursacht werden. Zum anderen
beeinflusst der Klimawandel Brut- und Rastékologie der Vogel und verdandert ihre Siedlungsraume.
Gleichzeitig werden die dem Klimaschutz dienenden Technologien der erneuerbaren Energien
nachhaltig diskreditiert und das daraus resultierende Akzeptanzproblem zum Hemmschuh fir den
dringend bendtigten Ausbau.

Am 28.Juli 2022 ist die Vierte Anderung des BNatSchG in Kraft getreten. Der BWE hatte mit dem in Kraft
treten des Gesetzes an die Lander appelliert, im Sinne des Erreichens der gemeinsamen Ziele des

Klimaschutzes die Regelungen der Novelle des BNatSchG zeitnah umzusetzen.®

Seit gut einem halben Jahr ist die Novelle des BNatSchG nun geltendes Recht. Verbliebene
Regelungsliicken des Gesetzes werden durch die Bundeslander nur zégerlich und haufig nicht im Sinne
einer Beschleunigung geschlossen. Bisher haben nur wenige Bundeslander (Sachsen, Bayern, Baden-
Wirttemberg und Rheinland-Pfalz) die entsprechenden Erlasse, Leitfaden oder Anwendungshinweise
an die Vorgaben der Novelle des BNatSchG-Novelle angepasst — und selbst diese bereits vorliegenden
Erlasse und/oder Hinweise stehen teilweise im Widerspruch zu den Vorgaben bzw. der Intention des
Bundesgesetzgebers. Die Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmigungsverfahren sowie der
dringend benétigte Ausbau der Windenergie kann so nicht gelingen.

Der BWE fordert daher, die im Folgenden aufgelisteten, fir die Prdmissen der
Verfahrensbeschleunigung essenziellen, Korrekturen und Anpassungen am BNatSchG schnellstmoglich
umzusetzen, um eine tatsachliche Verfahrensbeschleunigung zu erreichen und so den geschilderten
Problematiken in den Landern zu begegnen.

4.1 Bundeseinheitliche Standardisierung von  Stérungs- und
Zerstorungsverbot

Nachdem der Bund 2022 das Totungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) in Bezug auf WEA und
kollisionsgefdhrdete Brutvogel in § 45b Abs. 1 bis 6 BNatSchG neu geregelt und — entsprechend den
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts!'” — standardisiert hat, bedarf es dringend entsprechender

bundeseinheitlicher Vorgaben auch zum Stoérungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG). In der

114 y/gl. BWE (2022): Faktencheck: Windenergieanlagen und Vogelpopulationen - LINK.
115 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025.

116 BWE (2022): Appell an die Lander: Jetzt Osterpaket umsetzen! — LINK.
117 BVerfG, Beschluss vom 23.10.2018 - 1 BvR 2523/13.
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Genehmigungspraxis verschiebt sich aktuell die Diskussion mit den Naturschutzbehérden: Stand
vormals eine Ablehnung der WEA-Genehmigung wegen angeblicher VerstoRe gegen das Totungsverbot
im Mittelpunkt, wird aktuell oftmals eine ,nicht auszuschlieBende” Verletzung des Stérungsverbots in
den Raum gestellt. Gelegentlich werden auch VerstoBe gegen das Beschadigungs- und
Zerstorungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG unterstellt. Aktuelle Entwirfe fir
L~Anwendungserlasse” zu § 45b BNatSchG stellen auf diese beiden Verbotstatbestdande ab und bauen so
neue Harden fur WEA-Genehmigungen auf. All dies zeigt: Es herrscht erhebliche Unsicherheit und es
besteht dringender Bedarf fiir ein gesetzliche MaRstabsbildung.

Nicht jede Stérung ist artenschutzrechtlich relevant. Das Stérungsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG
ist vielmehr nur dann erfillt, wenn eine erhebliche Stérung vorliegt, d.h. wenn sich durch die Stérung
der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert. Im Zusammenhang mit WEA
und Brut-, Rast- und Zugvogeln existieren jedoch bislang keinerlei wissenschaftliche Untersuchungen,
aus denen vom WEA-Betrieb ausgehende erhebliche (= populationsrelevante) Storwirkungen ableitbar
wadren. Stattdessen zeigen mehrere Untersuchungen, dass sich die Avifauna vielfach an den Betrieb von
WEA gewohnt und ein urspringliches Meideverhalten nach einer Gewdhnungsphase wieder
verschwindet, sodass z.B. rastende Vogel oftmals sogar den Bereich unmittelbar unter dem Mastfuld
aufsuchen. Folgerichtig ist auch die Rechtsprechung bei der Annahme einer rechtserheblichen Stérung
von Végeln durch WEA &duRerst zuriickhaltend®®. Dies wurde auch in Hessen bzgl. Waldschnepfe
erkannt, die jetzt anders als nach friherer fachlicher Einschatzung, nach neuer Erlasslage landesweit

nicht mehr als ,stérungsrelevant” gilt.**®

Eine Schadigung im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG setzt eine materielle Schadigung voraus, also
eine direkte Einwirkung auf die Fortpflanzungs- oder Ruhestatte. Eine mittelbare Einwirkung reicht
daflr nicht aus, wie es z.B. das OVG Lineburg!® darlegt. Sofern also eine WEA nicht unmittelbar in das
als Fortpflanzungs- oder Ruhestéatte genutzte Biotop hineingeplant wird bzw. dieses von der Bautétigkeit
betroffen ist, tritt demnach keine materielle Schadigung ein.

Vor diesem Hintergrund halt es der BWE fir erforderlich, im Rahmen einer Ergdnzung des § 45b
BNatSchG eine Vermutungsregel aufzunehmen.

Konkret: § 45b BNatSchG wird um folgenden Absatz erganzt:

Der Betrieb von Windenergieanlagen fiihrt bezogen auf Brut-, Zug- und Rastvégeln in der Regel
nicht zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG. Gleichzeitig liegt im Betrieb von Windenergieanlagen in der Regel keine Verletzung
des Beschddigungs- und Zerstérungsverbots nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG vor. Baubedingte
Stérungen und Zerstérungen nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 & Nr. 3 sind durch baubegleitende
Mafinahmen (6kologische Baubegleitung) zu vermeiden bzw. auszugleichen.

Zur eindeutigen Feststellung von Einzel- und Ausnahmefallen sind dringend einheitliche Kriterien zur
Bestimmung der Verschlechterung des Erhaltungszustandes einer lokalen  Population

118 Vgl. insoweit das aktuelle Urteil des OVG Munster vom 29.11.2022 — 22 A 1184/18, das eine erhebliche Stérung des
Mornellregenpfeifers verneint.

119 Verwaltungsvorschrift ,Naturschutz/Windenergie“ vom 17.12.2020 (HMUKLV / HMWEVW 2020), mit fachlicher
Begriindung auf S. 62 f.

120 Urteil vom 1. Dezember 2015, NI 4 LC 156/14 Rn. 63.
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storungsempfindlicher Arten nach § 44 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG festzulegen. Dazu zahlt auch die
artspezifische Abgrenzung der ,lokalen” bzw. zu betrachtenden Population, da es keine einheitliche
Definition der ,lokalen Population” gibt. Einzelne Brutpaare kénnen nicht als lokale Population gelten.

4.2 Alternativenpriifung in der artenschutzrechtlichen Ausnahme

Solange Windenergiegebiete in einem Planungsraum noch nicht ausgewiesen sind, wird der
Vorhabentrager nach § 45b Abs. 8 Nr. 3 BNatSchG auf die Priifung von Standortalternativen im Umkreis
von 20 Kilometern, also eine Flache von 1.257 km? verwiesen (zum Vergleich: Berlin hat eine Fldche von
892 km?und das Saarland von 2.570 km?).

Die Standortalternativenpriifung ist in solch groBem Suchraum nicht leistbar.??® Die
Vorhabentragerinnen missten in dem Suchraum tber 1.257 km? samtliche entgegenstehende Belange
erfassen und bewerten, also eine eigene WeiRflachenanalyse leisten, sowie schlielRlich fir die
moglicherweise in Frage kommenden Flachen nachweisen, dass sie diese nicht erwerben kdénnen. Die
Vorgabe in § 45b Abs. 8 Nr. 3 BNatSchG zur Suche nach Standortalternativen im Umkreis von 20
Kilometern bei Vorhaben in nicht ausgewiesenen Planen flhrt in der Praxis de facto dazu, dass fir solche
Vorhaben eine Ausnahmegenehmigung nicht moglich sein wird.

Der BWE fordert daher, dass bis zur Erreichung der finalen Mindestflachenziele gem. § 3 Abs. 1i.V.m.
Anlage 1 (Spalte 2)2 WindBG jede Windenergieanlage alternativlos ist. Die entsprechende Anforderung
zur Alternativenprifung ist aus § 45b Abs. 8 S. 3 BNatSchG zu streichen.

Beim Erhaltungszustand, der in Anlage 1 Abschnitt 1 BNatSchG genannten Vogelarten sollte
grundsatzlich auf die Rote Liste Deutschland mit den Gefahrdungseinstufungen 1 und 2 abgestellt
werden. Eine spezielle und gesonderte Bewertung lediglich der ,kollisionsgefahrdeten Arten, wie sie
in der Gesetzesbegriindung fir § 45b Abs. 8 BNatSchG tabellarisch angefihrt wird, ist weder
sachgerecht noch erforderlich.

4.3 Klarstellungen zur Kartierung im erweiterten Priifbereich

Nach § 45b Abs. 4 S. 2 BNatSchG sind im Abstand des erweiterten Prifbereichs zur Feststellung des
Vorliegens eines Brutplatzes nach Satz 1 behordliche Kataster und behordliche Datenbanken
heranzuziehen, wobei Kartierungen durch den Vorhabentrager ausdricklich nicht erforderlich sind. Es
bleibt ungeklart, was passiert, wenn im erweiterten Prifbereich keine (aktuellen) Daten in behordlichen
Katastern/Datenbanken vorliegen. Diese Unsicherheit fihrt dazu, dass — um nicht unter Umstdnden
spater Zeit durch Nachkartierungen zu verlieren — von vorneherein auch im erweiterten Priifbereich
kartiert wird. Teils erfolgte bereits die Aufforderung durch die Behorden, ,,zur Sicherheit” trotzdem im
erweiterten Prifbereich durch Vorhabentrager kartieren zu lassen.

Flr den erweiterten Priifbereich gilt die Regelvermutung, dass das Totungs- und Verletzungsrisiko nicht
signifikant erhoht ist. Die Unkenntnis Uber mogliche Fortpflanzungsstatten kann und darf nicht dazu
flhren, diese Regelvermutung in Frage zu stellen. Erst konkrete und auBergewdhnliche Umstdnde und

121V/gl. dazu auch das Urteil des OVG NRW, Aktenzeichen 22 A 1184/18.

122 Der BWE fordert die Streichung des Zwischenziels und ein Vorziehen des finalen Mindestziel zum 31. Dezember 2025, vgl.
Punkt 1.6.
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Erkenntnisse konnen dazu flhren, dass es zu einem erhdhten Aufenthalt in der vom Rotor
Uberstrichenen Flache kommt, wenn der Brutplatz fernab der Windenergieanlage im erweiterten
Prifbereich liegt.

Der BWE fordert die Klarstellung in § 45b Abs. 4 BNatSchG, dass, sofern keine relevanten Brutplatze im
erweiterten Prifradius zur geplanten Anlage in Katastern oder Datenbanken verzeichnet sind bzw. keine
Kataster oder Datenbanken vorliegen, davon auszugehen ist, dass sich dort keine Brutpladtze befinden.

Es gilt im Gesetz klarzustellen, dass in den Nah- und Prifbereichen nur C-Nachweise fir Brutplatze nach
Sudbeck et al. (2005) von Arten, die zum maRgeblichen Beurteilungszeitpunkt der Sach- und Rechtslage
festgestellt wurden, Beriicksichtigung finden.

4.4 Konkretisierungen fiir die Vergleichsbetrachtung beim Repowering

Die gesetzlich nunmehrin § 45c Abs. 2 BNatSchG verankerte Vergleichsbetrachtung unter Einbeziehung
des Rlckbaus wird ebenso begriRt wie die Fiktion fehlender Signifikanz in Fallen von geringen oder
gleichen Auswirkungen. Es fehlt aber bislang an einer weitergehenden gesetzlichen Konkretisierung der
Vergleichsbetrachtung etwa durch die Regelung von Fallgruppen, bei denen ein niedrigeres Risiko
angenommen werden kann. Das Problem lasst sich auch mit der Einfihrung einer Methode zur
Quantifizierung des Totungsrisikos beheben (Probabilistik), da dann die Vergleichsbetrachtung
rechnerisch umgesetzt werden kann.

Die Konkretisierungen fir die Vergleichsbetrachtungen beim Repowering sind auch im Hinblick auf Art.
5 Abs. 3 der EU VO von grofRer Bedeutung und daher auch in der Umsetzung auf nationaler Ebene
dringend zu konkretisieren.

4.5 Konkretisierung und Beseitigung von Widerspriichen bei
SchutzmaBBnahmen fiir den zentralen Priifbereich

Um nicht-rechtmaBige Anordnungen von Schutzmallnahmen sowie Verfahren verzogernde
Diskussionen mit Behdrden zur Zuldssigkeit von SchutzmaRnahmen zu vermeiden, gilt es seitens des
Bundesgesetzgebers dringend festzuschreiben, dass SchutzmalRnahmen nicht als grundsatzlich
notwendig angenommen und nicht pauschal angeordnet werden dirfen. Die Anordnung von
SchutzmaRRnahmen entsprechend Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG darf nur bei einem begriindeten
Nachweis fur ein signifikant erhdhtes Totungs- und Verletzungsrisiko gemal § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG
und unter Berilcksichtigung der entsprechenden Regelvermutungen und Mdglichkeiten der
Widerlegung gemal § 45b BNatSchG erfolgen.

Es sollte seitens des Vorhabentrdgers eine der vier nachfolgenden SchutzmalRnahme ausgewahlt
werden kénnen, die naturschutzfachlich am sinnvollsten und von Vorhabentragerinnen am ehesten
umsetzbar ist. So kénnen bspw. Ausweichflachen als fachlich anerkannte SchutzmaRnahme dienen und
gleichzeitig 6kologisch wertvolle Flachen schaffen.

Im Gesetzestext des § 45b Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG heilt es, dass i.d.R. eine der dort aufgefihrten
SchutzmalRnahmen ausreicht. Demgegentber finden sich in der Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG
widersprichliche Hinweise. So wird in der Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG z.B. fir
Ausweichnahrungshabitate ausgefiihrt, dass deren Wirksamkeit, je nach Konstellation und Art auch nur
erganzend zu weiteren MaRnahmen anzunehmen sei. Hinsichtlich der ,Senkung der Attraktivitdt von
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Habitaten im MastfuBbereich” (einer Malknahme, die in § 45b Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG nicht erwahnt ist)
findet sich in der Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG die Feststellung, dass die MalRnahme als alleinige
MaRnahme nicht ausreichend sei.

Durch diese Widerspruchlichkeiten und Regelungen koénnen Schutzmafnahmen willktrlich und
regelmaRig Gber die Zumutbarkeitsschwelle hinaus seitens der Behorden verlangt werden.

Wir fordern, dass § 45b Abs. 3 Nr. 2 sowie die Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG dahingehend
vereinheitlicht werden, dass eine der in Anlage 1 Abschnitt 2 fachlich anerkannten und folgend
aufgefiihrten SchutzmaBnahmen in der Regel ausreicht, um das Kollisionsrisiko unter die
Signifikanzschwelle zu senken:

e Ablenkflachen,

e Bewirtschaftungsabschaltung,

e Phanologische Abschaltung oder
e Antikollisionssysteme.

Eine Kombination dieser genannten vier SchutzmafRnahmen ist in der Regel weder fir den zentralen
Prifbereich noch fir den erweiterten Prifbereich vorgesehen.

Sollte eine Kombination von SchutzmalRnahmen von dieser Regel abweichen, muss festgeschrieben
werden, welche MaRnahmen miteinander kombinierbar sind und welche SchutzmalBnahmen in keinem
Falle einer Kombination mit weiteren SchutzmalRnahmen bedurfen. Ausnahmefille, fir die eine
zusatzliche Schutzmaflnahme nétig sein soll, sind klar zu definieren.

Bei Vorkommen verschiedener Arten entsprechend Anlage 1 Abschnitt 1 BNatSchG sind die
SchutzmalRnahmen dahingehend zu spezifizieren, dass bspw. eine phanologiebedingte Abschaltung fur
verschiedene Arten gleichzeitig als Schutzmallnahme dienen kann.

Zu den Schutzmalnahmen fordern wir im Einzelnen folgende Verbesserungen:

4.5.1 Ausweichnahrungshabitate

Um behordliche Willkir zu vermeiden und gleichzeitig die fachliche Eignung zu erhéhen, missen die
erforderlichen FlachengrofRen und die artspezifisch qualitative Gestaltung der GroéRenordnungen fir
Ablenkflachen festgelegt und fachlich unterlegt werden. Dabei ist darauf zu achten, dass die GroRe der
Ablenkflachen auf ein fachliches Maximalmal beschrénkt wird. Zu grolRe Flachenbedarfe, welche zudem
raumlich glnstig gelegen sein mussen, werden regelmafRig zu unlberwindbaren Hirden fir
Windenergievorhaben fiihren. Eine GrofRe von 2 Hektar je Brutpaar (unabhangig von der Anzahl der
geplanten Windenergieanlagen) ware sachgerecht.

4.5.2 MastfuBBgestaltung

Die SchutzmalRnahme der Mastfullgestaltung ist laut Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG regelmaRig
durchzufihren. Dies widerspricht zum einen dem Wortlaut des § 45b Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG, wonach in
der Regel eine der dort aufgefiihrten MaRnahmen zur Senkung des Totungsrisikos unter die
Signifikanzschwelle ausreicht. Zum anderen besteht ein Widerspruch in sich, denn hier sind nur finf
Arten aufgezahlt, fir die die MaRnahme Uberhaupt als geeignet eingeschatzt wird, weshalb der Satz
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“Hierflr ist die SchutzmalRnahme regelmalig durchzufihren.” aus Anlage 1 Abschnitt 2 BNatSchG zu
streichen ist.

Wenn die MalBnahme als alleinige Schutzmalnahme nicht ausreichend ist, muss sie mit einer der
anderen als EinzelmalRnahme als ausreichende definierte Schutzmallnahme, kombiniert werden. Unklar
bleibt dabei die Wechselwirkung mit den fir sich genommen eigentlich ausreichenden Malknahmen aus
§ 45b Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG. Die unattraktive Gestaltung des Mastfuses kann folglich nur in den
Ausnahmefallen zum Zuge kommen, in denen die oben genannte Regelvermutung nicht erfillt ist oder
mehrere Brutvogelarten betroffen sind. Dies ware entsprechend klarzustellen.

Ebenfalls zu Uberarbeiten sind Umfang und Ausgestaltung der Malinahme. Auf Kurzrasenvegetation,
Brachen sowie auf zu mahendes Grinland sei in jedem Fall zu verzichten. Der Beschreibung nach ist
aber nicht klar, wie die MalRnahme auszufiihren ist. Entscheidend ist aulRerdem die Ausdehnung des
sog. MastfuRRbereiches. Bislang ist festgelegt, dass die vom Rotor Uberstrichene Flache zuziiglich eines
Puffers von 50 Metern zu ,deattraktivieren” ist. Damit ware ein Kreisradius von ca. 130 Meter um den
Turm betroffen. Hier muss dringend klargestellt werden, dass die Ubliche vorhandene
landwirtschaftliche Nutzung weiterhin bestehen bleiben kann, auch wenn diese aus Grinlandnutzung
besteht. Die , Deattraktivierung” sollte nur die unmittelbare Bauflache umfassen, da sonst erhebliche
Flachen aus der landwirtschaftlichen Nutzung genommen werden missten und damit erhebliche
finanziellen Herausforderungen fiir den Vorhabentrager entstehen.

4.5.3 Abschaltzeiten bei landwirtschaftlichen Bewirtschaftungsereignissen

Die Dauer der Schutzmafnahme ist auch bei Standorten mit mehreren Brutvorkommen nicht langer als
von Beginn der Bewirtschaftung bis 24 Stunden nach Beendigung des Bewirtschaftungsereignisses
(Mahd, Ernte, Pfliigen) jeweils von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang anzuordnen, da die Dauer der
erhohten Nahrungsverfligbarkeit nicht von der Anzahl der umliegend britenden Vogel abhangt. Es ist
nicht nur das Minimum, sondern auch das Maximum der Abschaltzeit vorzugeben.

Die Malkinahme sollte statt der Flache eines 250 Meter groRen Radius um den MastfulRmittelpunkt
herum auf der Flache des Rotorradius zzgl. 50 Metern Anwendung finden.

4.5.4 Phianologiebedingte Abschaltungen

Die phanologiebedingte Abschaltung gilt als wirksame MalBnahme. Da sie aber mit hohen Abschaltzeiten
und damit Ertragsverlusten einhergeht, muss die Regelung folgende Klarstellungen enthalten: In der
Formulierung ,,Die MalBnahme ist grundsétzlich fur alle Arten wirksam.” ist ,,grundsatzlich” zu streichen.
In der Formulierung ,Sie betrdgt in der Regel bis zu 4 oder bis zu 6 Wochen” ist ,in der Regel” zu
streichen.

Auf die Formulierung ,in der Regel” in Bezug auf die Dauer der MaRnahme sollte insbesondere
verzichtet werden, sofern die moglichen Ausnahmen von der Regel nicht eindeutig und abschlielRend
definiert werden. Andernfalls wird die Malkinahme regelmaliig angeordnet und Uberdehnt werden, was
massive Abschaltzeiten und Ertragsverluste bedeuten wiirde. Dazu duRerte sich bereits das OVG NRW?*?
mit dem Hinweis, dass saisonale oder brutzeitbezogene Abschaltungen nicht zuldssig sind und die

123\Vom 29.11.22 - 22 A 1184/18.
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phanologiebedingte Abschaltung als SchutzmalRnahme nur als ultima ratio, also wenn keine andere
MaRnahme zur Verfligung steht, angeordnet werden darf. Es sollte ergidnzt werden, dass eine
phanologiebedingte Abschaltung als alleinige Malknahme ausreicht, auch wenn mehrere Brutvogelarten
anwesend sind.

5 Beitrag zu Losung der Blockade durch Denkmalschutz auf
Bundesebene

Immer haufiger verhindern vorgetragene Denkmalschutzbelange in Genehmigungsprozessen die
Planung und den Bau von WEA in Deutschland. Die Probleme liegen dabei in der Blockade durch die
Denkmalschutzbehorden. Darlber hinaus gibt es eine unbekannte Vielzahl an Projekten, bei denen
aufgrund von Bedenken des Denkmalschutzes erst gar kein Genehmigungsantrag gestellt worden ist,
sondern die Planung des Projektes frihzeitig abgebrochen wurde oder die Flache bereits auf
Planungsebene fiir die Windenergienutzung unbericksichtigt blieb.

Eine Umfrage der Fachagentur Windenergie an Land aus dem Jahr 20221 zeigt, dass iiber 10 Prozent
aller beantragten WEA aus Griinden des Denkmalschutzes von den Behorden abgelehnt oder die
Antrage seitens der Antragsteller*innen aus diesem Grund zuriickgezogen wurden.

Bezogen auf die bis Ende 2021 in Genehmigungsverfahren befindlichen Windenergieprojekte von

t126

insgesamt 10 GW Leistung!?® sind gegenwértig mindestens 1.000 MW blockiert!?® oder es droht ihnen

aus Denkmalschutzgriinden die Ablehnung!?’. Ohne eine sachgerechte Handhabung des

128

Denkmalschutzrechts, drohen die rund eine Million auf Deutschland verteilten Denkmaler*® zu einem

weiteren, wesentlichen Hemmnis fir den Ausbau der Windenergie zu werden.

Staatlicher Denkmalschutz ist Landersache. Statt wie von Bund und Landern versprochen, die Verfahren
zu beschleunigen, entstehen durch die Handhabung des Denkmalschutzrechts durch die
Landesdenkmalschutzbehérden und die zustdndigen Genehmigungsbehoérden, welche die
abschlieRende Abwdgung und Entscheidung vornehmen miussten, dies aber oft verweigern, neue
Hemmnisse.

Die Grunde hierfir sind vielfaltig: Zum einen beteiligen sich Denkmalschutzbehorden haufig nicht wie
vorgesehen im Aufstellungsverfahren zu Regionalplanen und verhindern so eine frihzeitige Prifung des
Denkmalschutzrechts. Immer wieder bestehen Denkmalschutzbehodrden umgekehrt auch dann, wenn
eine Prifung und Abwagung auf Planungsebene erfolgt ist, auf Einzelfallprifungen im spéateren
Genehmigungsverfahren. Das fihrt in der Praxis dazu, dass selbst in ausgewiesenen
Windeignungsgebieten Flachen in der Nahe von Denkmalern nicht genutzt werden kénnen und zur
Investitionslotterie werden. Damit wird die Zielerreichung des Bundes im WindBG konterkariert.

124 Fachagentur Windenergie an Land (2022): Hemmnisse beim Ausbau der Windenergie an Land — LINK.
125 BMWi (2021): Bericht des Bund-Lander-Kooperationsausschusses, Berichtsjahr 2021, S. 35 — LINK.

126 F{ir anschauliche Praxisbeispiele: BWE (2022) Positionspapier Losung der Blockade von Windenergieprojekten durch
Denkmalschutz — LINK.

127 FA Wind aaO und Daten BWE Mitglieder.

128 pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes Nr. 208 vom 13. Juni 2018 — LINK.
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Zum anderen werden Einwande durch die Denkmalschutzbehdrden erst spat in bereits Uber Jahre
laufenden Zulassungsverfahren nach dem BImSchG erhoben. Immer wieder werden auch Uberzogene
Anforderungen an zu erbringende Gutachten zu denkmalrechtlichen Bewertungen und dem Schutz der
Umgebung von Denkmalern gestellt. Gutachten, Visualisierung von Sichtachsen und Nachforderungen
flhren dabei zu einer signifikanten Verschleppung der Verfahren.
Oftmals treffen zustandige Behdrden Abwadgungsentscheidungen zugunsten des Denkmalschutzes oder
aber es findet erst gar keine sachgerechte Abwagung zwischen Klima- und Denkmalschutzbelangen
statt.

Die Bedeutung des Klimaschutzes, wie sie das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 29. April 2021
zum Klimaschutz und jetzt auch der am 28. Juli 2022 in Kraft getretene § 2 Erneuerbare-Energie-Gesetz
(EEG) hervorhebt, wird von den Denkmalschutzbehérden nicht ausreichend berlcksichtigt. Dass § 2 EEG
auch bei der Abwagung mit denkmalschutzrechtlichen Belangen zu bertcksichtigen und den
Erneuerbaren Energien hierbei ein besonders Gewicht zukommen, hat jingst auch das OVG
Mecklenburg-Vorpommern!?® entschieden.

5.1 BWE-Vorschldge zur Auflosung der Blockade

Da der Gesetzgeber den Windausbau forcieren mochte und dieser aufgrund der aktuellen Energie- und
Klimakrise unbestreitbar notwendig ist, sind mehrere gesetzgeberische Schritte auf verschiedenen
Ebenen im Sinne einer ,konzertierten Aktion” notwendig. Diese missen parallel erfolgen. Es darf nicht
sein, dass die Lander mit ihren gesetzgeberischen Aktivitdten auf den Bund warten —und umgekehrt.

Notwendig ist eine Novellierung der Landesdenkmalschutzgesetze durch die Ldnder, sowie eine
Neuausrichtung sowohl im Planungs- als auch im Fachrecht'® und schlieRlich ein unverzigliches
Tatigwerden der Landesministerien.*3!

Schon jetzt miuissen, ausgerichtet an der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum
Klimaschutz!®, ein neuer Umgang mit den gesetzlichen Grundlagen und einheitliche
Beurteilungsmalistdbe entwickelt werden. Beides muss im Hinblick auf das Klimaschutzurteil zu einer
Konfliktlosung speziell fir Windenergievorhaben flihren. Dies gilt im Spannungsfeld mit dem
Denkmalschutz schon deshalb, weil auch ein nachhaltiger Denkmalschutz nur realisiert werden kann,
wenn der Klimanotstand mit hinreichenden KlimaschutzmaRnahmen abgewendet wird.’*® Denn die
Folgen des Klimawandels — zunehmende Uberschwemmungen sowie weitere Extremwetterereignisse -
werden auch Denkmaler treffen. In diesem Sinne ist Klimaschutz der beste Substanzschutz fir

Denkmaler.

Aber auch auf Bundesebene kann der Gesetzgeber titig werden, um Genehmigungsbehérden zu
entlasten und Verfahren zu beschleunigen:

129 OVG Mecklenburg-Vorpommern, 7. Februar 2023 - 5 K 171/22 OVG, Pressemitteilung hier abrufbar.

130 Abeln/Bringewat, in ZNER 5/21, S. 466 ff., mit Vorschlagen zu einer Novellierung.

131Vgl. BWE (2022): Positionspapier zur Losung der Blockade von Windenergieprojekten durch Denkmalschutz — LINK.
132 BVerfG, Beschluss vom 24. Marz 2021 — Az. 1 BvR 2656/18.

133 5o auch Abeln/Bringewat, ZNER 2021, 466, 468f.
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5.2 Notwendige Gesetzesanderungen in ROG und BauGB

Ziel muss es sein, dass die denkmalrechtlichen Belange abschlieRend auf der planerischen Ebene,
welche fir die Ausweisung von Windenergieflaichen zustandig ist, unter Beachtung des Vorranges
gemals § 2 EEG abgearbeitet werden und sie sodann im Genehmigungsverfahren nicht mehr zur
Ablehnung von Windenergieanlagen flhren konnen, weil eine abschlieRende Entscheidung auf
Planebene stattgefunden hat.

5.2.1 Pflicht zur abschlieBenden Abwagung auf raumordnerischer bzw.
bauleitplanerischer Ebene

Die Belange des Denkmalschutzes sind auf der Planungsebene abschliefend zu ermitteln und zu
bewerten, sodass sichergestellt ist, dass sich innerhalb planerisch ausgewiesener Windenergieflachen
stets die Windenergienutzung durchsetzt. An allen Standorten innerhalb des Gebietes dirfen
denkmalrechtliche Fragen im Genehmigungsverfahren keine Verhinderungsgriinde mehr darstellen.

Hierflr ist es notwendig, dass die denkmalrechtlichen Belange, angelehnt an die Regelung des § 35 Abs.
3'S. 2 Hs. 2 BauGB, auf planerischer Ebene abschlieend ermittelt und unter Beachtung der Wirkungen
des § 2 EEG — Uberragende Bedeutung der Erneuerbaren Energien — abschlieRend abgewogen werden.

Konkret: Anderung in § 7 Abs. 2 ROG (neu in fett):

Bei der Aufstellung der Raumordnungspldne sind die éffentlichen und privaten Belange, soweit
sie auf der jeweiligen Planungsebene erkennbar und von Bedeutung sind, gegeneinander und
untereinander abzuwdgen. Werden Raumordnungspléne fiir die Ausweisung von Fldchen fiir
die Windenergienutzung erstmals aufgestellt oder gedndert, sind die Belange des
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege abschlieffend zu ermitteln und abzuwdgen; das
liberragende dffentliche Interesse an der Errichtung und dem Betrieb von Anlagen zur
Erzeugung Erneuerbarer Energien sowie deren Bedeutung fiir die éffentliche Sicherheit sind
dabei als vorrangiger Belang in die durchzufiihrende Abwdéigung einzustellen. Das Ergebnis
der Umweltpriifung nach § 8 sowie die Stellungnahmen im Beteiligungsverfahren nach § 9 sind
in der Abwdgung nach Satz 1 zu beriicksichtigen. Raumordnungspléne benachbarter
Planungsrdume sind aufeinander abzustimmen.

Dasselbe gilt fiir das Baugesetzbuch. Auch dort soll der Vorrang sowie die Uberragende Bedeutung der
Erneuerbaren Energien aus § 2 EEG explizit als Vorgabe an Abwagungsentscheidungen aufgenommen
werden:

Konkret: Erganzungsvorschlag zu § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f) BauGB (neu in fett):

,die im lberragenden &ffentlichen Interesse liegende und der éffentlichen Sicherheit dienende
Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie,”

Konkret: Erganzungsvorschlag zu § 1a Abs. 5 BauGB (neu in fett):

(5) Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowoh! durch MafZnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen,
Rechnung getragen werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwdgung nach § 1 Absatz 7
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zu berticksichtigen. Die Errichtung und der Betrieb von Erneuerbare-Energien-Anlagen zur
Energieerzeugung sowie den dazugehdérigen Nebenanlagen liegen im iiberragenden
offentlichen Interesse und dienen der Ooffentlichen Sicherheit. Die Erméglichung der
Errichtung und des Betriebes von Erneuerbaren-Energien-Anlagen ist als vorrangiger Belang
in die Abwdgung nach § 1 Abs. 7 BauGB einzubringen. Werden Bauleitpléine fiir die
Festlegung von Windenergiefliichen erstmals aufgestellt oder gedindert, ohne dass zuvor
eine entsprechende Festlegung auf raumordnerischer Ebene stattgefunden hat, sind die
Belange des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege gemdf § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB in dem
Bauleitplan abschlief3end zu ermitteln und unter Beachtung von S. 4 gemdf8 § 1 Abs. 7 BauGB
abzuwdigen.

5.2.2 Unbefristete Aussetzung der Kulturgiiterabwagung zugunsten der EE in § 35
Abs. 3 BauGB

Um das Ziel der Treibhausgasneutralitat der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen, schlagt der BWE
kurzfristig vor, bis zum Erreichen dieses Ziels, die Genehmigungsbedurftigkeit fir Windenergieanlagen
im Rahmen des Umgebungsschutzes auszusetzen.’®* Hierbei gilt es zu beriicksichtigen, dass
Windenergieanlagen lediglich temporéar errichtet werden und zudem keine Schadigungen der
Bausubstanz der Denkmaler droht.

Dies muss zlgig von den Landesgesetzgebern in den jeweiligen Landesdenkmalschutzgesetzen, welche
die Genehmigungsbedirftigkeit einzelner Malknahmen festlegen, implementiert werden. Um
Wertungswiderspriche zwischen Bundes- und Landesrecht zu vermeiden, ist schliel8lich eine Anpassung
von § 35 Abs. 3 BauGB notwendig: Das BauGB sieht mit § 35 ,Bauen im AuRenbereich” vor, dass
Vorhaben nur dann zuldssig sind, wenn 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Der (stadtebauliche) Denkmalschutz wird dort als zu bertcksichtigender Abwagungsbelang aufgefihrt
(Abs. 3 Nr. 5). Bis dato geht die Rechtsprechung davon aus, dass mit § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB ein
eigenstandiger stadtebaulicher Denkmalschutz als Auffangregelung zum Landesdenkmalschutz
sichergestellt wird. Deshalb droht die Situation, dass kunftig § 35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB dazu genutzt wird,
weiterhin Windenergievorhaben mit Verweis auf den Denkmalschutz zu verhindern.

Dies steht den Aussagen, die etwa auch das Bundesverfassungsgericht in mehreren Entscheidungen
getroffen hat, entgegen. Durch das laute Bundesverfassungsgericht vom April 2021 notwendige
Sicherung intertemporaler Freiheitsrechte zuklnftiger Generationen wird die Privilegierung der
Windenergie und ihre {berragende Bedeutung unterstrichen. Damit ist der Belang des
Denkmalschutzes dem Belang des Klimaschutzes mindestens so lange unterzuordnen, bis der
Klimanotstand Uberwunden und der Zustand der Klimaneutralitat erreicht ist. Dies entspricht auch der
Wertung des § 2 EEG, die hier zu implementieren ist.

Deshalb schlagen wir die Erganzung des § 35 Abs. 3 BauGB um einen neuen Satz 4 vor.
Konkret: § 35 Abs. 3 wird um folgenden Satz 4 ergdnzt (neu in fett):

(3) Eine Beeintrachtigung 6ffentlicher Belange liegt insbesondere vor, wenn das Vorhaben

134 Vgl. BWE (2022): Positionspapier zur Losung der Blockade von Windenergieprojekten durch Denkmalschutz — LINK.
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1. [..].

Raumbedeutsame Vorhaben diirfen den Zielen der Raumordnung nicht widersprechen;
offentliche Belange stehen raumbedeutsamen Vorhaben nach Absatz 1 nicht entgegen, soweit
die Belange bei der Darstellung dieser Vorhaben als Ziele der Raumordnung abgewogen worden
sind. Offentliche Belange stehen einem Vorhaben nach Absatz 1 Nummer 2 bis 6 in der Regel
auch dann entgegen, soweit hierflir durch Darstellungen im Fldchennutzungsplan oder als Ziele
der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. Belange des Denkmalschutzes
nach Satz 1 Nummer 5 stehen generell nicht entgegen, wenn das Vorhaben der
Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien dient.

Damit wurde klargestellt, dass der Belang des Denkmalschutzes bzw. des Kulturglterschutzes
gegenlber dem Belang des Klimaschutzes im bauplanungsrechtlichen AuRenbereich keine
verhindernde Wirkung mehr entfaltet.

6 Mindestabstande zu BundesfernstraRen neu bewerten

Die Gewahrleistung der Sicherheit des StralRenverkehrs auf BundesstraRen aufgrund baulicher Anlagen
ist spezialgesetzlich im FStrG geregelt. Neben der Anbauverbotszone von 40 bzw. 20 Metern nach § 9
Abs. 1 Nr. 1 FStrG ist insbesondere die Anbaubeschrankungszone nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG bei der
Genehmigung von Windenergieanlagen relevant. Der Bau einer Windenergieanlage in diesem Bereich
(40 und 100 Metern bei Bundesautobahnen bzw. 20 bis 40 Metern bei BundesstralRen) ist moglich und
zuldssig, bedarf jedoch wie eingangs erwahnt der Zustimmung des FernstraRenbundesamtes als
nachgeordnete Behorde des BMDV.

Nach § 9 Abs. 3 FStrG kann die Zustimmung nach § 9 Abs. 2 FStrG nur versagt oder mit Bedingungen
und Auflagen erteilt werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der
Ausbauabsichten oder der StraRenbaugestaltung notig ist. Der Vorhabentrdger hat mithin einen
Anspruch auf Erteilung der erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, sofern die
Voraussetzungen des § 9 Abs. 2 i.V.m. § 9 Abs. 3 FStrG nicht vorliegen, da das Zustimmungserfordernis
als praventives Verbot mit Erlaubnisvorbehalt zu qualifizieren ist.**®

Der bundesfernstrallenrechtliche Regelungsrahmen greift bereits flir den Fall ein, dass die
Abstandsflache von den Rotoren Uberstrichen wird. Bei der Messung der Entfernung kommt es damit
maligeblich auf die minimale Entfernung des Rotorblattes zum nachsten duReren Fahrbahnrand an.

Es kommt nach den Erfahrungen unserer Mitglieder grundsatzlich zur Verweigerung der Zustimmung.
Durch das FernstralBenbundesamt werden daflir zahlreiche ,Grinde” angeflhrt, darunter: der
Uberraschungseffekt von 200 Meter groBen WEA, die fir den Autofahrer plétzlich auftauchen, die
optische Beeintrdachtigung durch Schlagschatten oder durch Alleeeffekte. Einige dieser Prifkriterien

wurden bereits gerichtlich verworfen.3

Daneben gibt es Prifkriterien, die tatsdchlich relevant fir eine Gefdahrdungsbeurteilung durch das
Fernstralenbundesamt entlang Bundesautobahnen sind. Dazu gehort der mogliche Eisabwurf an
Anlagen sowie die Gefdhrdung durch Rotorblattbruch. Allerdings hat sich in der Vergangenheit

135 BVerwG, Urteil vom 28. Mai 1963 — | C 247/58, NJW 1963, 2088, 2089.
136 VG Frankfurt (Oder), Urteil vom 19. Juni 2019 — 5 K 1030/18 —, juris.
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gezeigt, dass durch das FernstraBenbundesamt ein Vermeidungsgrad angelegt wird, der einem
Nullrisiko gleichkommt und damit jeden Ausbau von Windenergie in der Nahe von
Bundesautobahnen unmaoglich macht. Die sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeiten fir bestimmte
Havariefdlle werden vom Fernstrallenbundesamt vollig ignoriert. Allein durch die Nutzung eines
Kraftfahrzeuges auf einer Bundesautobahn besteht fir die personliche Unversehrtheit ein Risiko,
welches deutlich groRRer als null ist. Die Gefahrdung zum Beispiel durch einen Turmbruch einer WEA
liegt dabei im Promillebereich. Die Anlagen sind so sicher, dass das Risiko flr eine einzelne Anlage bei
einem Bruch in 16.667 Jahren liegt. Zur Beurteilung des Gefahrdungsrisikos kommt in der weiteren
Betrachtung das moglich auftreffen auf einen Verkehrsweg, bei dem zum selben Zeitpunkt ein Fahrzeug
sein muss. Das bedeutet, das im Schnitt ca. alle 10 Mio. bis 100 Mio. Jahre ein Meter der betroffenen
StralRe durch ein Bruchstlck getroffen wird. Damit besteht praktisch kein erhéhtes Risiko. Dennoch
mussen fur jedes Projekt entsprechende Gutachten vorgelegt werden. Das Risiko ist nicht null, es liegt
aber weit unter dem Grundrisiko als Verkehrsteilnehmer auf einer Bundesautobahn.

Der BWE hat daher bereits im September 2022 ein umfassendes Positionspapier ,,Mindestabstdnde von
Windenergieanlagen zu BundesfernstraBen reduzieren” erstellt.®” Hier finden sich weitergehende
Ausfihrungen zur Gefahrentscheidung im Einzelfall anhand der konkreten Umstande; zur Klarung der
Frage eines nicht vorhandenen Ablenkungspotenzials von WEA und wie Nebenbestimmungen zum
Entgegenwirken etwaiger Gefahren ausreichend sind

Um den zwei Komplexen der einerseits Uberbordenden Anzahl an Prufkriterien und der anderseits
tatsachlich sinnvollen Prifkriterien und den Erfordernissen des Ausbaus der Windenergie an Land
Rechnung zu tragen, hat der BWE den vorliegenden Vorschlag erarbeitet. Ziel ist die Vereinbarkeit der
Windenergie mit den Sicherheitsanforderungen der Verkehrsteilnehmer.

6.1 Abstandsvorgaben der Anbauverbotszonen als Maximalwert
festschreiben

Zum einen bedarf es der Klarstellung, dass die Abstande der absoluten Anbauverbotszone als
Maximalwert bei der Planung und Genehmigung anzusehen sind.
Konkret: § 9 Abs. 1 FStrG wird wie folgt erganzt (neuer Text fett):

(1) Ldngs der Bundesfernstraf3en diirfen nicht errichtet werden

1.

Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 40 Meter bei Bundesautobahnen und bis zu 20
Meter bei Bundesstrafsen aufserhalb der zur ErschliefSung der anliegenden Grundstiicke
bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten, jeweils gemessen vom duferen Rand der befestigten
Fahrbahn,

2.

[..]

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend fiir Aufschiittungen oder Abgrabungen gréfseren Umfangs. Satz 1
Nummer 1 gilt nicht fiir technische Einrichtungen, die fiir das Erbringen von O&ffentlich

137 BWE (2022): Positionspapier Mindestabstande von Windenergieanlagen zu BundesfernstraBen reduzieren — LINK.
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zugdnglichen Telekommunikationsdiensten erforderlich sind. Weitergehende bundes- oder
landesrechtliche Vorschriften bleiben unbertiihrt. Die Entfernungen des Satz 1 Nr. 1 sind bei der
Ausweisung von Fléichen fiir Windenergieanlagen in Raumordnungs- oder Bauleitplénen und
in Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen nach BImSchG Héchstwerte. Satz 4 gilt
nicht fiir Windenergieanlagen.

In einer Ubergangsvorschrift ist zu regeln, dass Abstandsregelungen in bestehenden Plinen und
landesrechtlichen Vorschriften, die iiber die gesetzlichen Abstandsforderungen hinausgehen,
insoweit unwirksam sind.

6.2 Streichung der Anbaubeschrankungszone fiir Windenergieanlagen

Um die Praxis der Versagung der Zustimmung der zustdndigen StralRenbaubehorde oder der
Genehmigung mit dem Argument des fehlenden Abstandes zu Bundesstrafien effektiv zu beenden, ist
die Anbaubeschrinkungszone fiir WEA vollstandig zu streichen. Das Potenzial dieser vorbelasteten
Standorte gilt es fir die Windenergie zu nutzen. Eine Ersetzungsbefugnis der Genehmigungsbehorde
fUr die rechtswidrig verweigerte Zustimmung nach § 9 Abs. 2 und Abs. 3 FStrG ist somit nicht notwendig.

Konkret: § 9 FStrG wird durch folgenden Abs. 3b ergdnzt (neuer Text fett):

(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf nur versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt
werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten
oder der Strafienbaugestaltung nétig ist.

(3a) Die Belange nach Absatz 3 sind auch bei Erteilung von Baugenehmigungen innerhalb der
zur ErschlieSung der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten von
Bundesstrafsen zu beachten.

(3b) Absatz 2 gilt nicht fiir die Errichtung von Windenergieanlagen.

Auch hierist in einer Ubergangsvorschrift ist zu regeln, dass Abstandsregelungen in bestehenden Plénen
und landesrechtlichen Vorschriften, die Uber die gesetzlichen Abstandsforderungen hinausgehen,
insoweit unwirksam sind.

Der BWE regt zudem an, in allen LandesstraBengesetzen und bei entsprechender Satzung der
Gemeinde auch fiir Gemeindestraflen entsprechende Regelungen vorzusehen.

6.3 Zumindest Streichung des Zustimmungserfordernis/Eingrenzung des
Priifumfangs

Sollte die Streichung der Anbaubeschrdankungszone nicht durchsetzbar sein, sollte zumindest geregelt
werden, dass es keiner gesonderten Zustimmung der zustandigen StraRenbaubehdrde bedarf, wenn
die MastfuBmitte einer Windenergieanlage mehr als 100 Meter vom Fahrbahnrand entfernt liegt,
auch wenn die Rotoren in die Anbaubeschriankungszone hineinreichen. AuBerdem ist es
erforderlich, verbindliche Anforderungen an den Priifumfang des Risikos zu normieren, wenn die
MastfulBmitte auBerhalb der sog. Anbaubeschrankungszone liegt, aber die Rotorbladtter in die
Anbaubeschrdnkungszone nach § 9 Abs. 2 S. 1 FStrG hineinragen und daher von der zustandigen
Genehmigungsbehdrde — zwar keine Zustimmung mehr — aber eine Stellungnahme der zustdandigen
Behorde (obersten Landesstrallenbaubehérde oder FernstralRenbundesamt) eingeholt wird.
Dies ist —nach den Erfahrungen unserer Mitglieder, wie eingangs beschrieben — zwingend erforderlich,
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da das Fernstrallenbundesamt andernfalls einen endlosen Katalog mit zu prifenden Unterlagen und
Fakten anfordert und auch immer wieder Nachforderungen stellt.

In der Zwischenzeit und bis zur Umsetzung der gemachten Lésungsvorschlage muss das BMDV, in
dessen Geschiaftsbereich das FernstraBenbundesamt fillt, hier fiir eine verniinftige und dem
tatsdchlichen Risko angemessene Beurteilung durch das FernstraBenbundesamt Sorge tragen.

Um die zustandigen Behorden zu entlasten, ist mit einem neuen § 9 Abs. 2 S. 3 FStrG klarzustellen, dass
es keiner gesonderten Zustimmung der zustandigen StraRenbaubehérde bedarf, wenn die
MastfuBmitte einer Windenergieanlage mehr als 100 Meter vom Fahrbahnrand entfernt liegt.

Konkret: § 9 FStrG wird durch folgenden Abs. 2 S. 3 erganzt (neuer Text fett):

(2) Im Ubrigen bediirfen Baugenehmigungen oder nach anderen Vorschriften notwendige
Genehmigungen  der  Zustimmung der obersten  LandesstrafSenbaubehérde, an
Bundesfernstrafsen, soweit dem Bund die Verwaltung einer Bundesfernstrafse zusteht, der
Zustimmung des Fernstrafsen-Bundesamtes, wenn

1.[.]

2. [..]

Die Zustimmungsbediirftigkeit nach Satz 1 gilt entsprechend fiir bauliche Anlagen, die nach
Landesrecht anzeigepflichtig sind. Die Zustimmungsbediirftigkeit nach Satz 1 gilt nicht fiir die
Errichtung von Windenergieanlagen, bei denen die Mastfuf3mitte mehr als 100 Meter von
einer Bundeautobahn oder 40 Meter von einer Bundesstrafie aufSerhalb der zur ErschliefSung
der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten entfernt ist, gemessen
vom duferen Rand der befestigten Fahrbahn. \Weitergehende bundes- oder landesrechtliche
Vorschriften bleiben unbertihrt.

Es sollten ferner verbindliche Anforderungen an die Priifung der Beeintrachtigung der Leichtigkeit
des StraBenverkehrs durch Windenergieanlagen normiert werden, wenn die Mastfullmitte aufRerhalb
der sog. Anbaubeschrankungszone liegt, aber die Rotorblatter in die Anbaubeschrankungszone nach § 9
Abs. 2 S. 1 FStrG hineinragen.

Konkret: § 9 FStrG wird durch folgenden Abs. 3b ergédnzt (neuer Text fett):

(3) Die Zustimmung nach Absatz 2 darf nur versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt
werden, soweit dies wegen der Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten
oder der Strafienbaugestaltung nétig ist.

(3a) Die Belange nach Absatz 3 sind auch bei Erteilung von Baugenehmigungen innerhalb der
zur Erschliefung der anliegenden Grundstiicke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrten von
Bundesstrallen zu beachten.

(3b) Sofern der auf die Geldndeoberflédche projizierte Rotorbereich von Windenergieanlagen
weniger als 100 Meter von dem Fahrbahnrand einer Bundesfernstrafie entfernt ist, gemessen
vom dufleren Rand der befestigten Fahrbahn, sind die Belange der Sicherheit und der
Leichtigkeit des Verkehrs nach Absatz 3 hinreichend beachtet, ohne dass es insofern weiterer
Bedingungen und Auflagen nach Absatz 3 bedarf, wenn die Windenergieanlage

1. so errichtet wird, dass der senkrecht auf die Geldndeoberfliche projizierte Rotor-
raum mindestens 40 Meter von Bundesautobahnen und mindestens 20 Meter von
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Bundesstrafien entfernt ist, gemessen vom duferen Rand der befestigten Fahr-bahn,
wodurch eine optische Beeintrichtigung bei der Benutzung ausgeschlossen ist,

2. mit technischen Einrichtungen zur Verhinderung von Eisansatz oder mit
Abschaltsensoren bei Eisansatz ausgestattet wird, um Eiswurf auf die Fahrbahn zu
verhindern,

3. nicht mit riickstrahlenden Werkstoffen und Farbbeschichtungen versehen wird, um

eine Blendwirkung auf die Verkehrsteilnehmer auszuschliefen, und ohne
Werbeaufschriften oder anderweitige Werbeanlagen errichtet wird,

4. mit einem Condition-Monitoring-System zur laufenden Uberwachung der
Betriebsbedingungen ausgestattet wird, womit bei gefiihrdenden Anderungen die
Anlage automatisch abgeschaltet wird, und

5. wdhrend der Betriebsphase regelmdifiig fachkundigen Priifungen und Wartungen
unterzogen wird, mit denen die Sicherheitseinrichtungen, die
libertragungstechnischen Teile und die Rotorbldtter auf ihre Funktionstiichtigkeit bei
Betrieb und Stillstand iiberpriift werden.

6.3.1 ErschlieBungszuwegung ausreichend sichern

Um aullerdem eine ErschlieRung der WEA (ber eine Zuwegung ausreichend zu sichern, empfiehlt der
BWE zudem, bauliche Anlagen erneuerbare Energien aus dem Verbot des § 9 Abs. 1 Nr. 2 FStrG
auszunehmen.

Konkret: § 9 Abs. 1 Nr. 2 FStrG wird wie folgt gedndert (neuer Text fett):
(1) Ldngs der Bundesfernstrafsen diirfen nicht errichtet werden

1.

[..]
2.

bauliche Anlagen, die aulRerhalb der zur ErschlieBung der anliegenden Grundstlicke bestimmten
Teile der Ortsdurchfahrten Uber Zufahrten oder Zugénge an BundesstralRen unmittelbar oder
mittelbar angeschlossen werden sollen.

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend fiir Aufschiittungen oder Abgrabungen gréfseren Umfangs. Satz 1
Nummer 1 gilt nicht fiir technische Einrichtungen, die fiir das Erbringen von O&ffentlich
zugdnglichen Telekommunikationsdiensten erforderlich sind. Satz 1 Nr. 2 gilt nicht fiir bauliche
Anlagen erneuerbarer Energien, sofern diese baulichen Anlagen iiber eine bereits
bestehende Zufahrt oder Zugang unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen.
Sofern bauliche Anlagen der erneuerbaren Energien iiber neu zu errichtende Zufahrten und
Zugdinge unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen gilt Satz 1 Nr. 2 nur, wenn
dieser Neuerrichtung, auch unter Beriicksichtigung der Beifiigung von Bedingungen und
Auflagen, Griinde der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs entgegenstehen.
Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberiihrt. Die Entfernungen
des Satz 1 Nr. 1 sind bei der Ausweisung von Fldchen fiir Windenergieanlagen in Raumordnungs-
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oder Bauleitpldnen und in Genehmigungsverfahren von Windenergieanlagen nach BImSchG
Héchstwerte. Satz 6 gilt nicht flir Windenergieanlagen.

7 Belange des DWD und des Luftverkehrs angemessen
beriicksichtigen

Mit der Novelle des EEG und der Einfihrung der besonderen Bedeutung der erneuerbaren Energien in
§ 2 EEG mussen die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzufihrenden
Schutzglterabwdgungen eingebracht werden, bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu
treibhausgasneutral ist. Erneuerbaren Energien ist damit im Rahmen von Abwagungsentscheidungen
u. a. auch gegeniiber Radaranlagen und seismologischen Stationen Vorrang zu gewahren, der nur in
Ausnahmefillen liberwunden werden darf.'*

Damit sich der Abwagungsvorrang dergestalt auswirken kann, ist ein entsprechendes ,Einfallstor” im
jeweiligen Fachrecht notwendig. Derartige Einfallstore konnen sein: Alle Entscheidungen mit
Ermessensspielraum  (,Kann-Entscheidungen”), mit  Beurteilungsspielraum (z.B.  Auslegung
unbestimmter Rechtsbegriffe), bei VerhaltnismaRigkeitserwagungen und dort, wo ein o6ffentliches
Interesse berlcksichtigt werden muss — unter anderem also im Rahmen der Abwi&gung der
Planaufstellung, bei Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und bei behdrdlichen
Genehmigungen.

Von diesem Abwagungsvorrang ausgenommen sind explizit nur Belange der unmittelbaren Sicherheit
der Landes- und Blndnisverteidigung.

7.1 Wetterradare: Priifbereiche umgehend reduzieren

Vorbemerkung: Der DWD hat in einer Pressemitteilung vom 10. Mdrz 2023"° den Verzicht auf
Beteiligung in Genehmigungsverfahren von WEA im Bereich von 5 bis 15 Kilometern fiir 2024
angekiindigt. Die genaue Umsetzung ist noch unklar. Im Mafsnahmenpapier des DWD war die
Zustimmung zu WEA-Standorten im Bereich von 5 bis 15 Kilometern noch an Bedingungen geknlipft, die
laut Pressemitteilung des DWD nun gdnzlich entfallen. Der DWD sollte jetzt schon gegeniiber den
Behérden klarstellend mitteilen, dass er kiinftig auf eine Anhérung verzichtet, wenn der Standort weiter
als 5 Kilometer entfernt ist. Bis die genaue Ausgestaltung der Umsetzung durch den DWD bekannt ist,
bleiben die Forderungen des BWE bestehen.

Der DWD kann als , Trager offentlicher Belange” (TOB) in Genehmigungsverfahren fiir WEA weitflachig
eigene Belange vorbringen. Im 15 Kilometerradius um alle 17 vom DWD in Deutschland betriebenen
Wetterradare  haben  Projektentwickler*innen  dadurch  regelmdRig  mit  zusatzlichem
Genehmigungsaufwand zu rechnen. Der BWE fordert, die Priifbereiche um Wetterradare auf maximal
5 Kilometer zu reduzieren. Im Bereich von 5 bis 15 Kilometer um Wetterradare konnte der DWD bislang
keine maRgebliche Einschrankung seiner Aufgabenwahrnehmung sowie in der Erstellung seiner

138 Gesetzesbegriindung zu § 2 EEG, BT-Drucksache 20/1630, S. 159 - LINK. Entgegenstehende Interessen kénnen im
Ausnahmefall nur Gberwiegen, wenn sie mit einem dem Artikel 20a GG vergleichbaren verfassungsrechtlichen Rang
gesetzlich verankert bzw. gesetzlich geschitzt sind oder einen gleichwertigen Rang besitzen.

139 pressemitteilung des Deutschen Wetterdienst vom 10. Méarz 2023 - LINK.
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Produkte und Vorhersagen nachweisen. Dies bestatigten zahlreiche Urteile hochstrichterlicher
Rechtsprechung.*®

Nach der Rechtsprechung fallen Radaranlagen des DWD unter den speziellen 6ffentlichen Belang des
§ 35 Abs. 3 S. 1 Nr. 8 BauGB (Stérung der Funktionsfdhigkeit von Radaranlagen).’*! Dieser spezielle
offentliche Belang muss im Lichte des § 2 EEG zwingend neu betrachtet werden und im BauGB
prazisiert werden.'*? Durch die Festlegung des Rechtsbegriffs der Beeintrachtigung offentlicher
Belange im Hinblick auf Wetterradare ldsst sich die hierzu entwickelte Rechtsprechung im BauGB
festigen und das Hemmnis Wetterradar entsprechend des Regierungsziels aus dem Koalitionsvertrag'®?
umsetzen.

Konkret: § 249 BauGB wird um folgenden neuen Absatz 4 erganzt:

(4) Eine Stérung der Funktionsféihigkeit von Wetterradaranlagen durch Windenergieanlagen im
Sinne von § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 BauGB liegt dann nicht vor, wenn der Abstand zwischen
Wetterradaranlage und Windenergieanlage mehr als 5 Kilometer betréigt; ist der Abstand
geringer, so ist eine Einzelfallpriifung durchzufiihren.

7.2 Vorschlage zur Vereinbarkeit von Flugsicherheit und mehr
Windenergie

Die Bundesregierung hat sich darauf geeinigt, mehr Flachen flr die Nutzung der Windenergie zur
Verfligung zu stellen und dies unter anderem in der verbindlichen Festlegung des 2-Prozent-

Mindestflachenziels'#*

festgeschrieben. Die lange Uberfélligen MalBnahmen zum Abbau von
Flachennutzungskonflikten bei Drehfunkfeuern haben ein enormes Genehmigungspotenzial entfesselt.
Losungsoptionen sollten aber auch ihren Weg in die Fachgesetze wie das LuftVG finden und so zum

Erreichen der Ausbauziele der Windenergie beitragen. Der BWE macht daher folgende Vorschlage:

7.2.1 Festlegung von Flugrouten

Im Bereich des Luftverkehrs und insbesondere in den Vorgaben zur Bestimmung von Flugrouten aus
dem LuftVG und der LuftVO findet § 2 EEG keine Berlcksichtigung, weil die Regelungen keiner
entsprechenden Abwigung zuganglich sind.** Das hat zur Folge, dass der Ausbau der erneuerbaren

140 V/gl. BVerwG, Beschluss vom 16. Mai 2018, 2 B 12/18, Rn. 9; Beschluss vom 3. Februar 2010, 2 B 73/09, Rn. 9 m.w.N;, OVG
NRW, Beschluss vom 30. Juni 2020, 1 A 227/18, Rn. 10 — Juris.

141 OVG Munster - 8 A 2378/15; VGH Miinchen - 22 B 14.1263 in der Sache bestatigt durch BVerwG - 4 C 6.15; OVG Koblenz -
8 A 10535/15 bestatigt durch BVerwG - 4 C 2.16.

142 yg|. auch die die Gesetzesbegriindung zu §2 S.2 EEG 2023, nach welcher erneuerbare Energien im Rahmen von
Abwagungsentscheidungen u.a. gegeniiber Radaranlagen grundsatzlich als vorrangiger Belang in die Schutzglterabwagung
eingebracht werden missen, BT-Drucksache 20/1630, S. 159, LINK.

143 MEHR FORTSCHRITT WAGEN, Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 57, LINK: ,,Wir wollen die Absténde zu Drehfunkfeuern und
Wetterradaren kurzfristig reduzieren.”

144§ 3i.V.m. Anl. 1 Windenergieflaichenbedarfsgesetz.

145 Zwar strahlt die Wirkung des § 2 EEG 2023 unmittelbar in alle Fachgesetze, vgl. Gesetzesbegriindung zu § 2 EEG, BT-
Drucksache 20/1630, S. 159 ,Die erneuerbaren Energien miissen daher nach § 2 S. 2 EEG 2021 bis zum Erreichen der
Treibhausgasneutralitét als vorrangiger Belang in die Schutzgiiterabwdgung eingebracht werden. Konkret sollen die
erneuerbaren Energien damit im Rahmen von Abwdgungsentscheidungen u.a. gegeniiber seismologischen Stationen,
Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-,
Bau- oder StrafSenrecht nur in Ausnahmefdllen iberwunden werden.“ — LINK. Jedoch haben wir aus der Praxis bereits
anderslautende Ansichten von Behorden vernommen. Auf eine gerichtliche Klarstellung kdnnen wir nicht warten. Die
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Energien bei der Festlegung von Flugrouten, wenn Uberhaupt, einen allenfalls untergeordneten Belang
darstellt.

Flugrouten werden von der Deutschen Flugsicherung (DFS) fachlich geplant und vom Bundesamt fur
Flugsicherung (BAF) als Rechtsverordnung erlassen (vgl. §§ 32 Abs. 4 Nr. 8, Abs. 4c LuftVG, § 33 Abs. 2
LuftVO). Die fachliche Planung bestimmt sich mafRgeblich nach den Regeln, die die internationale
Zivilluftfahrtorganisation (ICAQ) fir den Luftverkehr definiert hat; bei der Festlegung von Flugrouten
spielt neben der Flugsicherheit der Schutz der Bevélkerung vor Fluglarm eine entscheidende Rolle (vgl.
§§ 29, 29b Abs. 2 LuftVG). Eine Anderung bestehender Flugrouten kann deshalb nur unter sehr
eingeschrankten Voraussetzungen gefordert werden. Es genligt nach derzeitiger Gesetzeslage und
Verwaltungspraxis der DFS und des BAF nicht, dass eine gednderte Flugroute den Ausbau erneuerbaren
Energien ermoglicht; selbst dann nicht, wenn die gednderte Flugroute die Sicherheit des Luftverkehrs
und den Schutz der Bevolkerung vor Fluglarm in vergleichbarem Umfang wie die bisherige Flugroute
sicherstellt.

Damit werden insbesondere jedoch die Errichtung und der Betrieb von Windenergieanlagen auf
unabsehbare Zeit ausgebremst; ein Umstand, der mit Blick auf die duRerst ambitionierten Ziele zum
Ausbau der Erneuerbaren dringend einer gesetzgeberischen Korrektur bedarf.

Das LuftVG sollte um eine Regelung erganzt werden, mit der entsprechend § 2 EEG im Hinblick auf die
Abwdagung zur Festlegung von Flugrouten klargestellt wird, dass die Errichtung und der Betrieb von
Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien im Uberragenden 6ffentlichen Interesse liegt
und der offentlichen Sicherheit dient und entsprechend berlcksichtigt werden muss.

Konkret: § 29b Abs. 2 LuftVG wird um folgenden Satz 2 erganzt:

,Sie [Anmerkung: die Luftfahrtbehérden und die Flugsicherungsorganisation] haben zu
beriicksichtigen, dass Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien sowie den dazugehérigen Nebenanlagen im iiberragenden
offentlichen Interesse liegt und der 6ffentlichen Sicherheit dient.'*°

7.2.2 Abwagungsvorrang fiir erneuerbare Energien § 1 LuftvVG

Alternativ konnte § 1 LuftVG um einen Abwdagungsvorrang fir erneuerbare Energien erganzt werden.

Gesetzgebung hat jetzt die Moglichkeit, klarstellende Regelungen in samtlichen Fachgesetzen aufzunehmen, um nicht dem
Argument einer ,,Entwertung” des § 2 EEG bei Aufnahme in nur einzelnen Gesetzen weiter Raum zu geben. Die Gesetzgebung
sollte bei Ubertragung in die Fachgesetze in jedem Fall auch klarstellen, dass weiter von einer umfassenden Geltung es § 2
EEG auszugehen ist.

146 Die Regelungen des LuftVG sehen bislang vor, dass bei der Bestimmung von Flugrouten insbesondere die Belange der
Flugsicherheit und des Schutzes der Bevolkerung vor Fluglarm zu berticksichtigen sind. Das schlieRt zwar die Berlicksichtigung
weitere Belange nicht aus; ihnen kommt jedoch derzeit bei der Abwagung zur Bestimmung von Flugrouten ein
untergeordnetes Gewicht zu. Insbesondere ist es nach gegenwartiger Verwaltungspraxis nicht moglich, dass Flugrouten aus
Grinden des Klimaschutzes gedndert werden; selbst dann nicht, wenn die gednderte Flugroute keine relevante
Verschlechterung der Flugsicherheit und des Larmschutzes fir die Bevolkerung zur Folge hat. Mit der Ergdanzung des Satzes 2
in § 29b Abs. 2 LuftVG wird sichergestellt, dass der Ausbau der erneuerbaren Energien bei der Abwagung zur Festlegung von
Flugrouten mit dem ihm zukommenden Gewicht beriicksichtigt werden muss. Flugrouten kdnnen und sollten daher gedandert
werden, wenn hierdurch die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien,
insbesondere von Windenergieanlagen erméglicht wird und keine relevante Verschlechterung in Bezug auf die Flugsicherheit
und den Schutz der Bevolkerung vor Larm zu besorgen ist.
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Konkret: Es wird folgender Absatz 3 in § 1 LuftVG neu eingeflgt:

(3) Bei Konflikten zwischen Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien in Sinne des EEG
und den Schutzgiitern dieses Gesetzes ist im Zweifel zugunsten des Ausbaus erneuerbarer
Energien zu entscheiden. Ein Abwdgungsvorrang ist bei gebundenen Entscheidungen der
Luftfahrtbehérden und Fachbehérden im Rahmen des Verhdltnismdfigkeitsgrundsatzes zu
beriicksichtigen. Wiirde ein Vorrang der Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien nach
Satz 1 zu einer Gefahr fiir den Luftverkehr fiihren, ist durch Anpassung oder Verlegung von
Flugverfahren die Sicherheit des Luftverkehrs herzustellen.

Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung erneuerbaren Energien liegen im
Uberragenden offentlichen Interesse und dienen der 6ffentlichen Sicherheit. Einsparpotenziale des
Energieverbrauchs im Luftverkehr sind derzeit kaum zu erreichen. Darum soll zumindest der Luftverkehr
wann immer moglich so ausgestaltet werden, dass der Ausbau erneuerbarer Energien ermoglicht wird.
Der neue Absatz 3 stellt dies fur das LuftVG und alle ihm nachgeordneten Regelwerke klar und stellt
eine fachgesetzliche Fortfihrung des § 2 EEG dar.

7.2.3 Konflikt Windenergie und Flugsicherung durch Anpassung des § 18a LuftVG
entschérfen

Der Konflikt zwischen Windenergievorhaben und Flugsicherungseinrichtungen lieSe sich durch folgende
Vorschlage weitgehend entscharfen:

7.2.3.1 Konkretisierung der Anlagenschutzbereiche

§ 18a LuftVG sollte durch Einfigung eines neuen Absatzes um eine Konkretisierung der
Anlagenschutzbereiche erganzt werden. Gleichzeitig ist klarzustellen, dass Einzelfallprifungen stets
moglich bleiben. Die Ergdnzung um einen § 18a Abs. 1b Satz 3 soll sicherstellen, dass die vom BMWK
und BMDV angekiindigten MaRnahmen zum Abbau und zur Umrustung von Drehfunkfeuern bis Ende

2025 gewéhrleistet werden und schafft gleichzeitig Rechtssicherheit.'*’

Konkret: es wird folgender Absatz 1b in § 18a LuftVG eingeflgt:

(1b) Stérungen einer der Flugsicherung dienenden Funknavigationsanlage durch eine
Windenergieanlage sind nicht zu erwarten, wenn zwischen beiden Anlagen ein Abstand von
mehr als 10 Kilometern besteht; handelt es sich bei der Funknavigationsanlage um ein
Doppler-Drehfunkfeuer, sind Stérungen nicht zu erwarten, wenn zwischen beiden Anlagen
ein Abstand von mehr als 7 Kilometern besteht. Innerhalb der genannten Abstdinde ist stets
eine Einzelfallpriifung durchzufiihren. Fiir konventionelle Drehfunkfeuer, die bis zum
01.01.2026 nicht abgebaut oder durch ein Doppler-Drehfunkfeuer ersetzt worden sind,
gelten die Bewertungskriterien fiir Doppler-Drehfunkfeuer gemdifs Absatz 1b Satz 1.

7.2.3.2 Anderung des in § 18a Abs. 1 S. 1 LuftVG geforderten StorungsmaRstabs

§ 18a Abs. 1 S. 1 LuftVG sollte wieder dem frilheren Wortlaut entsprechend angepasst und das Wort
kénnen gestrichen werden (Streichung im Wortlaut fett):

147 BMWK/BMDV, MaRnahmenpapier vom 5. April 2022, S. 3 f.
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Bauwerke diirfen nicht errichtet werden, wenn dadurch Flugsicherungseinrichtungen gestért
werden kénnen.

Wahrend der damalige Wortlaut noch Gewissheit Uber eine Stérung forderte, reicht seit der
Gesetzesanderung bereits die Moglichkeit einer solchen aus. Das begriindet —zumindest auf Grundlage
des Wortlauts — ein groReres Konfliktpotential mit geplanten Windenergieanlagen, da der Eintritt einer

Stérung nicht (mehr) feststehen muss.*#

7.2.3.3 Alleinige institutionalisierte Sachkompetenz der DFS aufbrechen

Das BAF trifft seine Entscheidung nach § 18a LuftVG nicht allein, sondern auf Grundlage einer
gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation (hier: DFS). Diese Stellungnahme ist fir
das BAF zwar nicht bindend, ihr kommt jedoch ein schwer widerlegbares fachliches Gewicht zu.*° Die
DFS bestimmt daher faktisch alleinstehend, wann die Voraussetzungen des § 18a Abs. 1 S. 1 LuftVG
gegeben sind. Die Rechtsprechung ldsst zwar grundsatzlich den Ruckgriff auf andere, im
wissenschaftlichen Diskurs vertretene Positionen zu, sofern diese nicht durch wissenschaftliche
Gegenpositionen in ihren Grundannahmen, ihrer Methodik und ihren Schlussfolgerungen jedenfalls
substanziell in Frage gestellt werden.*® Durch die gesetzlich vorgezeichnete, alleinige Befassung von
DFS (und BAF) mit diesen Fragen, in Verbindung mit der Bestatigung deren Vorgehensweise durch die
Gerichte, kommt praktisch jedoch nur die Vorgehensweise der DFS zum Tragen.*>!

Die Durchfihrung der gutachtlichen Stellungnahme sollte nicht lediglich der DFS als
Flugsicherungsorganisation zugewiesen werden, sondern ist auch gegenlber anderen Stellen
zumindest grundsatzlich zu 6ffnen. Etwaige Hindernisse aus hdherrangigem Recht sind hierbei nicht
ersichtlich.

Konkret: § 18a Abs. 1 Satz 2 LuftVG sollte hierzu etwa wie folgt erweitert werden (neuer Text fett):

,Das Bundesaufsichtsamt fiir Flugsicherung entscheidet auf der Grundlage einer gutachtlichen
Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation oder eines Gutachtens eines geeigneten
Sachverstdindigen, ob durch die Errichtung der Bauwerke Flugsicherungseinrichtungen gestért
werden kénnen.”

Um das BAF bei Vorliegen eines geeigneten Gutachtens durch den Bauherrn auch daran zu binden, sollte
§ 18a Abs. 1 S. 2 LuftVG auch hierzu eine Regelung enthalten.

Konkret: § 18a Abs. 1 S. 2 LuftVG wird um folgenden neuen Satz 3 erganzt:

Legt der Bauherr ein Gutachten eines geeigneten Sachverstdindigen vor, entscheidet das
Bundesaufsichtsamt fiir Flugsicherung auf Grundlage dieses Gutachtens.

148 Maximilian Schmidt, Abbau von luftverkehrsrechtlichen Hemmnissen beim Windenergieausbau — Gesetzgeberische
Handlungsmaoglichkeiten bei der Stérung von Flugsicherungseinrichtungen nach § 18a LuftVG, Wirzburger Berichte zum
Umweltenergierecht Nr. 51 vom 28. Oktober 2020, S. 12 mwN.

149 Meyer/Wysk in: Grabherr/Reidt/Wysk, Luftverkehrsgesetz, 17. EL 2013, § 18a Rn. 34.

150 BVerwG, Urt. v. 07.04.2016 — 4 C 1/15, juris Rn. 23; VGH Kassel, Urt. v. 11.10.2018 — 9 A 867/15, juris Rn. 49; vgl.
Meyer/Wysk in: Grabherr/Reidt/Wysk, LuftVG, 17. EL 2013, § 18a Rn. 11.

151 Maximilian Schmidt, aa0, S. 20 ff.
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7.2.3.4 Einfiihrung einer Anhorungs- und Begriindungspflicht

Die Genehmigungsbehorde ist an die verwaltungsinterne Entscheidung des BAF Uber die
Stoérungswirkung gebunden. Die Entscheidung des BAF hat somit eine besondere Qualitdt und
Bedeutung fur den Bauherren, da sie letztverbindlich das Vorliegen einer Stérung beurteilt und somit
auch den Eintritt des materiellen Bauverbots bestimmt. Man sollte daher dem Bauherrn vor
Entscheidung des BAF Gelegenheit zur AuRerung geben (Anhorung) und dem BAF aufgeben, seine
Entscheidung zu begriinden.' Beides ist ohne ausdriickliche Regelung nicht erforderlich, da es sich bei
der Entscheidung des BAF um ein bloRes Verwaltungsinternum und nicht etwa um einen
Verwaltungsakt handelt. Bei Erlass eines Verwaltungsaktes wirden grundsatzlich § 28 (Anhérung) und
§ 39 Verwaltungsverfahrensgesetz (Begriindung) greifen.

7.2.4 Anderung des § 4 Abs. 5 Satz 1 FSAV

Die Verordnung Uber die Flugsicherungsausristung der Luftfahrzeuge (FSAV), die die notwendige
Ausstattung von Luftfahrzeugen regelt, sollte wie folgt gedndert werden:

Konkret: § 4 Abs. 5 S. 1 FSAV wird wie folgt neu gefasst:

Neu zuzulassende Luftfahrzeuge miissen fiir Fliige nach Sichtflugregeln in allen Luftréumen
mit einem Sekunddrradar-Antwortgerdt (Transponder) ausgeriistet sein. Bereits zugelassene
Luftfahrzeuge miissen spditestens ein Jahr nach dem letzten Lufttiichtigkeitsnachweis mit
einem Transponder ausgeriistet sein.

Die Nutzung von Transpondern in allen Luftfahrzeugen erhoht die Sicherheit des Luftverkehrs enorm,
indem die Identifikation von Luftfahrzeugen fiir die Flugsicherung stark vereinfacht wird. Kollisionen am
Himmel wird durch eine Transponderpflicht vorgebeugt. Darlber hinaus wird durch die
Transponderpflicht ausgeschlossen, dass Windenergieanlagen einen negativen Einfluss auf die
Radarfihrung haben kénnen, da Sekunddrradare nicht durch Windenergieanlagen gestort werden
kénnen. Die Relevanz des Primarradars wird so deutlich reduziert. Die Ubergangsfrist dient der
VerhaltnismaRigkeit.

Konkret: § 4 Abs. 6 FSAV wird um folgenden Satz 3 erganzt:

Jedes Luftfahrzeug soll iiber ein zertifiziertes, IFR-fdhiges GPS-System im Sinne des § 3
Absatz 1 Nr. 6 verfiigen.

Die Soll-Vorschrift dient dazu, die Ausstattung von Luftfahrzeugen mit GPS-Systemen
(Basisflachennavigationssystemen) zu beschleunigen. Diese Navigationssysteme haben sich in der Praxis
Uberwiegend durchgesetzt und sind einfacher und praziser in der Nutzung als eine VOR-
Navigationsausristung, welche nur noch in Notféllen zum Einsatz kommen sollte.

152 gl. Maximilian Schmidt, ZNER 2021, S. 34.
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8 Windenergieausbau im Einklang mit Belangen der Bundeswehr
ermoglichen

Die Ziele der Energiewende und das Erreichen der Klimaschutzziele sind vor dem Hintergrund der

153 ebenso von der Bundeswehr als staatliche Stelle zu

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
berticksichtigen. Die Bundeswehr hat sich hierzu auch bekannt®®*, denn auch sie muss mit einem
steigenden Energiebedarf rechnen, der in Zukunft nicht mehr nur aus fossilen Ressourcen gedeckt
werden kann. Klar ist, dass die Bundeswehr fir ihre Aufgaben zur Wahrung der Bindnis- und
Landesverteidigung entsprechend ausgestattet sein muss. Vom Abwdagungsvorrang in §2
EEG ausgenommen sind richtigerweise — v.a. vor dem Hintergrund des russischen Angriffskrieges —
Belange der unmittelbaren Sicherheit der Landes- und Bindnisverteidigung. Klar ist aber auch, dass die
Ausbauziele der Erneuerbaren Energien erreicht werden missen, um die Klimaschutzziele erreichen zu
kdnnen und eine unabhangige Energieversorgung sicherzustellen. Der Ausbau wird aber nur dann nicht
gebremst oder verhindert, wenn die Bundeswehr Flachen bereitstellt und Bereitschaft zeigt, an

Losungen flr Windenergievorhaben zu arbeiten.

Hubschraubertiefflugstrecken schranken die Nutzbarkeit von bereits ausgewiesenen Flachen fir die
Windenergie an Land deutlich ein und behindern die nun anstehende Ausweisung von Flachen zur

155 massiv. Die konkrete Lage der Tiefflugstrecken ist oft

Erreichung des 2- Prozent-Mindestflachenziels
noch nicht einmal den Behdrden oder Planungstragerinnen bekannt. Auch die Verlegung von Strecken
wird nicht kommuniziert. So werden z.B. Windeignungsgebiete ausgewiesen, die dann durch eine (teils
wiederbelebte) Hubschraubertiefflugstrecke nicht bebaubar sind. Gleiches gilt fir die Flugverfahren der
Bundeswehr um militérische Flugplatze. Dazu zéhlen konkret die Mindestfihrhéhen (MVA) sowie
Circling- und An- und Abflugverfahren. Geringfligige Anpassungen konnten Potentiale fir viele MW an
Windenergieleistung schaffen. Die Bundesregierung muss priifen lassen, inwieweit alle Strecken und

Verfahrensrdume den Erfordernissen zum Training der Streitkrafte in vollem Umfang dienen missen.

Ziel bei dieser Uberpriifung muss sein, die Belange der Bundeswehr besser mit dem notwendigen
Ausbau der Erneuerbaren Energien in Einklang zu bringen. Um entgegenstehende Belange fachlich
ausgewogen bewerten zu kdnnen, ist eine Ombudsperson auf Ebene des Bundesministeriums fir
Verteidigung (BMVg) einzurichten, die gezielt auf die Vereinbarkeit der Belange achtet und die
konfliktbehafteten Falle begleitet. Die Devise hierbei sollte eine sachgerechte Einzelfallbetrachtung mit
interessengerechter Abwagung sein. Die Bundeswehr muss sich von pauschalen Abstanden lossagen,
die im Ergebnis dazu fuhren, dass Windparks nicht realisiert werden kénnen. Umfrageergebnisse aus
dem Januar 2022 zeigen, dass 4.841 MW aufgrund militdrischer Luftraumnutzung blockiert sind.'*® Eine
konstruktive Zusammenarbeit zwischen Bundeswehr und Windenergie, die nach vertretbaren Losungen
sucht, ist unabdingbar.

153 Beschluss vom 24. Méarz 2021 - 1 BvR 2656/18, 1 BvR 288/20, 1 BvR 96/20, 1 BvR 78/20.

154 BMVg, Nachhaltigkeitsbericht 2022 des Bundesministeriums der Verteidigung und der Bundeswehr: Green Barracks und
erneuerbare Energien im Einsatz, S. 17 ff — LINK. Bereits unter der Vorgangerregierung: BMVg, Eckpunkte fir die Bundeswehr
der Zukunft, Nachhaltigkeit und Klimaschutz, S. 35 — LINK.

155 § 3i.V.m. Anl. 1 Windenergieflaichenbedarfsgesetz.
156 \Vg|. BWE (2022): Luftverkehr und Windenergie, S. 13 ff - LINK
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Die AG Bundeswehr und Windenergie'*, in deren Rahmen erstmals auch die Lander beteiligt werden,
ist der richtige Ansatz, dem Problem bei der nun notwendigen Flachenausweisung zur Erreichung des
2- Prozent-Mindestflachenziels zu begegnen. Es braucht aber mehr Tempo.

8.1 Ombudsperson Windenergie im BMVg installieren

Jegliche Freiraume, die Mdoglichkeiten fir mehr Windenergie schaffen, missen identifiziert, gemeinsam
besprochen und umgesetzt werden. Die Ombudsperson Windenergie im BMVg soll dieses Ziel
l6sungsorientiert unterstiitzen und sich so etwa fiir Anderungen von Flugverfahren einsetzen, wenn die
Moglichkeit hierflir gegeben ist. Bei derartigen Interessenkonflikten soll die Ombudsperson mit
entsprechender Weisung an die zustindigen Dienststellen eine Wiederaufnahme der Uberpriifung
veranlassen kénnen. Der Einsatz einer Ombudsperson Windenergie im BMVg soll als vermittelnde
Bricke zwischen den Interessen der Windenergie und der Bundeswehr dienen und Entscheidungen der
Fachabteilungen Gber Windenergieprojekte kontrollieren und in strittigen Féllen I6sungsorientierte
Kompromissentscheidungen fallen.

8.2 Hubschraubertiefflugstrecken verlegen

Windenergieanlagen sind fur den AuRenbereich privilegiert. Diese Privilegierung gilt innerhalb
ausgewiesener Windenergiegebiete uneingeschrankt.’®® Auf diesen Flichen muss der Bau von
Windenergie daher auch tatsachlich moglich sein, um den Ausbau zu gewahrleisten.

Hubschraubertiefflugstrecken miissen zugunsten der Windeignungsgebiete angepasst werden,
sofern ein Flachenkonflikt vorliegt. Im Einzelnen erforderlich ist:

1. die kleinrdumige Verlegung von Streckenabschnitten bei neuen Eignungsflachen®®,

2. die partielle Vereinbarkeit von Windenergie und Tiefflug in den
Hubschraubertiefflugkorridoren?®,

3. eine Deaktivierung von zwischenzeitlich wiederaktivierten Hubschraubertiefflugstrecken'®!,

4. die kleinflichige Anpassung von Windeignungsgebieten, sofern ein bestimmter
Streckenverlauf aufgrund topographischer Gegebenheiten zwingend notwendig ist. %2

Bei den zu erwartenden Konflikten bei Streckenverlegungen und Streckenkonzentrationen verpflichten
sich die Betreibergesellschaften in Zusammenarbeit mit den betroffenen Standortkommunen eine
Vereinbarkeit zu organisieren.

157 Die Arbeitsgruppe Bundeswehr und Windenergie wurde unter Schirmherrschaft des BMWK eingerichtet, um
entgegenstehende Belange zwischen Bundeswehr und dem Ausbau der Windenergie zu erdrtern und findet unter Teilnahme
von Vertreter*innen des BMWK und BMVg, der Bundeswehr, dem BWE, dem BDEW, Ministerien der Lander Baden-
Wirttemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfahlen und dem UBA statt.

158 \/g|. § 35 Abs. 1 Nr. 5i.V.m. § 249 Baugesetzbuch.
159 Es besteht insoweit keine UVP-Pflicht.

160 Djese ist bei Repoweringvorhaben grundsatzlich gegeben, ebenso wenn bereits Windenergieanlagen in einem raumlichen
Zusammenhang mit der Planung bestehen (Erweiterung).

161 jnsb. um den Flugplatz Celle.

162 Die Eignungsflache reduziert sich nach dem verlegten Streckenverlauf. Es bedarf weiterhin die Moglichkeit einer
Einzelfallprifung.
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8.3 Mindestfiihrh6hen/Instrumentenflugverfahren iiberpriifen und
sachgerecht anpassen

Damit moderne und leistungsfahige Windenergieanlagen in der Umgebung von Militarflugplatzen
errichtet werden koénnen, ist erneut zu priifen, ob die Mindestfiihrhéhen (MVA) grundsatzlich
angepasst werden kdnnen.'®® Dies muss umgehend geschehen, damit durch MVA belegte Flachen bei
der Ausweisung von Windeignungsgebieten zur Erreichung des 2-Prozent-Ziels positiv bertcksichtig
werden kdnnen.

AulRerdem missen Anpassungen von An- und Abflugverfahren vorgenommen werden, wenn
hierdurch  Windenergievorhaben realisiert werden koénnen. Grenzen sind dabei die
Anflugmindestbedingungen und die leichte und flUssige ,Fliegbarkeit”.

8.4 Circling-Verfahren anpassen

Im Gegensatz zur zivilen Luftfahrt halt die Bundeswehr immer noch an Circling-Verfahren® fest. Auch
bei neu erstellten Instrumentenverfahren sind sie Bestandteil. Diese Verfahrensteile sind beztglich der
Flugsicherheit ausgesprochen fragwlrdig, denn sie konnen als Instrumentenverfahren auch im
unkontrollierten Luftraum stattfinden.

Der erforderliche Hohenabstand ist sogar geringer als der Mindestabstand bei Sichtfliigen. Circling-
Verfahren haben einen Verfahrensraum von bis zu 12,82 Kilometer um den jeweiligen Aufsetzpunkt auf
der Landebahn.'® Genutzt werden diese Verfahren — wenn (berhaupt — nur ausgesprochen selten.

Bei der Prifung einer moglichen Hohenbegrenzung im Genehmigungsverfahren von WEA in Bezug auf
,Circling” sollte daher am Ende keine Hohebegrenzung fir die WEA stehen, sondern vielmehr der
Verfahrensraum des Circling-Verfahrens an die Bediirfnisse der urspriinglich geplanten WEA
angepasst werden.

Geringfligige Anpassungen in der Hohe bieten die Moglichkeit der Beibehaltung der Verfahren und
ermoglicht mehr Windenergie.

8.5 Sachgerechte Einzelfallpriifungen in Ubungsgebieten einfiihren

Bei den Vorhaben in, unterhalb oder in unmittelbarer Ndhe von Ubungsgebieten sind die ablehnenden
Bescheide héaufig nicht nachvollziehbar. Es drangt sich der Eindruck auf, dass es sich haufig um
,Vorratsentscheidungen” handelt, oder es werden Belange angefiihrt, die nicht mehr gegeben sind. Ein
Austausch mit den Verantwortlichen der Ubungsgebiete ist meistens nicht méglich. Ein regulierender
Austausch kann hier zu einer verbesserten Lésung fiihren. In Ubungsgebieten der Bundeswehr muss
eine sachgerechte Einzelfallpriifung moglich sein. Auch hier ist der Einsatz einer Ombudsperson
Windenergie sinnvoll.

163 Dje sektorale Anhebung von MVA ist in 100-FuB-Schritten festgelegt. Uberwiegend geniigt eine Anhebung von 100 FuR
(ca. 32 Metern), die fiir die Windenergie eine erhebliche Verbesserung darstellen wiirde und fiir den Flugbetrieb eine
geringfugige Einschrankung bedeutet.

164 Hierbei handelt es sich im weiteren Sinne um einen Platzrundenanflug.
165 |CAO Doc 8168 Vol.1 1-4-7-1/2.
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9 Genehmigung von WEA in Industrie- und Gewerbebieten
erleichtern

Das Errichten von WEA innerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans ist zuldssig, wenn eine
Gemeinde explizit Baugebiete fir die Windenergie als sog. sonstige Sondergebiete nach § 11 BauNVO
im Bebauungsplan festsetzen. Auch kénnen in Gewerbe- und Industriegebieten sowie den anderen
Nutzungsarten Flachen fir Windenergie gem. § 9 Abs. 1 Nr. 9 oder 12 BauGB festgesetzt werden. Als
Nebenanlagen i.S.v. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO kbnnen sie auch unabhdngig von der festgelegten
Gebietsnutzung zuldssig sein. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn sie andere Anlagen des Baugebiets
mit Elektrizitat versorgen.

WEA kénnen grundsatzlich und unter bestimmten Voraussetzungen aber auch jetzt schon innerhalb
anderer im Bebauungsplan festgesetzter Baugebiete (als Hauptanlagen) errichtet werden, in denen
urspriinglich keine Flache fiir sie vorgesehen wurde. Hierfiir kommen insbesondere Industrie- und
Gewerbegebiete sowie andere sonstige Sondergebiete nach §§ 8, 9 und 11 BauNVO infrage. Damit
diese Zulassigkeit in der Umsetzung durch die Praxis keine Ausnahme bleibt, sollten bestehende
gesetzliche Hiirden beseitigt werden.

Neben der prioritaren Flachenbereitstellung im AulRenbereich, die eine erhebliche Anlageninstallation
ermoglicht, geht es auch im Kleineren darum, jede potenzielle Flache gut nutzbar zu machen. Fir die
direkte Stromnutzung vor Ort sind neben der in diesem Papier beschriebenen planungsrechtlichen
Vereinfachungen auch Anpassungen — insbesondere im EEG — vorzunehmen.'®® Der Gesetzgeber sollte
die Offnung konfliktfreier Gewerbegebiete und anderer Sondergebiete sowie die bessere Nutzung der
Industriegebiete fir WEA ermoglichen ¢’

10 Transportgenehmigung vereinfachen und beschleunigen

Nicht erteilte oder verzdgerte Transportgenehmigungen fur die GroR- und Hauptkomponenten von
WEA erschweren den Ausbau aktuell deutlich. Dabei wurden in den letzten Jahren nur eine
vergleichsweise geringe Anzahl an WEA zugebaut, verglichen mit den zu erwartenden und fir das
Gelingen der Energiewende dringend erforderlichen Mengen, die sich aus den Zielvorgaben des EEG
und der Bundesregierung ableiten. 2022 wurde ein Zubau von 2.403 MW realisiert, was 551 WEA
entspricht. Fir jede WEA sind etwa 15 GroR- und Schwertransporte (GST) erforderlich. Fir 551 WEA im
Jahr 2022 waren somit 8.265 Transportgenehmigungen erforderlich. Werden nun die Ausbauziele der
Bundesregierung und nach dem EEG zu Grunde gelegt, ergibt sich eine deutliche Steigerung. In den
nachsten Jahren sollen pro Jahr im Schnitt 10 GW Wind an Land genehmigt werden. Bei durchschnittlich
5 MW Leistung pro WEA entspricht das 2.000 Anlagen. Fir jede Anlage braucht es etwa 15 GroR- und
Schwertransporte, insgesamt sind nur fir den Ausbau der Windenergie an Land 30.000
Transportgenehmigungen zu erteilen! Die zustandigen Stellen missen in die Lage versetzt werden,
diese wachsende Zahl an Antragen zu bearbeiten, um die Energiewende buchstéablich auf die Stralle zu
bringen.

166 \/g|. BWE (2022): Stellungnahme zum sog. Osterpaket, S. 48 ff. — LINK.

167 \/gl. BWE (2022): Umsetzungsempfehlungen zum Koalitionsvertrag, Sommerpaket: MaRnahmen fiir mehr Flache und zur
Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren fir Windenergieanlagen an Land — LINK.
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DarUber hinaus bedarf es auch fir die Ubrige Industrie in Deutschland weiteren Genehmigungen fiir
deren GroR- und Schwertransport. Da schon bisher sechs Wochen und mehr fir eine
Transportgenehmigung vergehen, wird sich bei steigenden Bedarfen keine Besserung der
Verfahrensdauer einstellen. Aufgrund der langen Wartezeiten und mangelnder Flexibilitdat im
Genehmigungsverfahren kommt es immer wieder zu unnétigen Verzogerungen. So mussen WEA-
Komponenten beispielsweise auf den ohnehin wenig verfligbaren geeigneten Parkpldtzen in gewisser
Weise zwischenlagern, weil sich unerwartet die Route fiir den Transport dndert. Grund daftr kann eine
nicht angekindigte Tagesbaustelle oder ein Unfall auf der geplanten Strecke sein.

10.1 Transportbegleitverordnung ziigig umsetzen — Polizei entlasten

In der vom BMDV vorgelegten Transportbegleitverordnung (nachfolgend: VO) sind bereits zahlreiche
richtige Anséatze fir die Vereinfachung von GST-Transporten enthalten. Seit der Verbandeanhoérung im
Marz 2022 wurde die Verordnung finalisiert aber nicht veréffentlicht bzw. in Kraft gesetzt. Fur die in der
Anhérung beteiligten Verbande ist nicht ersichtlich, warum die Verordnung so stark verzogert ist. Die
Verzogerungen hier sind sinnbildlich fur die Verzogerungen im Bereich der GST-Genehmigungen
insgesamt.

Bei allen richtigen Ansatzen ist es wichtig, die vorgesehenen beliehenen Krafte nicht mit zu hohen
Anforderungen zu belegen. Alle GST-Transporte missen auRerhalb der Bundesautobahnen (BAB) von
der Polizei begleitet werden. Da die Polizei das aus Kapazitatsgriinden nicht mehr geschafft hat, wurde
die BF4-Begleitung (Verwaltungshelfer fir die Begleitung von GroBraum- und Schwertransporten) bzw.
in Niedersachsen der Hilfspolizist eingeflihrt. Es gibt aber immer noch Bundeslander wie z.B. Schleswig-
Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, die das Instrument nicht nutzen. Dort missen immer wieder
Transporte verschoben werden, da die Polizei keine Kapazitdten hat.

Als Ersatz fiir Polizeifahrzeuge sind beliehene Krafte sinnvoll, damit die Polizei ihren origindren
Aufgaben nachgehen kann. Die Anzahl an Begleitfahrzeugen, welche die Polizei ersetzen, sollte nicht
unnotig hoch sein. Wo bisher ein Polizeifahrzeug ausreicht, ist es aus Sicht des BWE nicht angemessen,
drei beliehene Fahrzeuge mit je zwei Personen einzusetzen. Im Ubrigen hat sich der VDMA gemeinsam
mit anderen Verbdnden aus dem GST-Bereich umfassend zur Transportbegleitverordnung geduRert. 8
Diese Positionierung unterstitzt der BWE.

10.2 Bearbeitungsdauer von GST-Genehmigungen reduzieren

Wie bereits eingangs geschildert, dauern die Genehmigungsverfahren fiir GST-Transporte zu lang. Dabei
zeigt sich eine starke Varianz zwischen den Bundeslandern. Einige schaffen die Genehmigungsverfahren
in zwei bis drei Wochen, andere in acht bis zwolf. Da fir einen Transport in der Regel mehrere
Bundesldnder durchfahren werden miissen, liegt hier ein groRes Verzdgerungspotenzial. Anderungen
der Transportstrecke, die sich tagesaktuell ergeben kénnen, fihren dann zu Verspdtungen von
wichtigen Komponenten. Neben dem Zeitverzug entsteht ein finanzieller Schaden, weil Krdne an den
Baustellen ungenutzt stehen und dennoch erhebliche Summen kosten. Im Nachhinein fehlen die
ohnehin begrenzten Krankapazitdten an der nachsten Baustelle. Die Behorden miissen entsprechend

168 Gemeinsame Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMDV ,Verordnung zum Erlass einer StraBenverkehr-
Transportbegleitungsverordnung und zur Anderung straBenverkehrsrechtlicher Vorschriften — LINK.
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mit Personal ausgestattet sein. Zustandig fiir die Bundesautobahnen ist die Autobahn GmbH des
Bundes. Bisher fiihrt das nicht zu den erhofften Verfahrensverkiirzungen. Zum Erreichen der
konkreten Baustelle vor Ort ist aufgrund der dezentralen Verteilung der WEA-Standorte in der Regel
zusatzlich die Beteiligung von Landesbehdrden durch die Nutzung von Bundes- und Landesstral3en
erforderlich.

10.3 Genehmigung von temporareren Autobahnabfahrten vereinfachen

Flr den Transport von nicht anders zu transportierenden GroRkomponenten von Windenergieanlagen,
z.B. den Rotorblattern und die zu diesen Zwecken erfolgende Errichtung provisorischer/temporarer
Zufahrten von der Bundesautoahn bedarf es:

e einer Erlaubnis Gber die GUbermalige Strallennutzung gemalk § 29 Abs. 3 StVO (zu beantragen
bei der nach § 47 Abs. 1°S. 3 f. StVO zustandigen Landesbehorde),

e einer Genehmigung Uber die Ausnahme vom Verbot, an nicht gekennzeichneten
Anschlussstellen ein- oder auszufahren gemall § 46 Abs. 2a S. 1 Nr. 1i. V. m. § 18 Abs. 2 und
10S. 1 StVO,

e einer Sondernutzungserlaubnis nach § 8 Abs. 1 FStrG, wenn eine Behelfszufahrt baulich neu
errichtet wird,

e sowie eines Vertrags zur Nutzung des Eigentums der Bundesrepublik Deutschland i. S. d.
§ 8 Abs. 10 FStrG.

Dazu hat die Autobahn GmbH ein Informationsblatt?®® vorgelegt. Dieses Informationsblatt erleichtert
die Antragstellung grundsatzlich deutlich. Es zeigt jedoch auch den enormen Aufwand - es werden hier
von der Autobahn GmbH umfangreiche Informationen und Nachweise abgefragt - allein dieses kleinen
Teils der ,Transportgenehmigung”. Zusatzlich verdeutlicht es, dass allein bei der Ermdglichung
provisorischer/temporérer Zu- und Abfahrten auf einer Bundesautobahn bereits mehrere Behorden
und sogar Bund und Land zustdndig sind. Es ware daher zielfiihrend, die Zustdndigkeiten zwischen
Autobahn GmbH und Fernstralenbundesamt abschlieRend zu bestimmen. Sofern die Autobahn GmbH
zustandig ist, sollte sie ebenfalls die Antragstellung fir StVO-Erlaubnisse bearbeiten.

Fiir provisorische/temporire Zu- und Abfahrten auf einer Bundesautobahn miissen teilweise die
Schutzplanken abmontiert werden. Nach Auskunft der Mitglieder des BWE ist dies seit der
Zustdndigkeit der Autobahn GmbH immer seltener moglich. Zur Umsetzung der Ausbauziele sind
pragmatische Losungen geboten.

10.4 ,,Anderungsanzeige” bei geringeren Grenzwerten ausreichen lassen

Fir die Transporte werden bestimmte Grenzwerte genehmigt (Masse, Achslast, Hohe und Breite).
Wenn diese unterschritten werden, wird der Antrag wie ein Neuantrag behandelt und entsprechend
komplett neu gepruft. Eine Unterschreitung der Grenzwerte bedeutet vor allem eine geringere Nutzung
der StralRe, mit der eine geringere Belastung einhergeht. Dasselbe Verfahren einer Neuprifung

163 Informationsblatt der Autobahn GmbH: Errichtung und Nutzung von Behelfszufahrten, Stand: 22. Juni 2022 — LINK.
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berichten uns Mitglieder, etwa wenn kurzfristig die Zugmaschine ausfallt. Diese kann regelmafig nicht
einfach durch einen anderen Typ ersetzt werden.

Es wire daher hilfreich, wenn wie im BImSchG eine Anderungsanzeige ausreichend wire bei
Unterschreitung der genehmigten Grenzwerte.

10.5 Gesetzliche Ausnahmen fiir Rotorblatt-Fahrzeuge: Parkpldtze als
Lagerplatze

Es gibt nur wenige Parkplatze an den deutschen Autobahnen, die fir die langen Rotorblatter geeignet
sind (Lagerplatze). Beim geplanten schnellen Ausbau der Windenergie und dem daraus resultierendem
groBeren Aufkommen an groRen LKW werden diese so nicht ausreichen. In den kommenden Jahren ist
bei einem jahrlichen Zubau von 10 GW Wind an Land mit 30.000 GST-Transporten zu rechnen. Aktuell
ist es nicht bzw. sehr schwer mdglich, Parkplatze fir die langen Rotorblatt-Transportfahrzeugen zu
sperren. Darlber hinaus fihren Verzogerungen bei kurzfristig erforderlichen Routendnderungen dazu,
dass beladene LKW bestehende Lagerplatze unnotig lange blockieren. Abhangig von der Strecke sind
entweder die Autobahn GmbH oder Landesbehorden zustandig.

Hier wére es hilfreich, wenn es flr Rotorblatt-Fahrzeuge gesetzliche Ausnahmen geben wirde. Bisher
lauft alles einzeln Gber Sondernutzungserlaubnisse der jeweils einzelnen Teile: StraRe, Parkplatz und
weitere.

10.6 Koordinierung von Transportgenehmigung mit StralRenbaustellen
scharfen

Durch die marode Infrastruktur in Deutschland gibt es viele Strallenbaustellen auf BAB, Bundes- und
LandstralBen. Diese werden teilweise sehr ,spontan” eingerichtet (jedenfalls ohne léngerfristige
Ankilndigung), so dass Transportunternehmen von einem auf den anderen Tag keine gultige
Transportgenehmigung mehr haben, die Spediteure missen dann neue Transportstrecken suchen und
einen neuen Genehmigungsantrag stellen, was dann ggf. wieder einige Wochen dauern kann. Je nach
Strale sind entweder einzelne Bundeslander oder der Bund zustdndig fir die Neugenehmigung. Oftmals
beide zugleich, da die Zuwegung zu Baustellen sehr dezentral (ber das LandesstralRennetz erfolgt.

In dieser Zeit kann kein Transport der WEA-Teile erfolgen, die WEA-Baustellen stehen still. Das fihrt zu
Mehrkosten bei der Realisierung. Dies kann zusatzlich die beschrankt verfligbaren Stellplatze
beanspruchen.

Die Koordinierung der Genehmigung mit bestehenden oder geplanten StraBenbauarbeiten muss
geschirft werden. Hier brauchen die Transportunternehmen eine bessere und langfristige Ubersicht,
wo welche Baustellen geplant sind, damit diese sich rechtzeitig darauf einstellen konnen. Die
Einbindung in digitale Losungen muss gestarkt werden.

10.7 Autobahn GmbH: Abldufe vereinfachen

Die Autobahn GmbH hat innerhalb ihrer Niederlassung mehrere Anhérungen (d.h. verschiedene
Sachbearbeiter*innen), friiher hat das alles eine sachbearbeitende Stelle erledigt. Jetzt werden drei
oder vier Mitarbeitende angehort, dies verlangert die Bearbeitungszeit. Fir die Bearbeitung von GST-
Transporten muss der administrative Aufwand so gering wie moglich sein. Aufgrund der begrenzten
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Kapazitdaten bei den Genehmigungsbehorden sollte diese nicht mit doppelten Vorgdngen belastet
werden.

Ein zustdndiger Sachbearbeiter/eine zustiandige Sachbearbeiterin je Antrag bei der Autobahn GmbH
ist daher sinnvoll. Damit wiirde die Notwendigkeit fiir interne Anhérungen bei der Autobahn GmbH
entfallen.

10.8 LKW-Verbot auf lastbeschrinkten LandstraBen fiir WEA-Transporte
aufheben

StraRen, die aufgrund ihres schlechten Zustands nicht mehr fur ihre urspringliche Auslegung/Belastung
(z.B. 12 Tonnen Achslast) freigegeben sind, sind in der Regel fir LKW und Schwertransporte gesperrt.
Zustandig sind hier die betreffenden Bundeslander und deren StralRenverkehrsbehorden.

Bei der Anlieferung von GroRkomponenten fir WEA handelt es sich um eine klar begrenzte Anzahl an
notwendigen Fahrten. Diese sind zudem nur Gber einen beschrankten Zeitraum erforderlich. Daher ist
es sinnvoll, wenn eine Freigabe der lastbeschrankten LandstraBen fiir den Schwertransport fiir WEA
erfolgt. Diese sollte temporér und nur fiir den Transport zu den WEA-Baustellen erfolgen. Fiir den
ibrigen GST-Verkehr bliebe die StralBe gesperrt.

10.9 Prufkriterien far der LandesstraBenbehorden bzw.
StraBenverwaltungen aufstellen

Probleme kénnen bei der Einbindung der LandesstralRenbehérden bzw. StraRenverwaltungen der
Landkreise und Kommunen sowie der Naturschutzbehorden entstehen. Einige Mitglieder berichten,
dass hier im Rahmen der Einholung der Sondernutzungserlaubnisse bzw. Ausnahmegenehmigungen
trotz vorliegenden Antragsunterlagen/Streckenstudien schier endlose Nachforderungen gestellt
werden. Es missen:

e die Anforderungen an Umfang und Qualitdt der beizubringenden Antragsunterlagen einheitlich
und (wlnschenswert) explizit fir den Transport von WEA und

e die behordlichen Bearbeitungsfristen verbindlicher geregelt werden, ggf. bedarf es der
Einflhrung einer Zustimmungsfiktion der Erlaubnisbehdérden,

e die Moglichkeit, wiederholte behdérdliche Nachforderungen zu machen, sollte genommen
werden.

Wir erleben immer wieder, dass Behorden einen ganzen Strauls an Priifkriterien anlegen und detaillierte
zuséatzliche Informationen abfordern, die fir die erforderliche Genehmigung nicht von Relevanz sind.
Diese Detailprifungen sind unnotig und fihren zu Verzogerungen. Sie sollte begrenzt werden.

10.10 Bahniibergdnge: Priorisierte Behandlung des WEA-Transports

Wenn Bahnibergéange befahren werden missen, wird auerdem eine Betriebs- und Bauanweisungs-
Genehmigung der Deutschen Bahn benétigt. Die Bearbeitung dauert bis zu zwolf Wochen. Die
Antragsteller*in bekommt dann eine oder zwei Termine, die gehalten werden missen, andernfalls
wartet die Antragsteller*in erneut Wochen (dazu ein Beispiel aus der Mitgliedschaft: Mehrkosten von
mehreren 100.000 € sowie Folgeverzogerungen). Hilfreich ware:
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e Transporteure/Planungsunternehmen haben maoglichst eine*n zentrale*n Ansprechpartner*in
pro Bundesland/bzw. Regionalniederlassung.

e Diese*r Ubernimmt auch die Koordination/Einbindung der zu beteiligenden Behérden.

e FEinrichtung einer zentralen Kontaktstelle bei der Bundespolizei und den Landerpolizeien [ggf.
obsolet mit Strafsenverkehr-Transportbegleitverordnung NEU]

Es bedarf dringend einer Klarstellung, dass der Transport von WEA ggi. anderen Nutzungen der
Verkehrswege ,priorisiert” zu behandeln ist — hilfreich ware ggf. ein Verweis auf § 2 EEG in FStrG/StVO
oder gar Einflhrung einer entsprechenden Regelung. In den einzelnen Bundeslandern sollte auf
entsprechende Bestimmungen hingewirkt werden.

10.11 Bereitschaft zur Er6ffnung von Ausweichstrecken erh6hen

Es gibt in Deutschland auch immer mehr gewichtsbeschrdnke Briicken (siehe z.B. BAB 45 bei
Lidenscheid). Wenn dort keine alternative Strecke gefunden wird, kann es sein, dass eine Baustelle
eines Windparks nicht mehr erreicht werden kann. Zustédndig sind hier sowohl der Bund als auch die
Bundeslander.

Es bedarf einer Bereitschaft zur Erdffnung sinnvoller Ausweichstrecken und Unterstitzung der
Antragstellerinnen durch die Behorden hierbei.

11 Flachensicherung erleichtern

Grundlage fir die Realisierung eines jeden Windenergieprojektes ist die Flachensicherung. Neben den
Standortgrundstiicken missen Wegerechte eingerdumt, Abstandsflachen eingetragen oder auch
Leitungsrechte verhandelt werden. Die Flachensicherung nimmt einen Grofsteil der Projektplanung ein
und bildet den Grundpfeiler fur jedes Projekt. Die Flachensicherung ist eine Klein-Klein-Aufgabe mit
grolRen Verzogerungspotential fir die Projekte. Nicht umsonst gelten zum Beispiel fir den Netzausbau
Sonderregelungen, um die die Verlegung von Leitungen etc. zu erleichtern.

Solche Beschleunigung- und ErleichterungsmaBnahmen braucht es auch fiir die Umsetzung von
Windenergieprojekten als Grundstiitze der Energiewende.

11.1 Duldungspflicht fiir Leitungsrechte umsetzen

In  der Formulierungshilfe der Bundesregierung fir die Fraktionen der SPD, von
Bindnis 90/Die Grinen und der FDP zum ,Entwurf eines Gesetzes zur Einflhrung einer
Strompreisbremse und zur Anderung weiterer energierechtlicher Bestimmungen” (Kabinettsbeschluss
vom 25. November 2022) war bereits eine neuer § 11 a EEG zur Duldungspflicht von Leitungsrechten
mit entsprechender Regelung zur Vergltung enthalten.”

Dies hatte der Bundesverband WindEnergie e.V. (BWE) in seiner Stellungnahme sehr begrifit und
lediglich  Verbesserungsvorschlage gemacht. Leider ist der Vorschlag im anschlielenden
parlamentarischen Verfahren dann gestrichen worden. Der BWE rét die erneute Aufnahme und
Umsetzung dieser Duldungsverpflichtung dringend an. Denn viele unserer Mitglieder berichten von
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laufenden Klageverfahren sowohl gegen Gemeinde als auch gegen private Grundsticks-
eigentimer*innen zur Frage der Nutzung von Grundstiicken fir die Anschlussleitungen.

Zusatzlich mussen wir feststellen, dass immer mehr Grundstickseigentimer*innen nicht allein die
Nutzung ihres Grundstiicks entsprechend der Beeintrachtigung entschadigt haben wollen, sondern eine
Beteiligung an den Ertrdgen des Windparks verlangen.

Ganz aktuell wurden Probleme von Windparkentwicklern mit der Deutschen Bahn bekannt, die dieses
Vorgehen verdeutlichen:

Windparks bekommen vom Netzbetreiber einen NetzverknUpfungspunkt zugewiesen, zu dem ein
maximal armdickes (Strom-)Kabel zur Einspeisung des Grinstroms in das Netz verlegt werden muss. Die
unterirdische und unkomplizierte Querung von Bahnddmmen (,Spuhlbohrung”) wurde in der
Vergangenheit Uber einen ,Gestattungsvertag” ermoglicht, der mit einer Zahlung im niedrigen
vierstelligen Bereich (z.B. 3.000 €) verbunden war, um den entstehenden Verwaltungsaufwand und die

Nutzung des Grundstlcks der der Deutschen Bahn zu entschadigen. Seit kurzem fordert die betreffende
Sparte der Deutschen Bahn (https://www.bahnliegenschaften.de/) fir die Verlegung einer Leitung eine

sechsstellige Summe (z.B. 200.000 €), ohne dass sich die Leistung seitens der Deutschen Bahn verandert
hatte. In Gesprachen mit unseren Mitgliedern hat die betreffende Sparte der Deutschen Bahn verlauten
lassen, dass eine Beteiligung am Ertrag der Windenergieanalgen angemessen sei.

Auch liegen uns erste Meldungen vor, dass von den Forderungen der Deutschen Bahn nun auch
Photovoltaikparks betroffen sind, die gemalk BauGB § 35 Abs. 1 Nummer 8. b) bb) (Regelung durch die
Ampel-Koalition eingefiihrt) zukinftig im AuRenbereich insb. neben Bahnschienen gebaut werden

sollen, um den Flachenverbrauch zu reduzieren. Leitungsverlegungen unter den Bahnschienen, die
keinen Eingriff in den Bahnverkehr erforderlich machen, werden hier nicht zu vermeiden sein.

Die Forderungen der Bahn stehen nicht ansatzweise in angemessenem Verhaltnis zum Aufwand fir die
Deutsche Bahn und verteuern und verzégern die Energiewende. Die Kostenkalkulation der Deutschen
Bahn ist willkurlich, damit nicht berechenbar, und kann zum Abbruch von Photovoltaik-/Wind-Projekten
in der Nahe von Bahntrassen fihren. Das konnen wir uns mit Blick auf Klimaziele und Energiekrise nicht
leisten.

Wenn dieses Beispiel Schule macht, konnten anderweitig ebenfalls Begehrlichkeiten geweckt werden,
ebenso anteilig an den Ertragen der EE-Anlagen zu partizipieren. Dieses Recht der Ertragsbeteiligung
sollte bei Windradern allerdings nur den Gemeinden zustehen, auf deren Gemarkungen sich die
Windenergieanlagen befinden (umgesetzt in § 6 EEG). Durch diese Zahlungen an die Kommunen wird
die Akzeptanz vor Ort gestltzt. Eine unverhaltnismaRige Beteiligung an den Ertrdgen fir jegliches
Grundsttcksnutzungsrecht — z.B. fir Wege, Abstandsflachen, Zuwegung etc. — wirde die Projekte
unangemessen verteuern und die Kosten der Energiewende steigern, ohne dass dies mit der geringen
Nutzung der Grundsticke zu rechtfertigen ware.

11.2 kurzfristige Nutzung von Grundstiicken, z.B. fiir den Transport
ermoglichen

Fir den Antransport der GroBkomponenten reichen in aller Regel bestehende Kurvenradien entlang von
Land- bzw. KreisstralRen sowie auf Feldwegen nicht aus.
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Haufig missen Kurven oder Feldwege daher fur die Zeit der Anlieferung ausgebaut werden. Nach der
Anlieferung (Zeitraum vier bis sechs Wochen) wird der Kurvenausbau wieder riickstandslos entfernt und
in den Originalzustand gebracht. Die Kurvenradien flr einen Rotortransport mit 80 Metern Lange kann
zu einer grollen Zahl an zu Uberfahrenden Einzelgrundstiicke in den Kurvenlagen fihren. Dies betrifft
aufgrund der Lange der Bauteile meist sogar mehrere Kurven entlang der geplanten Transportstrecke.
Fir jedes dieser Grundstlicke ist dabei die Zustimmung der Eigentimer*innen, in aller Regel mit
Abschluss eines Gestattungsvertrag, einzuholen.

Unsere Mitglieder berichten von mehrmonatigen Verzégerungen in Projekten, die durch fehlende
Sicherung von Grundstlcken in Kurvenradien oder an Randstreifen von Feldwegen eingetreten sind. Es
handelt sich bei den Flachen in aller Regel um Stralenbdschung, Grin- oder Ackerland.

So verweigerten zum Beispiel in einem Projekt mehrere Grundstlckseigentimer entlang der Route in
den Kurvenradien die Uberfahrt. Es mussten ber 12 Monate lang drei Alternativrouten geplant und
jeweils parallel privatrechtlich gesichert werden. Die Anlieferung wurde mehrfach umgeplant und
verschoben. Eine Route konnte erst zwei Tage vor Anlieferung komplett gesichert werden. In einem
weiteren Projekt musste sich ein Projektierungsunternehmen nach vier Jahren und einem eingereichten
Genehmigungsantrag fur finf WEA in einem ausgewiesenen Vorranggebiet aus der Projektentwicklung
komplett zurlickziehen. Die Transportstrecke tangierte etwa ein Dutzend private Eigentimer*innen. Die
meisten der Eigentimer*innen waren vor Ort wohnhaft und lehnten eine temporare Befahrung, auch
bei sehr attraktiven Vertragskonditionen, rundweg und kategorisch ab.

Dass diese Flachen gesichert werden mussen, ergibt sich aus dem Eigentum Dritter, §§ 903 ff. BGB.
Es konnte auf eine Sicherung der Flachen verzichtet werden, wenn gesetzlich eine Duldungspflicht der
Grundstlckseigentimer mit angemessenerer Vergiitung geregelt wird.

Der BWE fordert daher auch eine Verpflichtung fiir die zeitweise beschrankte Nutzung von
Grundstiicken zum Transport von Windenergieanlagen. Eine angemessene Vergiitung der
Eigentiimer*innen sollte ebenso Teil der Regelung sein, wie die Verpflichtung des
Projektierungsunternehmens, das Grundstiick ggf. in den urspriinglichen Zustand
zuriickzuversetzen.

Diese Regelung konnte an passender Stelle im BGB oder entsprechend der Duldungspflicht zur
Leitungsverlegung im EEG eingefligt werden.

11.3 Grundbuchauskunft nicht durch vermeintlichen Datenschutz
verhindern

In dem JUMIKO-Beschlusses 1.13 der Herbstkonferenz der Justizminister*innen am 10. November 2022
in Berlin stellten die Justizminister*innen der Lander zutreffend fest, dass fur Projektierer von Anlagen
zur Gewinnung von Strom aus Sonnen- und Windenergie u.a. im Zusammenhang mit dem angestrebten
Erwerb oder der Pacht geeigneter Grundsttcke eine Einsicht in das Grundbuch zwingend notwendig ist.
Aus diesem Grund soll eine Regelung zur Konkretisierung des berechtigten Interesses bei der
Grundbucheinsicht zugunsten der Betreiber bzw. Projektierer von Anlagen zur Gewinnung erneuerbarer
Energie geschaffen werden. Der BWE begriifst einen Vorstol} in diese Richtung. Gleichwohl bringt eine
Konkretisierung des Beschlusses Probleme mit sich. Es gibt es aus Sicht des BWE zielfiihrendere
Losungsvorschlage.
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11.3.1 Ausgangslage

Im Rahmen der Windparkplanung und der hierzu notwendigen Flachenakquise sind Auskiinfte zu
Grundstickseigentimerverhaltnissen unabdingbar, um Grundstlcke als médgliche Standorte fir
Windenergieanlagen oder PV-Freiflichenanlagen, als Abstandsflaichen, als Zuwegungen,
als Kabelgrundstiicke oder als Grundstlcke fir naturschutzrechtliche Kompensationsflachen zu
gewinnen — sei es zum Abschluss von Nutzungsvertrdgen oder zu deren Erwerb. Grundbicher liefern
die hierzu notwendigen Auskilnfte. Eine Grundbucheinsicht setzt allerdings die Darlegung eines
berechtigten Interesses voraus. Dazu missen sachliche Grinde vorgetragen werden, die unlautere
Zwecke oder bloRRe Neugier ausschlieSen; Eigentimer*innen wiederum sind gegen unbefugte Einsicht
zu schitzen. An diesen hohen Anforderungen scheitern Projektierungsunternehmen in der Regel, denn
die Bekundung eines Kauf- oder Pachtinteresses allein reicht nicht fir die Darlegung des berechtigten
Interesses aus. Dies ist ein groRes Hemmnis fir den Flachensicherungsprozess und damit fir den
beschleunigten Ausbau der erneuerbaren Energien.

§ 12 Abs. 1 S. 1 Grundbuchordnung (GBO) regelt:
,Die Einsicht des Grundbuchs ist jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt.”
§ 12 Abs. 3 Nr. 2 GBO regelt:

,Das Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz kann durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass bei Behérden von der Darlegung des
berechtigten Interesses abgesehen werden kann, ebenso bei solchen Personen, bei denen es auf
Grund [...] ihrer Tétigkeit gerechtfertigt ist.”

Hiervon hat der Gesetzgeber unter anderem in § 86a der Grundbuchverfigung (GBV) Gebrauch
gemacht!’® und klargestellt, dass Versorgungsunternehmen®’? Einsicht in das Grundbuch in allgemeiner
Form gestattet werden kann, wenn sie ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme darlegen. Ein
berechtigtes Interesse an der Grundbucheinsicht in der Regel besteht, wenn ,konkrete Planungen®
betrieben werden. Hieran ankntpfend verfolgt der JUMIKO-Beschluss 1.13 den Ansatz, eine dhnlich
lautende Regelung zur Konkretisierung des berechtigten Interesses bei der Grundbucheinsicht
zugunsten der Betreiber bzw. Projektierer von EE-Anlagen zu schaffen.

11.3.2 Umsetzungsprobleme des JUMIKO-Beschlusses
11.3.2.1 Begriff der ,,konkreten Planung”

Auch bei einer Umsetzung des JUMIKO-Beschlusses 1.13 bliebe es dabei, dass das berechtigte Interesse
gem. § 86a GBV eine konkrete Planung voraussetzt. Fir die Konkretisierung einer Planung wird
haufig — so zumindest die Erfahrung mit einigen Landeskatasteramtern (siehe Ziffer 3.2) — gefordert,
dass die Errichtung von Windenergieanlagen auf den Infrage kommenden Flachen generell zulassig sein
misse. Hierzu wird regelmélig auf das Erfordernis einer entsprechenden Flachenausweisung fir
Windenergie durch Regionalpléne 0.3. verwiesen. Die Suche nach Flachen setzt jedoch deutlich friher

170 §§ 1 Abs.4, 12 Abs. 3, 133 Abs. 8 und 134 GBO (BT-Drucksache 386/97).

71 Unternehmen, die Anlagen zur Fortleitung von Elektrizitdt, Gas, Fernwdrme, Wasser oder Abwasser oder
Telekommunikationsanlagen betreiben.
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an und erstreckt sich regelmaRig auch auf Flachen, die (noch) nicht fiir solche Zwecke ausgewiesen sind.
Aus dieser allgemeinen Planung entwickelt sich erst im weiteren Verlauf eine hinreichend konkrete
Planung, bei der dann die tatsachliche Geeignetheit der Flachen fir ein Windenergieprojekt und ihre
jeweilige konkrete Nutzung festgelegt werden kann.

Bereits bei Beginn der Planung eines Windenergieprojekts, also bei Beginn der allgemeinen Planung, ist
es essenziell, dass die Projektierungsunternehmen neben den Flur- und Flurstiicksbezeichnungen v.a.
die Namen und moglichst auch Adressen der Grundstlickseigentimer erfahren, um diese fir die weitere
Konkretisierung des Planungsvorhabens ansprechen zu konnen. Erst wenn die Namen der
Grundstlckseigentimer bekannt sind, konnen wiederum Verhandlungen zum Abschluss von
Grundstlckskauf- oder Grundstlicksnutzungsvertragen aufgenommen werden.

11.3.2.2 Definition der Begriffe ,Betreiber” bzw. ,Projektierer”

Eine Erweiterung zu § 86a GBV gemalR JUMIKO-Beschluss 1.13 zugunsten von Betreibern bzw.
Projektierern von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien setzt zunachst voraus,
dass die Begriffe ,Betreiber” bzw. ,Projektierer” rechtssicher definiert werden, wobei hinsichtlich der
Definition des Betreibers auf § 3 Nr. 2 EEG verwiesen werden kann. Eine klare Definition von ,Betreiber”
und ,Projektierer” ist fur die Festlegung des berechtigten Personenkreises erforderlich, um die Gefahr
einer Grundbucheinsicht durch Unberechtigte zu vermeiden.

11.3.2.3 § 86a GBV ist lediglich Kann-Vorschrift und kein wirksamer Beschleuniger

Auch bei einer Umsetzung des JUMIKO-Beschlusses I.13 bliebe es weiterhin dabei, dass § 86a GBV eine
Kann-Vorschrift ist. Die Gewahrung eines Einsichtsersuchens bleibt also weiterhin Ermessensspielraum
des jeweiligen Rechtspflegers. Die bisherigen Erfahrungen der Praxis zeigen, dass Grundbuchamter
solche Ermessensspielraum teils sehr unterschiedlich auslegen und nutzen. In vielen Fallen wird das
Ermessen sehr restriktiv ausgelbt. Es ist zu beflirchten, dass es auch nach einer Umsetzung des JUMIKO-
Beschlusses bei der unterschiedlich und teils strikten Ermessensausibung bleibt und die vorgeschlagene
Anderung ihr Ziel, die Einsichtnahme der Grundbticher durch Betreiber und Projektierer zu erleichtern,
verfehlt.

Vor allem aber befreit die Vorschrift des § 86a GBV nach derzeit gangiger Auffassung nicht von dem
Erfordernis der Darlegung eines berechtigten Interesses im Hinblick auf das einzelne Grundstiick'’?,
so dass eine bloRe Erweiterung der bestehenden Vorschrift auf Betreiber und/oder Projektierer ohne
Absenkung der Anforderungen in Bezug auf das berechtigte Interesse zu kurz greifen wiirde.

11.3.3 Losungsvorschlage

Zur Losung des vorstehend beschriebenen Planungsproblems von Projektierungsunternehmen bieten sich drei
Moglichkeiten an:

11.3.3.1 Berechtigtes Interesse bereits bei allgemeiner Projektplanung

Projektierungsunternehmen mussen die Moglichkeit haben, bereits in der Phase der allgemeinen
Planung, also zu Beginn der Projektplanung, Einsicht in die GrundbUcher der in Betracht kommenden

172 siehe Gesetzesbegriindung BT-Drucksache 386/97 zu § 86 a GBV und OLG Dusseldorf, 13. September 2017 (I-3 Wx 64/16).
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Projektgrundstiicke zu erhalten. Das Gleiche gilt fiir Anlagenbetreiber, die eine Anderung oder ein
Repowering des bestehenden Parks planen.

Sofern dies Giber eine Anderung des § 86a GBV erreicht werden soll, wére dieser so auszugestalten, dass

1. Betreiber bzw. Projektierer von EE-Anlagen in § 86a Abs. 1 Satz1 GBV in den Kreis der
Berechtigten aufgenommen werden und

2. in§86aAbs. 1Satz 2 Nr. 2 GBV der Begriff ,konkrete” gestrichen und auf das Erfordernis der
Darlegung des berechtigten Interesses im Hinblick auf ein einzelnes Grundstiick verzichtet
wird.

Konkret: § 86a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 GBV wird wie folgt gedndert (neuer Text fett):

kenkrete Planungen fiir Anderung, Erweiterung oder Neubau von Anlagen nach Satz 1 betrieben
werden, insbesondere dann, wenn die Erweiterung oder der Neubau im nach § 12c Absatz 4 des
Energiewirtschaftsgesetzes bestétigten Netzentwicklungsplan enthalten ist. Die Darlegung
eines berechtigten Interesses in Bezug auf einzelne Grundstiicke ist in diesem Fall
entbehrlich.

Ausreichend ware bereits eine Einsicht in Abteilung| der Grundblcher sowie Kenntnis der
Wohnanschrift, um die Kontaktdaten der Grundstiickseigentimer erfahren zu kénnen. Eine Kenntnis
der weiteren Abteilungen der Grundblcher in der Phase der allgemeinen Projektplanung ist nicht
erforderlich.

11.3.3.2 Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Katasteramtern

Ausreichend waére es auch, wenn die Katasteramter in allen Bundeslandern einheitlich verpflichtet
werden, Projektentwicklern und Betreibern von Projekten zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien auf deren Anfrage die Namen der Grundstlckseigentiimer mitzuteilen.

In einigen Bundeslandern gibt es bereits eine sehr gute und konstruktive Zusammenarbeit zwischen
Katasteramtern und Projektentwicklern (z.B. in Brandenburg). Hier kdnnen Projektentwickler nach
Registrierung auf den entsprechenden Portalen der Katasteramter online die Namen der
Grundstickseigentimer zu den gewlinschten Planungsgrundstiicken beziehen. Es genligt der Hinweis
auf die Planung von Windenergieprojekten, ohne dass Uberzogene Anforderungen an eine
Konkretisierung der Planung, die es zu dem Zeitpunkt noch gar nicht geben kann, gestellt werden.

In anderen Bundeslandern (z.B. Bayern, Sachsen und Schleswig-Holstein) werden hingegen, auch nach
Inkrafttreten des § 2 EEG immer noch qualifizierte (zu hohe) Anforderungen an die Darlegung eines
,rechtlichen Interesses” zu Auskinften aus den Liegenschaftskatastern gestellt, die ebenso strikt sein
dirften wie die Vorgaben zur Konkretisierung der Planungen gemaR § 86a GBV.'”3

173 Dje Katasteramter vieler Bundesldnder stellen vergleichbar hohe Anforderungen an ein berechtigtes Interesse im Sinne
der Grundbuchordnung und beziehen sich in aller Regel auf § 12 GBO und auf die Ausfiihrungen der Rechtsprechung hierzu,
vgl. VG Wiirzburg, Urteil vom 26.02.2020 — W 6 K 19.411, Rn. 43 — LINK, bestatigt durch OVG Mecklenburg-Vorpommern,
Urteil vom 23.08.2022 — 1 LB 319/18 OVG, Rn. 33 ff. — LINK.
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Der BWE befiirwortet eine Vereinheitlichung der Arbeit der Katasterimter im gesamten
Bundesgebiet, etwa am Beispiel von Brandenburg. Dies ware ein einfacher und schneller Weg zu einer
Losung des bestehenden Problems.

11.3.3.3 Neuer Absatz 1ain § 12 GBO

Der JUMIKO-Beschluss 1.13 lasst sich nach Auffassung des BWE am besten — auch mit Blick auf die
Katasteramter — durch die Erganzung eines neuen Absatz 1ain § 12 GBO umsetzen:

»(1a) Ein berechtigtes Interesse fiir die Herausgabe der Daten gemdfs §9 Abs.1 der
Verordnung zur Durchfiihrung der Grundbuchverordnung ist insbesondere gegeben, wenn
sich die begehrte Einsichtnahme auf Fléchen bezieht, die nach der Erklérung des
Antragstellers'” der Errichtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien oder von Anschlusseinrichtungen fiir Anlagen zur Erzeugung von Strom aus
erneuerbaren Energien an das Netz fiir die allgemeine Versorgung dienen sollen. '’ Das
berechtigte Interesse fiir die Herausgabe der Daten ist auch fiir die dem Grundbuchamt
bekannten Adressdaten der gemdfS §9 Abs.1 Buchstabe b) der Verordnung zur
Durchfiihrung der Grundbuchordnung einzutragenden Eigentiimer gegeben.”

In diesem Vorschlag wird auf das Erfordernis einer , konkreten” Planung verzichtet. Fir die Darlegung
des berechtigten Interesses soll danach ausreichend sein, dass die betroffenen Flachen der Errichtung
,dienen sollen”, also auch ein Einsichtsrecht im frilhen Stadium der Projektplanung gewdhren. Zudem
handelt es sich nicht um eine Kann-Vorschrift, sondern um eine feste Anspruchsgrundlage (,ist
gegeben”).’® Die Erstreckung des berechtigten Interesses auf die den Grundbuchamtern bekannten
Adressdaten ist hilfreich, denn Abteilung| enthalt nur den Namen und Geburtsdatum der
Grundstlckseigentimer. Die Adressdaten ergeben sich aus den Grundakten bzw. sonstigen
Verzeichnissen der Grundbuchamter.

Diese Regelung flhrt nach Auffassung des BWE dazu, dass mit hoher Wahrscheinlichkeit ein erhebliches
Hemmnis bei der Projektplanung beseitigt wird, indem die erforderliche Einsicht der Grundbucher bei
Beginn der Projektplanung moglich wird.

11.4 Weitere erforderliche Vereinfachung bei der Flachensicherung

Weiterhin sollten Vereinfachung beschlossen werden (nicht abschlieRend)*’’:
e zur Nutzung von bestehenden Wegen

o Eroffnung eines durchsetzbaren Anspruches auf Nutzung von bestehenden Wegen.
Haufig werden private Wege, Gemeindewege ohne 6ffentliche Widmung oder mit
Widmung fir Land- und Forstwirtschaft nicht fir die Nutzung zur Verfigung gestellt.

174 Wird die Vorschrift nicht so formuliert, besteht wiederum die Gefahr, dass Grundbuchdmter einen Geeignetheitsnachweis
fordern bzw. ablehnen kdnnen, wenn die Flachen nicht als Windeignungsgebiet 0.3. ausgewiesen sind.

175Vgl. auch ,Gesetzentwurf zur Einsichtnahme in das Grundbuch fir Erneuerbare-Energien-Projektierer” der Kanzlei Becker
Buttner Held vom 1. November 2021 — LINK.

176 Alternativ konnte an § 43 GBV angesetzt werden. Hier geht es konkret um die Félle, bei denen fiir eine Einsicht kein
berechtigtes Interesse erforderlich ist.

177 Der BWE wird hier noch einmal kurzfristig Vorschlage veroffentlichen.
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Flursticke, die sich in der o6ffentlichen Hand (Gemeinde etc.) befinden, sollten
grundsatzlich fir den Ausbau der Erneuerbaren Energien zur Verfligung stehen,
Anbindungen an vorhandene Strallen und Wege sollten uneingeschrankt moglich sein.

e zu Abstandsflachen
o Entfall der Abstandsflachenregelungen bei WEA (vgl. z.B. Regelung § 6 LBauO M-V).
e zum Nachweis der rechtlichen Sicherung der Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen

o Vollstandiger Nachweis der rechtlichen Sicherung der Ausgleichs- und
ErsatzmalRnahmen erst nach der Genehmigung (bis zur Baufreigabe).

Wenn keine Abhilfe Gber die ersten beiden Punkte erfolgen kann:

o Vollstandiger Nachweis der 6ffentlich-rechtlichen Sicherung der Wege- und Abstandsflachen
erst nach Genehmigung (bis zur Baufreigabe), das reduziert den zeitlichen Aufwand gerade bei
grolRen Parks erheblich.

12 Windenergieanlagen und Arbeitsschutz richtig einordnen

Immer wieder kommt es im Rahmen der Genehmigungen von Windenergieanlagen zu erheblichen
Verzogerungen da die im Genehmigungsverfahren beteiligen Arbeitsschutzbehorden in einigen
Bundeslandern dem Betrieb der Anlagen mit Hinweis auf den Arbeitsschutz nicht zustimmen. Einige
wenige Behdrden meinen, dass Windenergieanlagen als Arbeitsstdtten zu behandeln seien. Dies ist
jedoch nicht zutreffend. Windenergieanlagen sind nicht als Arbeitsstatten nach der
Arbeitsstattenverordnung einzuordnen und zu behandeln (ArbStattV). Fir die verbindlichen
Sicherheitsanforderungen an WEA und fiir die Anforderungen an den Gesundheitsschutz (EHSR®)
bildet die EU-Maschinenrichtlinie (2006/42/EG'®) die Grundlage. Alle Windenergieanlagen werden
nach diesem Rahmen errichtet und erfiillen somit auch die grundséatzlichen Anforderungen an den
Arbeitsschutz. Die allgemeine Zulassung von Windenergieanlagen wird dartber hinaus mit dem
Instrument der Typenprifung als bautechnischen Nachweis gemal § 66 MBO durchgefihrt und sichert
so die Einhaltung aller relevanten Anforderungen an Standsicherheit, Arbeits- und Gesundheitsschutz.
Entsprechende Regelungen sind in allen Landeslauordnungen zu finden.

Aktuell gibt es eine Diskussion im Bundesministerium flr Arbeit und Soziales (BMAS) bei der
Uberarbeitung des Gesetzes (iber (iberwachungsbediirftigen Anlagen (UAnIG), die zu einem neuen
Genehmigungshindernis werden kénnte. Das Ziel der Uberarbeitung ist es, die Sicherheit und den
Gesundheitsschutz von Beschéftigten und anderen Personen, die sich im Gefahrenbereich einer
Uberwachungsbedirftigen Anlage befinden, zu regeln. Diskutiert wird in diesem Zusammenhang, ob
Windenergieanlagen in |hrer Ganze als Uberwachungsbedirftige Anlagen gelten sollen.
Sicherheitsrelevante Teile von Windenergieanlagen, wie zum Beispiel die Fahrstiihle oder Druckgerate,
sind bereits im Katalog fir Uberwachungsbedirftige Anlagen erfasst. In gleichem Zuge soll das
Produktsicherheitsgesetz (ProdSG) bereinigt werden, um das Thema Sicherheit von Anlagen im Betrieb

178 Rahmenrichtlinie — Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit - Letztes Update: 13. Dezember 2021 — LINK.

179 EU-Richtlinie 2006/42/EG vom 17. Mai 2006 iiber Maschinen und zur Anderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufassung) —
LINK.
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zu erfassen. Die Gesetzesbegrindung®®® dazu verdeutlicht, dass Uberwachungsbedirftige Anlagen
vorrangig unter Arbeitsschutzgesichtspunkten betrachtet werden. Da jedoch Windenergieanlagen
automatisch ihren Dienst verrichten, sind dementsprechend im Anlagenbetrieb keine Gefahrdungen fir
an den Anlagen arbeitenden Personal zu erwarten. In der Praxis werden WEA wiederkehrenden
Prifungen durch unabhdngige Sachverstandige unterzogen. Diese Prifungen orientieren sich an der
seit 1993 durch die DIBt-Richtlinie fir Windenergieanlagen (aktuell DIBt-RiLi 2012, korrigierte Fassung
2015)*! bauaufsichtliche eingeflihrte Verwaltungsvorschrift der technischen Baubestimmungen (VV
TB). Falls WEA kinftig als Uberwachsungsbedirfte Anlagen gelten wirden, musste hier ein neues
Uberpriifungsverfahren etabliert werden. Als BWE warnen wir vor der Errichtung neuer Hiirden bei der
Genehmigung und dem Betrieb von WEA, die eine neue Kategorisierung von WEA als
Uberwachungsbedirftige Anlagen darstellen wirde.

13 kurzfristiger Korrekturbedarf im EEG

13.1 Indexierung, Zuschlage 2022 sowie Realisierungs- und Ponalefristen

Die September- und Dezemberausschreibungen fir Wind an Land haben sehr deutlich gezeigt, dass
Projekte mit dem damaligen Marktrahmen nicht wirtschaftlich in die Ausschreibung gehen konnten. Die
vom BWE geforderte Anpassung des Hochstwertes ist kurz vor dem Jahresende zumindest durch
Festlegung der BNetzA erfolgt. Grundlage dafiir bildete die Anpassung des EEG im Rahmen der
Verabschiedung des Strompreisbremsegesetzes. Die BNetzA wurde darin ermachtigt, den Hochstwert
um bis zu 25 Prozent anzuheben. Mit den fur 2023 gultigen 7,35 Cent je Kilowattstunde (Ct/kWh) wurde
dieser Rahmen vollstédndig ausgeschopft.

Im vergangenen Jahr kam es zu Gesamtkostersteigerungen fiir Windenergieprojekte zwischen 30 und
40 Prozent. Grund daflr sind neben den Anlagenkosten erhéhte Vermarktungskosten, sowie hdhere
Kosten flir den Wege- und Kabelbau, die Fundamente der WEA und den Transport. Darlber hinaus gab
es sehr starke Preissteigerungen bei Umspannwerken.?® Ein deutlicher Kostenfaktor ist zudem der
deutliche Zinsanstieg seit Jahresbeginn 2022. Die damit einhergehenden erhéhten Anforderungen an
die Finanzierung von Windenergieprojekten sind erheblich. Die gestiegenen Zinsen von 3
Prozentpunkten wirken sich so massiv auf die Gesamtkosten aus.

Zukinftige Kostensteigerungen werden nach aktueller Rechtslage erneut im Einzelfall durch die BNetzA
zu betrachten sein und gegebenenfalls wird eine Hochstwertanpassung erfolgen missen. Sinnvoll ware
es, die BNetzA von der Verantwortung fur die Beurteilung des erforderlichen Hochstwertes zu befreien
und eine moglichst transparente und leicht nachvollziehbare Indexierung des Hochstwertes fir
Ausschreibungen fir Wind an Land umzusetzen. Nur so ist eine ausreichende Transparenz und
Planbarkeit fur die Projektierungsunternehmen gegeben. Dabei sind verschieden Anforderungen an
einen Index zu bericksichtigen. Eine entsprechende Regelung muss daher gut durchdacht sein.

Sowohl bei den Windenergieanlage als auch bei anderen Komponenten, wie aktuell beispielsweise
Transformatoren fir Umspannwerke (UW), gibt es auRerdem massive Lieferschwierigkeiten und sehr

180 BT-Drucksache 19/28406 — LINK.

182 \/g|. im Detail BWE (2022): Stellungnahme RegE Erneuerbaren-Energien-Gesetz u.a. — LINK.
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lange Lieferzeiten (pro UW derzeit rund 24 Monate). Hersteller kdnnen daher momentan nicht zusagen,
dass innerhalb von 30 Monaten (Realisierungsfrist — geschweige denn innerhalb von 24 Monaten
Ponalefrist) eine Installation bzw. Netzzuschaltung und Inbetriebnahme erfolgen kann bzw. walzen sie
das Risiko — kommerziell und zeitlich — auf die Projektierungsunternehmen dber. Sollte die
Realisierungsfrist jedoch nicht gehalten werden koénnen, drohen der Verlust des Zuschlags und
zusatzlich die Zahlung der vollen Pénale bereits nach 24 Monaten. Gleiches gilt fiir beklagte Projekte,
die lediglich eine Verlangerung der Realisierungsfrist um maximal 18 Monaten beantragen kdnnen.

Von den unzureichenden Realisierungs- und Ponalefristen betroffen sind alle Projekte, die in den
Ausschreibungsrunden 2022 einen Zuschlag erhalten haben und nun realisiert werden sollen -
ebenso wie Projekte, die bereits iiber eine Genehmigung verfiigen und bisher nicht in die
Ausschreibung gegangen sind. Sie alle sind von den gestiegenen Lieferzeiten betroffen. Denn durch
Preisgleitklauseln werden die gestiegenen Kosten an die Projektierer*innen weitergegeben.

Die vom BWE hier gemachten Vorschlage wirden innerhalb des EEG zielgerichtete Anpassungen an den
Ausschreibungen herbeifihren. Darlber hinaus besteht am EEG aus Sicht des Verbands
Anderungsbedarf. Auf diesen wird in weiteren und zukiinftigen Veréffentlichungen eingegangen.

13.1.1 Realisierungsfrist und Ponalefrist aussetzen

Bereits seit Jahren weist der BWE immer wieder auf Probleme im Rahmen der unflexiblen Realisierungs-
und Pénalefristen hin .8

Auch wegen der Verzégerungen in den Lieferketten, zunachst aufgrund der Covid-19-Pandemie und
anschlieBend durch den Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine hat der BWE mehrfach
Verbesserungsvorschlage gemacht. Bisher ohne eine entsprechende Umsetzung im EEG.*8

Wie oben dargestellt, fihren die Stérungen in der Lieferkette weiterhin zu einer Beeintrachtigung bei
der Verfligbarkeit von einzelnen Komponenten rund um Windenergie-Projekte. Das flhrt zu einer
groRen Unsicherheit mit Blick auf die Realisierungsfristen von maximal 30 Monaten und die Ponale,
welche bereits ab 24 Monaten zu zahlen ist. Genehmigte Projekte gehen nicht in die Ausschreibung,
weil sie nicht sicher sein kénnen, rechtzeitig fertig zu werden. Aufgrund dieser negativen Aussichten
fir die Realisierungswahrscheinlichkeit von bereits genehmigten Projekten innerhalb des vom EEG
vorgegebenen Zeitrahmens ist wie vom BWE beflirchtet— trotz angehobenem Hoéchstwert — die
Ausschreibung fir Wind an Land im Februar 2023 deutlichen unterzeichnet. Der nach oben angepasste
Hochstwert reicht allein nicht aus, und federt die negativen Folgen der Pénale und des moglichen
Verlust des Zuschlags nicht entsprechend ab.

Die Erhohung des Hochstwertes geniigt daher in der aktuellen Krisenlage allein nicht. Er muss
flankiert werden von der Aussetzung der Ponale und der Realisierungsfristen fir die
Ausschreibungsrunden der nachsten beiden Jahre. Riickwirkend sollten die bezuschlagten Projekte

183 \/gl. z.B. BWE (2020): Positionspapier: COVID-19-Krise und deren Auswirkungen auf die Windenergiebranche — LINK; BWE
(202): Stellungnahme zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Anderung des EEG und weiterer energierechtlicher
Vorschriften — LINK; BWE (2022): Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMWK zum sog. Osterpaket — LINK.

184 Wie zuvor und BWE (2022): Positionspapier Verzégerungen und Preissteigerungen durch die Covid-19-Pandemie (héhere
Gewalt) bei bereits bezuschlagten Windenergie-Projekten auffangen und den Ausbau sichern! — LINK; BWE (2022)
Stellungnahme zum RegE Erneuerbaren-Energien-Gesetz u.a. — LINK.
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aus 2022 ebenfalls von einer Aussetzung der Ponale und der Realisierungsfristen profitieren. Auch
diese haben entsprechend mit Lieferverzégerungen zu kampfen.

Die bereits bezuschlagten Projekte stehen momentan ebenso vor dem Problem, dass aufgrund der
Lieferzeiten die Realisierungsfristen zu reilen drohen. Die zusatzlichen Probleme der
Lieferkettenverzogerung sollten nach einhelliger Erwartung mit dem Abflauen der Covid-19-Pandemie
im Jahr 2022 zurickgehen. Durch den Angriffskrieg Russlands in der Ukraine wurden diese in
bestimmten Bereichen aber sogar verscharft.

Der Zweck der Ponale war es, die Ernsthaftigkeit der Gebote zu sichern, sodass nur solche ernsthaften
Gebote einen Zuschlag erhalten konnen. Nichternsthafte Gebote sollten im Rahmen eines
Wettbewerbes bei Uberzeichneten Ausschreibungen ernsthaften Geboten keinen Zuschlag streitig
machen und dann am Ende nicht realisiert werden. Dies ist vor dem aktuellen Hintergrund der chronisch
unterzeichneten Ausschreibungen und der vom Gesetzgeber durch das EEG 2023 geplanten grofsen
Ausschreibungsmengen kein legitimer Zweck mehr. Aktuell hindert die Ponale an der
Ausschreibungsteilnahme, insbesondere vor dem Hintergrund der Unsicherheiten durch
Lieferkettenprobleme und die starre Frist von 24 Monaten (Ponale) und 30 Monaten
(Projektrealisierung).

Sollte die Realisierungs- und Pdnalefrist nicht ausgesetzt werden, muss diese deutlich verlangert
werden. Wichtig ist hier, dass auch die Ponalefrist verlangert werden muss. Dies wurde bisher bei den
EEG-Novellen versdumt, lediglich die Realisierungsfrist wurde angepasst.’® Dies hat unter anderem zu
der Zurtckhaltung in den Ausschreibungsrunden September und Dezember 2022 gefiihrt und wird sich
sehr wahrscheinlich im Februar 2023 wiederholen.

Ohne zeitweise Aussetzung oder zumindest Anpassung der Realisierungs- und Ponalefristen wird die
Korrektur des Héchstwertes allein nicht den gewiinschten Effekt der Entfesselung der genehmigten
Projekte und der Steigerung der Teilnahme an den Ausschreibungen haben.

13.1.1 Indexierung und Zinsdeckelung

Fir die Zukunft sind unerwartete Preisentwicklung wie im Jahr 2022 nicht vorhersehbar. Die
Entscheidung der BNetzA zur Anhebung des Hochstwertes ist richtig, aber wenig transparent erfolgt.
Die BNetzA hat von ihrer Ermachtigung rechtzeitig vor der Ausschreibungsrunde im Februar 2023
Gebrauch gemacht und den Hochstwert fur die folgenden 12 Monate auf 7,35 Ct/kWh angehoben.
Dabei handelt es sich nicht um einen Automatismus, der kinftige Preissteigerungen unmittelbar
abbilden kann. Zum einen kann § 85a EEG in seiner jetzigen Ausgestaltung praktisch erst mit
Verzogerungen greifen, zum anderen ist er nicht flexibel genug fir kurzfristige Preissteigerungen.
AuRerdem bleibt zu beflirchten, dass die BNetzA fiur die Hochsetzung des Hochstwertes nicht immer
rechtzeitig von dieser Ermdchtigung gebraucht macht. Hier liegt auRerdem ein weiteres Problem der
Regelung: Es handelt sich nach wie vor um eine , kann“-Regelung. Aus Sicht der Branche ist die Planungs-
und vor allem Investitionssicherheit mit den aktuellen Instrumenten nicht ausreichend sichergestellt.
Ein transparent angelegter Index, der Entwicklungen planbar und nachvollziehbar macht, kann hier eine
sinnvolle Losung sein. Die Auswahl der zugrunde liegenden Indizes ist nicht trivial. Es wird darauf
ankommen, eine Balance zwischen maoglichst groRer Realitatsndhe, Transparenz und Nutzbarkeit zu

185 Das Auseinandergefallen der beiden Fristen halt der BWE bis fiir nicht zielfliihrend und nicht begriindbar.
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erzielen. Dazu werden mehrere Indizes zueinander gewichtet ein Gesamtbild abgeben missen. Wichtig
flr die Planbarkeit wéare eine Anpassung des Hochstwertes automatisch, je nach Entwicklung des Index.
Gleichzeitig zu den beschriebenen Preissteigerungen erleben wir, dass die — sicher richtige — Reaktion
der Notenbanken zur Bekampfung der Inflation, seit Jahresbeginn einen Zinsschub ausgeldst hat, der in
vielen Projekten zu einer Neukalkulation fuhrt. Auftrag der KfW ist es, die Bundesregierung bei der
Erreichung der Ziele fir den Ausbau Erneuerbarer Energien zur Strom- und Warmeerzeugung zu
unterstitzen. Daflir hat sie in den vergangenen Jahren zinsglnstige KfW-Fdrderkredite bereitgestellt.
Um das Tempo der Energiewende zu dynamisieren und die Teilhabe aller Akteursgruppen zu sichern,
sollte die KfW den Zinssatz im KfW-Programm erneuerbare Energien "Standard" fir die kommenden
funf Jahre auf dem Niveau vom 1. Januar 2022 festschreiben. Kann dies nicht erreicht werden, musste
ein Index zur Anpassung des Hochstwertes die Zinsentwicklung mit abbilden.

13.1.2 Realisierung bereits 2022 bezuschlagter Projekte sichern

Gerade fir Projekte, die in den ersten drei Ausschreibungsrunden 2022 ein Gebot abgegeben haben,
war nicht ersichtlich, wie sich die Kosten im weiteren Jahresverlauf entwickeln werden. Durch
erhebliche Kostensteigerungen im Jahresverlauf sind zuvor rentable Projekte aus der Wirtschaftlichkeit
gefallen. Diese bereits bezuschlagten Projekte stehen momentan ebenso vor dem Problem, dass
aufgrund der Lieferzeiten die Realisierungsfristen zu reiRen drohen (vgl. oben). Die zusatzlichen
Probleme der Lieferketten Verzégerung sollten nach einhelliger Erwartung nach abflauen der Covid-19-
Pandemie im Jahr 2022 zuriickgehen. Durch den Angriffskrieg Russlands in der Ukraine wurden diese in
bestimmten Bereichen aber sogar verscharft.

Einige Mitglieder des BWE werden daher aufgrund des 2022 geringen Hochstwertes von maximal
5,88 Ct/kWh ihre bezuschlagten Projekte aufgrund von Unwirtschaftlichkeit nicht umsetzen kénnen.
Ihnen bleibt nur, die Realisierungsfrist verstreichen zu lassen und den Zuschlag bei Zahlung der Ponale
verfallen zu lassen. Dabei brauchen wir jedes bezuschlagte Projekt, um die Ausbauziele der
Bundesregierung zu erreichen. Die Forderung nach einer Losung fir diese Projekte ist jetzt dringender
denn je.

Neben der Aussetzung der Realisierungs- und Ponalefrist, die fir einige Vorhaben die Wirtschaftlichkeit
sichern koénnen und die Sorgen bezlglich der Lieferzeiten auflésen, sind weitere MalRnahmen
notwendig.

Aus Sicht des BWE bedarf es der Moglichkeit der Riickgabe des Zuschlags, wenn ein Projekt mit den
aktuellen Konditionen nicht wirtschaftlich umsetzbar ist. In diesen Fallen sollte es fur die
Projektierungsunternehmen moglich sein, den Zuschlag ohne Zahlung einer Pénale zurlickzugeben und
erneut in die Ausschreibung zu gehen. Hier kénnen auf den aktuellen Héchstwert Gebote eingereicht
werden. Ein Zuschlag ist damit im wettbewerblichen Verfahren der Ausschreibungen zu erlangen.
Wichtig ist dabei, dass die bezuschlagten Projekte, die ihren Zuschlag so zurlckgeben, im
Marktstammdatenregister wie neu genehmigte Projekte geflhrt werden. Andernfalls kdnnte die
BNetzA aufgrund anderer Datenlage zum Einsatz der endogenen Mengensteuerung verleitet sein und
die Ausschreibungsmenge verknappen. Projektierungsunternehmen wirden von der Rickgabe des
Zuschlags nicht leichtfertig Gebrauch machen. Schlielilich sind auf dem bestehenden Zuschlag bereits
vertragliche Verpflichtungen eingegangen worden, die bedient werden missen. Exemplarisch sei hier
auf die Kaufvertrage fiir Windenergieanlagen und die Finanzierungsvereinbarungen hingewiesen.
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13.2 Anpassung Hochstwert durch BNetzA - Benachteiligung von
Biirgerenergiegesellschaft und Pilotwindenergieanlagen

§ 36b EEG bestimmt den Hochstwert, der in Ausschreibungen fiir Wind an Land maximal erzielt werden
kann. In § 85a EEG wird die BNetzA ermdachtigt, den Hochstwert unter bestimmten Voraussetzungen
anzupassen, sowohl nach oben als auch nach unten. Der Deutsche Bundestag hat zum Ende des letzten
Jahres die Moglichkeit der BNetzA zur Anpassung der Hochstwerte fiir Wind an Land erweitert und die
Erhdhung um bis zu 25 Prozent erméglicht.'® Davon hat die BNetzA vor Jahresablauf Gebrauch gemacht
und den Hochstwert fir die kommenden 12 Monate von 5,88 Ct/kWh auf 7,35 Ct/kWh angehoben.

13.2.1 Benachteiligung der Biirgerenergiegesellschaften und
Pilotwindenergieanlagen

Die erfolgte Anpassung des Hochstwertes durch die BNetzA gilt jedoch nicht fir
Blrgerenergiegesellschaften oder Pilotwindenergieanlagen, da deren Vergitung nicht Uber die
Ausschreibung ermittelt wird, vgl. § 22 Abs. 2 Nr. 2 und 3 EEG.

13.2.1.1 Biirgerenergiegesellschaften

Wenn eine Gesellschaft alle in § 15 Nummer 3 EEG genannten Voraussetzungen erfillt, sind von ihr in
Betreib genommene Anlagen grundsétzlich von dem Erfordernis der Teilnahme an Ausschreibungen
ausgenommen. Nach § 22 Abs. 2 Nr. 3 EEG gilt dies bei Windenergieanlagen bis zu einer installierten
Leistung von 18 MW.

13.2.1.2 Pilotwindenergieanlagen

Auch Pilotwindenergieanlagen an Land, welche die Voraussetzungen der Nr. 37 in § 3 EEG erfillen, sind
bis zu einer installierten Leistung von insgesamt bis zu 125 MW pro Jahr von der Verpflichtung zur
Teilnahme an der Ausschreibung ausgenommen, § 22 Abs. 2 Nr. 2, 22a EEG.

13.2.1.3 Vergiitung

Da esim EEG 2023 keine neuen Sonderregelungen zur Vergitung fir Blrgerenergiegesellschaften oder
Pilotwindenergieanlagen gibt, gilt der unverdndert gebliebene § 46 Abs. 1 EEG. Demnach wird der
anzulegende Wert nach § 36h Abs. 1 EEG bestimmt, wobei als Zuschlagswert der Durchschnitt der
Gebotswerte des jeweils hochsten noch bezuschlagten Gebots der Gebotstermine fir Windenergie an
Land im Vorvorjahr anzusetzen ist. Fur dieses Jahr ergibt sich so ein Wert von 5,97 Ct/kWh (Durchschnitt
der Hochstwerte des Vorvorjahres 2021).

Dieser Wert liegt weit unter dem Wert fir Anlagen, welche 2023 in die Ausschreibung gehen. Somit
entsteht fr Blrgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen ein Nachteil und es ist rentabler
an der Ausschreibung teilzunehmen. Blrgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen sollten
aber gerade von der Ausschreibungspflicht ausgenommen werden und sind von den

186 |m Rahmen der Einflihrung des Gesetzes zur Einfliihrung einer Strompreisbremse (StromPBG) — ,Gesetz

zur Einfiihrung einer Strompreisbremse und zur Anderung weiterer energierechtlicher Bestimmungen*
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Kostensteigerungen ebenso betroffen, welche die BNetzA zum Anlass genommen hat, den Hochstwert
2023 auf 7,35 Ct/kWh zu erhohen.

13.2.2 Widerspruch Gesetzeszweck
13.2.2.1 Biirgerenergie

Statt wie zuvor im Rahmen von Ausschreibungen hinsichtlich des Zuschlagswertes privilegiert zu
werden, wurden Blrgerenergiegesellschaften im Jahr 2022 nach MalRgabe der weiteren Bestimmungen
des § 22b EEG kinftig von der Pflicht zur Teilnahme an Ausschreibungen ausgenommen.

Die Folge, dass Birgerenergiegesellschaften aufgrund der finanziellen Benachteiligung gegenlber
Nicht-Blrgerenergiegesellschaften nun auch in die Ausschreibung gehen mussten, widerspricht der
Einfihrung der Ausnahme von Ausschreibungspflicht durch die EEG-Novelle 2022 und damit dem
Gesetzeszweck des § 22b EEG. Sie widerspricht der genannten Zielsetzung®®’ des Erhalts und der
Starkung der Akteursvielfalt, die wichtig fir den Teilhabe und Akzeptanz vor Ort und damit fir das
Erreichen der Ausbauziele fiir erneuerbare Energien ist.

Die Privilegierung der lokal verankerten Blrgerenergiegesellschaften wurde eingefiihrt, da zum einen
die Grindung einer Birgerenergiegesellschaft mit einem viel hoheren (auch finanziellen) Aufwand
verbunden ist ¥ und zum anderen wegen des Zuschlagrisikos, durch das eine in den Ausschreibungen
bietende Birgerenergiegesellschaft beflirchten musste, die gesamten Entwicklungskosten zu verlieren.

Dies kann insbesondere fiir kleine Burgerenergiegesellschaften existenzbedrohend sein und dazu
flhren, dass diese von der Projektentwicklung abgeschreckt werden, da sie aufgrund dieses Risikos nicht
ausreichend Eigenkapital von den Birger*innen vor Ort fur die Entwicklungsphase einsammeln
kénnen.*®?

13.2.2.2 Pilotwindenergie

Die Ausnahme von Ausschreibungspflicht fir Pilotwindenergieanlagen wurde bereits bei Einfihrung der
Ausschreibung 2017 ins Gesetz aufgenommen. Die Pilotwindenergieanlagen nun durch Erhéhung des
Ausschreibungshochstwertes  Gber das Niveau der Vergltung nach Gesetz fur die
Pilotwindenergieanlagen in die Ausschreibung zu zwingen widerspricht dem Gesetzeszweck des § 22
EEG:

In der Gesetzesbegrindung®®® hieR es dazu: Nummer 3 nimmt Prototypen von dem Erfordernis der
Ausschreibung aus. Dies soll die Entwicklung neuer Anlagen erleichtern und so den Forschungs- und
Entwicklungsstandort Deutschland stérken.

Dieser Zweck gilt auch heute noch unverandert fort und darf nicht durch die aktuelle Fehlgestaltung des
Vergltungssystems unterlaufen werden.

187 Deutscher Bundestag (2022): BT-Drucksache 20/1630 — LINK.
188 zum Beispiel die Kosten der Prospektpflicht.

189 Kabinettsbeschluss der Bundesregierung (2022): Entwurf eines Gesetzes zu SofortmalRnahmen fiir einen beschleunigten
Ausbau der erneuerbaren Energien und weiteren Manahmen im Stromsektor — LINK.

190 Bundesrat (2016): BR-Drucksache 18/8860 LINK.
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Zusatzlich bestiinde das Problem, dass Pilotwindenergieanlagen, die in die Ausschreibung gehen, ihren
Status als solche verlieren durften, wonach sie nicht weiter von der Regelung des § 51 Abs. 2 Nummer
2 EEG profitieren. Hiernach greift die Regelung fiir negative Stunden fir Pilotwindenergieanlagen nicht.
Sie haben durchgehend einen Zahlungsanspruch unabhangig von den Stunden negativer Preise am
Spotmarkt.

13.2.3 Steigerung der Projektierungskosten auch bei Biirgerenergie und Pilotwind

Zudem kommen die enorm gestiegenen Kostenentwicklungen der Projektentwicklung hinzu, welche
auch bei den Blrgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen zu beriicksichtigen sind**.
Kostentreiber sind die Preise der WEA selbst mit einer deutlichen Steigerung im vergangenen Jahr, teils
verzehnfachte Vermarktungskosten, die heute bei etwa 3 Ct/kWh liegen, sowie hohere Kosten fir den
Wege- und Kabelbau, die Fundamente der WEA und den Transport. Darlber hinaus gab es sehr starke
Preissteigerungen bei Umspannwerken. Die Gesamtkostensteigerungen zwischen 30 und 40 Prozent
flhren dazu, dass im Zusammenspiel mit weiteren Faktoren die Wirtschaftlichkeit der Projekte auf Basis
der oben dargestellten Vergiitung nicht mehr gegeben ist

Neben Einzelaspekten der Projekte ist seit Jahresbeginn 2022 eine Zinssteigerung um 300 Prozent zu
verzeichnen, die dazu fihrt, dass sich die Finanzierungsbedingungen in vielen Projekten erheblich
verschlechtert haben (hohere Eigenkapitalquote, geringere Kreditlaufzeiten u.a.). Die gestiegenen
Zinsen von 3 Prozentpunkten wirken sich massiv auf die Gesamtkosten aus.

13.2.4 Anpassung der Vergiitung fiir Birgerenergie und Pilotwindenergie

Insgesamt werden die Birgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen nach der aktuellen
Regelung erst mit groRer Verzdogerung von der Anpassung des Hochstwerts in den Ausschreibungen
durch die BNetzA profitieren konnen. Aktuell bliebe ihnen dafir lediglich die Teilnahme an den
Ausschreibungen. Dies widerspricht jedoch dem urspringlichen Gesetzeszweck. Deshalb regt der BWE
eine zeitnahe Anpassung des Hochstwertes des Vorvorjahres in gleicher Héhe von 25 Prozent fir
Blrgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen an. Die Anpassungen durch die BNetzA fur
den Ausschreibungshdchstwert sollten automatisch auch fir Strom aus Windenergieanlagen an Land
gelten, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, § 46 Abs. 1 EEG. Daraus ergibt sich folgende
Berechnung fir die Birgerenergiegesellschaften und Pilotwindenergieanlagen des Jahres 2023:

Durchschnitt héchster noch beaufschlagter Gebotswert 2021 = 5,97 Ct/kWh
Prozentuale Erhéhung = 0,25
Neuer Hochstwert = 5,97 Ct/kWh x 1,25 = 7,46 Ct/kWh

Der neue Hochstwert des Vorvorjahres sollte somit bei 7,46 Ct/kWh liegen.

13.2.5 Gesetzesvorschlag

Der BWE schlagt folgende Ergdnzung des § 46 Abs. 1 EEG vor:

191 ygl. hierzu BWE (2022): Stellungnahme zum EEG im StromPBG — LINK.
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Fir Strom aus Windenergieanlagen an Land, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird,
berechnet der Netzbetreiber den anzulegenden Wert nach § 36h Absatz 1; dabei ist der
Zuschlagswert durch den Durchschnitt aus den Gebotswerten des jeweils héchsten noch
bezuschlagten Gebots der Gebotstermine fiir Windenergieanlagen an Land im Vorvorjahr zu
ersetzen. § 36h Absatz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden. Eine Erh6hung des Héchstwertes
durch Festlegung der Bundesnetzagentur nach § 85a Absatz 1 S. 1 findet entsprechende
Anwendung auf Strom nach Satz 1.

Zusitzlich muss durch eine Ubergangsvorschrift sichergestellt werden, dass diese Erh6hung bereits
fiir die im Dezember 2022 erfolgte Anpassung durch die BNetzA greift.

13.3 Neuer § 6a EEG: Teilhabe der Biirger*innen vor Ort

Die Windenergie an Land nimmt bei der Erreichung der nationalen Energie- und Klimaziele eine
tragende Rolle ein. Dadurch steht die Branche vor der groRen Herausforderung, bis 2030 rund 110 GW
Wind-Leistung in Deutschland zu installieren. Dieser Ausbau gelingt nur mit einem starken
gesellschaftlichen Rickhalt sowie Teilhabe von Blrger*innen an den konkreten Projekten vor Ort.

Der BWE ist bestrebt, dass der Ausbau der Windenergie weiter durch eine breite gesellschaftliche
Beteiligung und Teilhabe getragen wird. Im Umfeld von Windenergievorhaben in Kommunen sind
Moglichkeiten echter Teilhabe, Splrbarkeit von regionaler Wertschépfung und praktischem Nutzen fir
die Birger*innen durch Windenergie die konkreten Handlungsfelder. Blrger*innen sowie Kommunen
vor Ort mussen von Anfang an in die Planungen einbezogen und an Windenergieanlagen auch
okonomisch maligeblich beteiligt werden.

Mit der Einfihrung des § 6 EEG 2021 wurde eine Mdglichkeit geschaffen, die Kommunen, auf deren
Gemeindegebiet Windenergieanlagen geplant sind (oder nach Aktualisierung EEG 2023 auch fir
bestehende Windenergieanagen), an den Einnahmen dieser Anlagen zu beteiligen und somit die
Akzeptanz fir den Zubau von Windenergieanlagen an Land zu erhéhen. Nach § 6 Abs. 1 S. 1 EEG aktuelle
Fassung sollen Anlagenbetreiber*innen Gemeinden, die von der Errichtung ihrer Anlage betroffen sind,
finanziell beteiligen. Flankierend regelt § 6 Abs. 4 S. 3 EEG, dass Vereinbarungen Uber solche , nicht als
Vorteil im Sinn der §§ 331 bis 334 des Strafgesetzbuchs” gelten.

Insgesamt regelt § 6 EEG aber ausschlieRlich direkte finanzielle Zuwendungen an die
Gemeinden/Landkreise. Die ausdricklich nicht vorgesehene Zweckbindung der Zahlung entsprechend
§ 6 EEG verhindert haufig, die Vorteile der Energiewende vor Ort durch konkrete Malinahmen auch
sichtbar zu machen.

Es fehlt ein Instrument nicht nur den Gemeinden, sondern auch deren Anwohnern und
Anwohnerinnen, konkrete Teilhabemoglichkeiten anbieten zu konnen, ohne dabei in einem
rechtlichen Graubereich zu agieren. Auch solche MalBnahme, die Uber direkte Zahlungen an die
Gemeinde hinausgehen, sollten in einem begrenzten Rahmen daher moglich und von der
Sanktionierung der §§ 331 bis 334 StGB ausgenommen sein.

Konkret: Es wird folgender & 6a EEG neu eingeflihrt:

§ 6a Weitere MafSnahmen zur Steigerung der regionalen Teilhabe
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(1) Betreiber von Windenergieanlagen diirfen in Gemeinden oder Landkreisen, die von der
Errichtung ihrer Anlage gemdf3 § 6 Abs. 2 Satz 2 oder Satz 3 betroffen sind, TeilhabemafSnahmen
gemdfs Absatz 4 ohne Gegenleistung anbieten oder sich an solchen beteiligen, wenn die Anlage
eine installierte Leistung von mehr als 1.000 Kilowatt hat.

(2) Betreiber von Freifldchenanlagen diirfen in Gemeinden oder Landkreisen, die von der
Errichtung ihrer Anlage gemdfs § 6 Abs. 3 Satz 2 oder Satz 3 betroffen sind, TeilhabemafSnahmen
gemdfs Absatz 4 ohne Gegenleistung anbieten oder sich an solchen beteiligen.

(3) Vereinbarungen lber TeilhabemafSnahmen nach diesem Paragrafen bediirfen der Schriftform
und dirfen fiir Windenergieanlagen bereits zu dem in § 6 Absatz 4 Nr. 1 und fir
Freifldchenanlagen zu dem in § 6 Absatz 4 Nr. 2 festgelegten Zeitpunkt geschlossen werden. Die
Vereinbarungen gelten nicht als Vorteil im Sinn der§§ 331 bis 334 des Strafgesetzbuchs. Satz 2
ist auch fiir Angebote zum Abschluss einer solchen Vereinbarung und fiir die darauf beruhenden

Zuwendungen anzuwenden.

(4) Teilhabemafsnahmen nach diesem Paragrafen sind Mafinahmen, die der Férderung der
erneuerbaren Energien, dem Klimaschutz oder der Daseinsvorsorge dienen und deren Zweck eine
regionale Teilhabe an den Ertréigen der Windenergieanlagen ist. Sie diirfen sich mindestens auf
das Gebiet einer betroffenen Gemeinde und maximal auf die Gebiete aller betroffenen
Gemeinden und Landkreise beziehen. TeilhabemafSnahmen sind insbesondere

1. vergiinstigte gesellschaftsrechtliche Biirger- und Gemeindebeteiligungen,

2. attraktive finanzielle Beteiligungsmodelle (z.B. Biirgersparbrief in Kooperation mit
einer regionalen Bank und mit erhéhten Zinskonditionen),

3. die Mitfinanzierung kommunaler Einrichtungen, wie u.a. Kindertagesstdtten und
Freizeiteinrichtungen,

4. Biirgerstrommodelle (insbesondere verglinstigte Stromtarife, Zuzahlungen auf
Stromrechnungen, direkter verglinstigter Stromeinkauf),

5. Férderung einer nachhaltigen Verkehrsinfrastruktur (z.B. Ladesdulen fiir E-Mobilitét),

6. privilegierte Kooperationen mit regionalen Unternehmen (z.B. ebenfalls vergiinstigter
Stromeinkauf),

7. Spenden oder Sponsoringzahlungen an Vereine oder (Biirger-) Stiftungen und

8. Vergabe von Stipendien im Rahmen der Kulturférderung.

Teilhabemafsnahmen diirfen nicht aus direkten finanziellen Zuwendungen ohne Gegenleistung
an die Gemeinden oder Landkreise bestehen, sondern unterliegen einer Zweckbindung gemdys
Satz 1. Der Zweck der Teilhabemafsnahme ist in der schriftlichen Vereinbarung nach Absatz 3
festzuhalten. TeilhabemafSinahmen diirfen nicht einzelne Personen oder Personenmehrheiten
persénlich beglinstigen, es sei denn, dies ist durch den Zweck der Mafnahme zwingend
vorgegeben.

(5) Teilhabemafnahmen sind von den [Gemeinden oder Landkreisen] in geeigneter Weise, z.B.
im [Amtsblatt], zu veréffentlichen.
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Der neue § 6a EEG sollte entsprechend der Erweiterung des § 6 EEG auch flr Bestandsanlagen gelten.
Die sollte in einer entsprechenden Ubergangsvorschrift geregelt werden.

Vorteil dieser MaBBnahme ist neben der direkten Teilhabe der Biirger*innen und der damit
einhergehenden Akzeptanzférderung auch, dass diese kurzfristig umsetzbar ist. Es werden keine
weiteren Gelder oder neuen Strukturen bendétigt und sie wirkt umgehend und dient der
Beschleunigung des Windenergieausbaus an Land. Aktuell braucht es mehr denn je schnell greifende
MaBnahmen.

Der BWE-Regelungsvorschlag betrifft ebenso Freiflachenanlagen, da fir diese eine Erweiterung ebenso
sinnvoll ist.

13.1 Definition der , fristgerechten Ausstattung” mit BNK im EEG aufnehmen

Uber den § 9 Abs. 8 im EEG hat der Bundesgesetzgeber die Betreiberinnen?®? von WEA verpflichtet, bis
Ende 2023 ihre Anlagen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) auszustatten. Von der
BNK-Regelung sind aktuell Gber 14.000 WEA in Deutschland betroffen. Der BWE begriiRt den breiten
Einsatz der BNK an Bestands- und Neuanlagen und die damit verbundene Akzeptanzsteigerung.
Insbesondere bei Anwohner*innen fihrt die BNK zu mehr Zustimmung des Baus effizienter und hoher
WEA.

Leider zeigten bereits die Umfragen der Fachagentur Windenergie an Land aus dem Jahr 20223, dass
die Umsetzung der BNK trotz ausreichend vorhandener baumustergeprifter BNK-Hersteller stockend
verlauft. Der BWE hatte darauf aufbauend eine Fristverldangerung bis Ende 2024 gefordert. Bestatigt
wird die damalige Analyse der Fachagentur durch eine Befragung des BWE bei den Herstellern von BNK-
Systemen. Die Befragung zum Stichtag 1. Februar 2023 zeigt, dass nahezu alle Betreiberinnen rechtzeitig
BNK-Systeme bestellt haben, jedoch Anfang des Jahres bundesweit nur ein Drittel der WEA
entsprechend ausgestattet waren. Obwohl die Betreiberinnen friihzeitig Vertrage abgeschlossen und
die Genehmigungsunterlagen eingereicht haben, besteht die Gefahr, dass ein nicht unerheblicher Teil
der WEA nicht rechtzeitig bis Ende des Jahres mit funktionstiichtigen BNK-Systemen ausgestattet
werden kann. Um Betreiberinnen, die rechtzeitig aktiv geworden und unverschuldet aufgrund von
Lieferengpassen und/oder Problemen in den Genehmigungsbehorden in Verzug geraten sind, vor
Strafzahlungen gemaR § 52 EEG zu schiitzen, schldgt der BWE vor, dass folgende Ubergangsregelung im
EEG aufgenommen wird:

Konkret: § 9 Abs. 8 EEG wird um folgende Satze 4 und 5 (neu) und Satz 4 und 5 a.F. werden zu 6 und 7
n.F.:

Von einer fristgerechten Ausstattung im Sinne von Satz 1 und 3 ist fiir Windenergieanlagen,
die bereits vor Beginn der Ausstattungsverpflichtung in Betrieb genommen wurden, auch bei
Nichteinhalten der Frist des Satzes 3 auszugehen, wenn der Anlagenbetreiber bis zum
01.01.2024 einen priiffdhigen Antrag beziiglich der Installation und des Einsatzes einer

192 Hierbei handelt es sich um juristische Personen. Daher wird durchgehend das Femininum verwendet.
193 Fachagentur Windenergie an Land, Kurzinformation - Update: Umsetzung der bedarfsgesteuerten

Nachtkennzeichnung, Marz 2023 - LINK.
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https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Befeuerung/FA_Wind_Update_Umfrage_zur_Umsetzung_der_BNK_3-2022.pdf
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Einrichtung zur bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung bei der nach Landesrecht fiir die
Anerkennung der standortbezogenen Priifung zustidndigen Behérde eingereicht hat. Die
Erfiillung der Voraussetzungen des Satzes 4 hat der Anlagenbetreiber auf Verlangen des
zustéindigen Netzbetreibers durch Vorlage entsprechender Unterlagen nachzuweisen.
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